
TÄTIGKEITSBERICHT 2018





Inhaltsverzeichnis | 3

INHALTSVERZEICHNIS

DIE VERBRAUCHERZENTRALE BERLIN E.V.

VORWORT

DAS JAHR 2018 AUF EINEN BLICK

VERBRAUCHERRECHTSBERATUNG

VERBANDSKLAGE

FINANZDIENSTLEISTUNGEN

WIRTSCHAFTLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ
 
ZIELGRUPPENORIENTIERTER VERBRAUCHERSCHUTZ

MIGRANTEN UND VERBRAUCHERSCHUTZ

GESUNDHEIT UND PFLEGE

LEBENSMITTEL UND ERNÄHRUNG

ENERGIEBERATUNG

ENERGIESCHULDENBERATUNG

PRESSESCHAU

ORGANISATION

BERATUNGSSTATISTIK 2018 

BILANZ ZUM 31.12.2018

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 2018   
 
ÖFFNUNGSZEITEN UND BERATUNGSTERMINE

4

5

6-7

8-10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20-21

22

23

24

25

26



| Die Verbraucherzentrale Berlin e.V.4

Für die Fragen und Probleme der Verbraucherinnen und 
Verbraucher sind wir die erste Anlaufstelle in der Stadt. 
Wir beraten zu den vielfältigen Themen des privaten 
Konsums, wir bieten konstruktive Lösungswege bei Pro-
blemen mit Anbietern und unterstützen bei unübersicht-
lichen Angeboten. 
Über unsere Vorträge und Veranstaltungen geben wir den 
Durchblick zu aktuellen Problemstellungen wie gesunder 
Ernährung oder Möglichkeiten der Energieeinsparung, 
ebenso wie zu komplexen Themen wie Baufinanzierung 
oder Urheberrecht. 
Unsere Beratungsangebote können Verbraucherinnen 
und Verbraucher auf einfachem Wege in Anspruch neh-
men, persönlich, telefonisch oder per E-Mail. Viele An-
gebote, abhängig vom Thema der Beratung, sind kosten-
günstig, manche auch kostenfrei. Die Beratungen sind 
anbieterunabhängig, dies ist ein wichtiges Qualitäts-
merkmal unserer Arbeit und unterscheidet uns von an-
deren Angeboten. 
Die Verbraucherzentrale Berlin ist gemeinnützig und 
überwiegend öffentlich finanziert. Wir sind parteipoli-
tisch neutral und vertreten die Interessen der Berliner 
Verbraucherinnen und Verbraucher gegenüber Wirtschaft 
und Politik – auf landespolitischer Ebene und in den Be-
zirken. Wir informieren Medien und Öffentlichkeit über 
wichtige und aktuelle Verbraucherthemen. 
Die Verbraucherzentrale Berlin ist mit vielen Einrichtun-
gen der Stadt Berlin vernetzt und kooperiert seit vielen 
Jahren erfolgreich mit Schulen und Organisationen in der 
Jugend- und Erwachsenenbildung. Wir decken eine große 
Bandbreite an Themen ab, um Verbraucherbildung nach-
haltig und leicht verständlich zu vermitteln. 
Durch die Kooperation mit Bildungsträgern und Migran-
tenorganisationen erreichen wir auch diejenigen Ver-
braucher und Verbraucherinnen, die sich im deutschen 
Rechtssystem nicht sicher bewegen können. Wir helfen 
ihnen, ihre Rechte als Verbraucher wahrzunehmen. Zu-
sammen mit anderen Verbraucherzentralen beteiligen 
wir uns an vielen Projekten, zum Beispiel zu den Themen 
Pflege, Ernährung und Energie. Das ermöglicht der Ver-
braucherzentrale Berlin, auf aktuelle Problemlagen zu re-
agieren, Märkte intensiv zu durchleuchten und vertiefte 
Fachexpertise aufzubauen.

DIE VERBRAUCHERZENTRALE BERLIN E.V.
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Der Kern der Verbraucherarbeit bleibt die persönliche 
Beratung in der Verbraucherzentrale. Die Nachfrage 
nach unabhängigem Expertenwissen bleibt unverändert 
hoch, und unsere neue Online-Terminvergabe hat sich in 
der Praxis sehr gut bewährt. Über die Hälfte der Verbrau-
cher*innen, die unsere Angebote wahrnehmen, bucht 
heute einen Termin über unsere Website. 
Das Thema Energie bildete auch in 2018 einen Schwer-
punkt unserer Arbeit. Seit Mai helfen die Berater*innen 
unserer Energieschuldenberatung Berliner Verbrau-
cher*innen, Strom- und Gassperren abzuwenden. Ver-
braucherschutzsenator Dr. Dirk Behrendt überzeugte 
sich bei einem Besuch in der Verbraucherzentrale be-
reits von der engagierten Arbeit im Projekt.
Aber auch die Themen Pflege und Gesundheit waren in 
2018 wieder stark nachgefragt. Leider endete das Pro-
jekt „Ambulante Pflegeverträge“. Seit Ende des Jahres 
fördert das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz aber ein Projekt zum „Grauen Pflege-
markt“, das sich auf die 24-Stunden-Betreuung zu Hause 
konzentriert und gemeinsam mit den Verbraucherzentra-
len Brandenburg und Nordrhein-Westfalen durchgeführt 
wird. 
Gewohnt stark ist das Interesse bei Öffentlichkeit und 
Verbraucher*innen gleichermaßen an Themen rund um 
Lebensmittel und gesunde Ernährung. Der Berliner Se-
nat entwickelt derzeit eine Ernährungsstrategie, bei der 
die vielfältigen Erfahrungen der Fachkolleg*innen vor al-
lem bei der Ernährungsbildung einfließen. Hier konnten 
wir auch eigene Akzente setzen und haben uns mit einer 
Abfrage bei den Lebensmittelüberwachungsbehörden 
für die Einführung eines „Hygienebarometers“ in Berlin 
stark gemacht. 

Verabschieden mussten wir uns leider nach mehreren 
Jahren erfolgreicher Arbeit von dem Projekt „Migranten 
und Verbraucherschutz in digitalen Märkten“, das die 
Verbraucherzentrale in Kooperation mit den Verbrau-
cherzentralen Bremen und Hamburg bis August 2018 
durchgeführt hat und vom Bundesministerium der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz gefördert wurde. Dafür 
konnten wir ein neues Projekt starten – „DIGI-MEE[H]R –  
Sicher schwimmen im Internet“. Seit September 2018 
fördert die Berliner Senatsverwaltung für Justiz, Ver-
braucherschutz und Antidiskriminierung dieses Projekt, 
das die Kompetenz von Grundschulkindern in digitalen 
Themen stärkt und sie für Gefahren im Internet sensibi-
lisiert. 
Auch das Jahr 2019 startete mit viel Schwung. Die Ver-
braucherzentrale begann ein neues Projekt innerhalb 
des Berliner Energie- und Klimaschutzprogramms, das 
sich gezielt an Eigenheimbesitzer richtet. Im Juli wird das 
bundesweite Projekt „Verbraucher stärken im Quartier“ 
auch in Berlin starten. Die Verbraucherzentale wird dann 
in Moabit-Ost Präsenz zeigen und Verbraucher*innen 
helfen, sicher durch den Konsumalltag zu kommen.
Wir danken allen Zuwendungsgebern, Mitgliedern und 
Kooperationspartner*innen für die Unterstützung unse-
rer Arbeit und den Verbraucher*innen für ihr Vertrauen.

Reiner Wild
Vorsitzender des Verwaltungsrats

Dörte Elß
Vorstand

VORWORT



Bestellen

Januar SeptemberMai

März NovemberJuli

Dezember

Februar Oktober

April August

Juni

Internationale Grüne Woche Andrang auf dem Drachenfest Online-Terminvergabe geht an den Start

Weltverbrauchertag 3. Familientag der VerbraucherzentraleVerbraucherschutzsenator zu Besuch

Neues Pfl egeprojekt geht an den Start

Marktcheck Online-Lebensmitteldienste Musterfeststellungsklage kommt

Start der Energieschuldenberatung Marktwächter-Tour 2018

Umweltfestival am Brandenburger Tor

Die Marktwächter-Roadshow machte halt auf dem 
Hermannplatz in Berlin-Neukölln. Neben vielen 
Bürger*innen besuchte auch Verbraucherschutz-
staatssekretär Gerd Billen den Stand.

Das Umweltfestival ist seit Jahren ein fester 
Termin für die Verbraucherzentrale Berlin, so 
auch 2018. Mit gleich zwei Ständen waren die 
Kolleg*innen vor Ort und beantworteten die 
Fragen der Besucher*innen rund um das 
Thema Energiesparen und Verbraucherschutz.  

Die Grünen-Politikerin Katrin 
Göring-Eckardt informierte sich am 

Messestand der Verbraucherzentrale
zum Thema Nahrungsergänzungsmittel.    

Große Nachfrage und lange Schlangen am 
Informationsstand der Verbraucherzentrale 

Berlin auf dem Internationalen 
Drachenfest auf dem Tempelhofer Feld

Seit Mai 2018 können Verbraucher*innen über die 
Webseite der Verbraucherzentrale Berlin Termine 

für Beratungen und Vorträge buchen. Das Angebot 
wird sehr gut angenommen. Inzwischen wird die 
Mehrzahl der Beratungstermine online gebucht.  

 „Ihre Energie - unsere Erfahrung“
Unter diesem Motto beantwortete die 

Verbraucherzentrale Berlin im Rahmen 
des Weltverbrauchertags Fragen rund 
um das Thema Energie. Der Stand auf 

dem Wittenbergplatz war trotz frostiger 
Temperaturen gut besucht.

Spiel, Spaß und Verbraucherwissen standen auch 
beim 3. Familientag der Verbraucherzentrale Berlin 

wieder im Fokus. An verschiedenen Ständen im 
Labyrinth Kindermuseum konnten kleine und große 
Besucher*innen spielerisch ihr Wissen zu den The-

men Kaufverträge, Gewährleistung und Garantie, 
Lebensmittel, Energiesparen und 

Versicherungen testen.

Der Berliner Verbraucherschutzsenator 
Dr. Dirk Behrendt zu Besuch in der 

Verbraucherzentrale Berlin. Vor Ort  informierte 
er sich über die Arbeit der im April 2018 

gestarteten Energieschuldenberatung.  

Zum Jahresende startete die Verbrau-
cherzentrale Berlin das Projekt „Ver-
braucherschutz im ‚Grauen Pfl egemarkt‘ 
stärken“. Das zweijährige Projekt wird in 
Kooperation mit den Verbraucherzentralen 
Brandenburg sowie Nordrhein-Westfalen 
durchgeführt.

In ihrem gemeinsamen Marktcheck untersuchten 
die Verbraucherzentralen Berlin und Brandenburg 
die Verfügbarkeit und Alltagstauglichkeit von 
Online-Lieferdiensten im Stadt-Land-Vergleich. Im 
Ergebnis zeigten sich große Unterschiede zwischen 
Hauptstadt und ländlichen Regionen.

Die Erhebung der Musterfeststel-
lungsklage gegen Volkswagen stand 
unmittelbar bevor. Die  Klage wurde 
vom Verbraucherzentrale Bundes-
verband am 1. November eingereicht.

Mit dem Start der Energieschuldenberatung 
der Verbraucherzentrale Berlin wurde eine wichtige 
„Beratungslücke“ in der Hauptstadt geschlossen. 
Seit April 2018 können sich von Strom- und Energie-
sperren bedrohte Berliner*innen Rat und Hilfe bei 
der Verbraucherzentrale Berlin holen.

| Das Jahr 2018 auf einen Blick6
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| Verbraucherrechtsberatung8

In 2018 suchten die meisten Ratsuchenden die Verbrau-
cherzentrale auf, um sich zu den Themen Telekommuni-
kation, Online-Handel und Dienstleistungen beraten zu 
lassen. Daneben kam es vermehrt zu Problemen mit In-
kassounternehmen aufgrund eines Identitätsdiebstahls. 
In der Rechtsberatung hat die Verbraucherzentrale vie-
len Verbraucher*innen die Rechtslage erklärt und ihnen 
konkrete Hilfestellung gegeben. Bei Bedarf vertraten die 
Verbraucherberater*innen die Ratsuchenden rechtlich, 
um eine außergerichtliche Streitbeilegung zu erwirken.

Telekommunikation
Besonders häufig traten in diesem Jahr sogenannte 
untergeschobene Verträge auf. Verbraucher*innen be-
richteten, dass ihnen bei der Vertragsunterzeichnung 
elektronische Signaturpads vorgelegt wurden. Dabei 
konnten sie nicht sehen, was und wieviel sie unterzeich-
net hatten. Später mussten die Verbrauer*innen feststel-
len, dass sie ungewollt mehrere Verträge unterzeichnet 
hatten. 

Auch bei Telefongesprächen mit dem Kundenservice von 
Telekommunikationsunternehmen kam es gehäuft zur 
Zusendung von Auftragsbestätigungen und Hardware, 
ohne dass solch ein Vertrag gewollt war. 

Digitale Märkte
Große Aufmerksamkeit hat das Thema Identitätsdieb-
stahl auf sich gezogen. Vornehmlich ältere Menschen 
suchten die Verbraucherzentrale auf, da sie Forderun-
gen in beträchtlicher Höhe von ihnen nicht bekannten 
Firmen oder Inkassounternehmen bekamen, teils sogar 
mehrere Forderungen gleichzeitig. Bestellungen wurden 
dabei häufig über About You, Zalando oder andere On-
line-Versandhändler von unbekannten Dritten getätigt. 

Da die Ware vorher abgefangen wurde, kam sie noch 
nicht einmal bei den Verbraucher*innen an. Die außer-
gerichtliche Interessenvertretung durch die Verbraucher-
zentrale war jedoch meist erfolgreich, die Kunden muss-
ten nicht bezahlen.

Urheberrecht
2018 waren wieder viele Verbraucher*innen mit Ab-
mahnschreiben von Anwaltskanzleien konfrontiert, weil 
sie Tauschbörsen zum Filesharing genutzt haben sollen, 
wie BitTorrent, Vuze, (ehemals Azureus), eMule oder 
eDonkey. Bei der Nutzung solcher Börsen wird Film- oder 
sonstiges urheberrechtlich geschütztes Datenmaterial 
heruntergeladen. Gleichzeitig werden diese Dateien 
aber auch anderen Nutzer*innen zum Download zur Ver-
fügung gestellt. Dabei kommt es nach einem Urteil des 
Bundesgerichtshofs von Dezember 2017 nicht darauf an, 
dass ein Nutzer eine lauffähige Version eines Films oder 
eines Teils davon zum Herunterladen anbietet. Es reicht, 
wenn er Dateifragmente zur Verfügung stellt, damit er als 
Mittäter gemeinschaftlich mit den anderen Nutzer*innen 
der Tauschbörse haftet. Die Zurverfügungstellung läuft 
zumeist im Hintergrund ab. Wird die Rechtsverletzung 
bemerkt, kann der Betroffene in der Folge aufgefordert 
werden, eine Unterlassungserklärung zu unterzeichnen 
sowie Anwaltskosten und Schadenersatz zu bezahlen. 
Welche Reaktion auf eine Abmahnung erfolgen sollte, 
ist in der Beratung für jeden Einzelfall individuell zu ent-

VERBRAUCHERRECHTSBERATUNG

Herr B. erhielt eine Inkassoforderung in 
Höhe von rund 1.300 Euro samt einer Titu-

lierungsankündigung, das ist die Androhung eines 
Mahnbescheides, falls nicht bezahlt wird.
Forderungsgrund seien Online-Bestellungen gewe-
sen. Herr B. ist 88 Jahre alt und hat noch nie etwas im 
Internet bestellt. Obwohl sich Herr B. schon mehrfach 
telefonisch und schriftlich an das Inkassounterneh-
men gewendet hat, kam es zu keiner Einstellung der 
Angelegenheit.
Erst nachdem sich die Verbraucherzentrale einge-
schaltet und dem Verbraucher geraten hatte, eine 
Strafanzeige wegen Identitätsdiebstahl zu stellen, 
kam es zur Einstellung des Verfahrens. Herr B. erhielt 
sogar eine Entschuldigung wegen der entstandenen 
Unannehmlichkeiten von dem Inkassounternehmen, 
auch im Namen der Auftraggeberin.

Petra Hegemann

Bereichsleiterin Recht und Beratung
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scheiden. Häufig sind Ansprüche zumindest teilweise 
unberechtigt, in anderen Fällen besteht Aussicht darauf, 
die Schadenersatzsumme im Verhandlungswege zu ver-
ringern.

Beratung zu Rundfunkbeiträgen
Die Beratung zu den Rundfunkbeiträgen wurde von den 
Verbraucher*innen sehr gerne und rege in Anspruch 
genommen. Es gab eine deutliche Steigerung der 
Nachfrage an Beratungen, da ab Mai 2018 der Melde-
datenabgleich erneut erfolgte. Damit gingen zahlreiche 
nachträgliche Anmeldungen von Beitragskonten einher, 
zugleich wurden vielfach Nachzahlungen eingefordert. 

In seinem Urteil vom 18. Juli 2018 entschied das Bun-
desverfassungsgericht, dass eine Beitragserhebung für 
Zweitwohnungen verfassungswidrig sei. Dies führte zu 
einem Schwerpunkt der Beratungen in der Verbraucher-
zentrale, ab wann die Befreiung von diesen Rundfunk-
beiträgen möglich ist und welche Verbraucher*innen 
davon profitieren können.

Konstant hoch blieben zudem die Beratungswünsche zu 
Aufklärung und Umgang mit Beitragsrückständen. Die 
Frage, wann Rundfunkbeiträge ermäßigt oder ganz er-
lassen werden können, wurde häufig gestellt. Auch Kom-
munikationsprobleme mit dem Beitragsservice spielten 
im Jahr 2018 wieder eine große Rolle. Neben dem per-
sönlichen Kontakt schätzen die Verbraucher*innen vor 
allem die Möglichkeit, sich bei der Verbraucherzentrale 
unabhängig und kostenlos über die Rundfunkbeiträge 
beraten zu lassen. 

Energierecht
Verbraucher*innen besuchten die Energierechtsbera-
tung, weil sie Fragen zum Anbieterwechsel sowie zum 
Widerruf und zur Kündigung von Energieverträgen hat-
ten. Die Beratungsnachfrage zu unerwünschten Ver-
tragsabschlüssen am Telefon oder an der Haustür war 
im Jahr 2018 konstant hoch. Auch an unserem Aktions-
stand auf dem Wittenbergplatz am Weltverbrauchertag 
berichteten Verbraucher*innen von ihren Erfahrungen 
mit dubiosen Vertriebsstrategien.

Ein Dauerthema in der Beratung sind Preiserhöhungen 
und Preiserhöhungsschreiben. Viele Verbraucher*innen 
erfuhren erst mit ihrer Vorjahresabrechnung von den 
Preiserhöhungen. Diese sind nur zulässig, wenn sie auf 
einer wirksamen Rechtsgrundlage beruhen und wenn 
sie Verbraucher*innen auch formal ordnungsgemäß mit-
geteilt werden. 

Fehlt eine dieser Voraussetzungen, ist die Preiserhöhung 
nicht wirksam und braucht daher nicht gezahlt werden. 

Laut einem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 6. August 
2018 muss der Grundversorger in seiner Mitteilung an 
die Kund*innen die bisherigen und die neuen Bestand-
teile der Preiserhöhung gegenüberstellen – wie zum 
Beispiel EEG-Umlage, Konzessionsabgabe und Netznut-
zungsentgelte. Der Kunde muss aus der Mitteilung direkt 
erkennen können, welche Kostenfaktoren sich geändert 
haben. Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entschei-
dung klargestellt, dass Verbraucher*innen in der Lage 
sein sollen, die Preiserhöhung nachzuvollziehen, um zu 
beurteilen, ob ein Anbieterwechsel sinnvoll ist.

Im Rahmen des Beratungsgesprächs ermittelt die Ver-
braucherzentrale mit den Verbraucher*innen die recht-
lichen Möglichkeiten und unterstützt sie bei der Formu-
lierung von Schreiben an den Energieversorger. Ebenso 
klärt die Verbraucherzentrale über die Möglichkeit eines 
Schlichtungsverfahrens bei der Schlichtungsstelle Ener-
gie e.V. auf.

Marktwächter
Die Marktwächter sind ein breit angelegtes, bundes-
weites Projekt der Verbraucherzentralen der Länder und 
des Verbraucherzentrale Bundesverbands. Es ist ein 
Frühwarnsystem, mit dem diese Organisationen den Di-
gitalen Markt, den Finanzmarkt und den Energiemarkt 
beobachten und analysieren. So können strukturelle 
Verbraucherprobleme früh identifiziert werden.

Täglich schildern Verbraucher*innen den Verbraucher-
zentralen Probleme mit dubiosen Anbietern oder geben 
wichtige Hinweise zu neuen Betrugsmaschen am Markt. 

Fabian Tief

Jurist
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Die Verbraucherzentrale leitete im Jahr 2018 über 500 
besonders auffällige Beratungsfälle an das Frühwarn-
system der Marktwächter weiter.

Schwerpunkt-Verbraucherzentralen werten diese Fälle 
aus, machen in der Öffentlichkeit auf Fehlentwicklungen 
aufmerksam und leiten daraus politische Forderungen ab. 

Reiserecht
Die Berliner*innen sind und bleiben reiselustig. Doch 
nicht immer halten die Reisen, was sie bei der Buchung 
versprechen. Die Liste der Mängel ist lang: Baulärm, die 
Ausstattung von Hotels und Kreuzfahrtschiffen, über-
buchte Hotels, fehlendes Reisgepäck, verspätete und 
annullierte Flüge, hohe Stornokosten. Diese Themen be-
stimmten den Inhalt der Reiserechtsberatung.

Viele Reiseveranstalter und Fluggesellschaften versuch-
ten auch 2018, berechtigte Minderungsansprüche und 
Ausgleichszahlungen abzuwehren. Erst durch die Inte-
ressenvertretung der Verbraucherzentrale konnten be-
rechtigte Ansprüche durchgesetzt oder akzeptable Ver-
gleichsangebote erzielt werden.

Das neue Pauschalreiserecht
Zum 1. Juli 2018 ist das Reiserecht grundlegend refor-
miert worden. Damit ist Deutschland der Umsetzungs-
pflicht der Pauschalreiserichtlinie (EU) 2015/2302 nach-
gekommen. Da wenig Raum für nationale Abweichungen 
blieb, führt dies an manchen Punkten zur Absenkung 
des bisherigen Schutzniveaus, es bringt aber auch deut-
liche Verbesserungen für die Reisenden. Diese haben 
zum Beispiel mehr Zeit, Reisemängel anzuzeigen. Bisher 
galt eine Frist von einem Monat, um Ansprüche geltend 
zu machen. Seit 1. Juli 2018 beträgt die Frist zwei Jahre. 

2018 mussten weitere Fluggesellschaften Insolvenz an-
melden, so die Berliner Fluggesellschaft Small Planet 
Airlines und die skandinavische Fluggesellschaft Prime-
ra Air.

Wiederum waren Berliner Flugreisende betroffen. Es ist 
überaus unbefriedigend, wenn die Verbraucherzentrale 
immer wieder nur erklären kann, dass Verbraucher*in-
nen bei einer Insolvenz jeweils am Ende der Gläubiger-
schlange stehen. Eine Rückzahlung des Ticketpreises ist 
so gut wie aussichtslos. 

Nach der Insolvenz von Air Berlin wurde gefordert, Flug-
gesellschaften sollten gesetzlich verpflichtet werden, 
gezahlte Ticketpreise gegen Insolvenz und Zahlungsun-
fähigkeit abzusichern. Bisher ist rein gar nichts passiert. 
Die Verbraucherzentrale wird nicht lockerlassen und die-
se Forderung weiterhin lautstark vertreten.

Eheleute K. hatten eine Kabine auf einem 
Kreuzfahrtschiff ohne Sichtbehinderung 

gebucht und dafür deutlich mehr bezahlt. Entge-
gen der Zusicherung war eine Sicht aus den Fen- 
stern durch vorgebaute Schiffsteile und Rettungs-
boote nicht möglich. Der Reiseveranstalter sah 
hierin zunächst lediglich eine Unannehmlichkeit. 
Die Verbraucherzentrale konnte eine Reisepreis-
minderung erzielen.

Ein Reisender hatte bei einem Reisever-
anstalter Ansprüche auf Minderung des 

Reisepreises geltend gemacht. Diese Ansprüche 
wurden mit der Begründung abgelehnt, dass das 
Anspruchsschreiben zu spät eingegangen sei. In 
der Beratung wurde dem Verbraucher ein Schrei-
ben empfohlen mit dem Hinweis auf die neue Ge-
setzesgrundlage, da er die Reise nach dem 1. Juli 
2018 gebucht hatte. Eine angemessene Regulie-
rung wurde daraufhin vorgenommen.

Eva Klaar

Reiserechtsexpertin
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Die Verbraucherzentrale ist befugt, Verstöße gegen das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) und 
andere Verbraucherschutzgesetze zu verfolgen. Sie 
spricht Abmahnungen aus und erhebt Verbandsklagen, 
um eine Unterlassung unzulässiger Verfahrensweisen 
durchzusetzen. Mit der Verbandsklage können nicht nur 
die Rechte eines einzelnen Verbrauchers, sondern die 
aller Verbraucher*innen durchgesetzt werden.

Anbieter von Veranstaltungen 
Ein Veranstalter hatte für die Planung einer Abiturfei-
er sechs Einzelpositionen und den Gesamtpreis auf-
gelistet und diese als Netto-Preise bezeichnet, ohne 
den erforderlichen Endpreis inklusive der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer zu nennen. Das Unternehmen argu-
mentierte, dass das Bildungsniveau eines Abiturienten 
ausreiche, um zu erkennen, dass die Verwendung des 
Begriffes „netto“ hinter den Preisen auf die noch an-
fallende Mehrwertsteuer hinweise. Irreführung bezie-
hungsweise ein Wettbewerbsverstoß lägen daher nicht 
vor. Diese Argumente waren unzutreffend, da die Pflicht 
zur Angabe des Endpreises gegenüber Verbraucher*in-
nen unabhängig von einer etwaigen Irreführung besteht. 
Die Verbraucherzentrale machte einen Verstoß gegen 
die Preisangabenverordnung geltend. Das Verfahren vor 
dem Landgericht Berlin gegen den Veranstalter endete 
mit einem Anerkenntnisurteil. 

Ein Verfahren gegen den Veranstalter des Melt Festivals 
wurde durch Abgabe einer Unterlassungserklärung er-
ledigt. Die Verbraucherzentrale beanstandete, dass die 
Besucher ihre Getränke und Speisen an den Ständen nur 
mit einer Chipkarte bezahlen konnten. Diese konnte vor 
Ort für 1 Euro Gebühr pro Vorgang aufgeladen werden 
oder kostenlos über die Homepage mit dem Bezahldienst 

Masterpass. Eine Barzahlung war ausgeschlossen. Die 
Vereinbarung der Gebühr verstieß nach Auffassung der 
Verbraucherzentrale gegen zivilrechtliche Vorschriften. 
Ein Entgelt für die Nutzung eines Zahlungsmittels dürfe 
nur verlangt werden, wenn zugleich eine gängige und zu-
mutbare kostenfreie Zahlungsmöglichkeit bestehe. Dies 
gelte nicht für die im Internet angebotene kostenfreie 
Aufladung. Besucher*innen muss daher vor Ort ermög-
licht werden, die Preise für Getränke und Speisen ohne 
zusätzliche Kosten bezahlen zu können. 

Energie
Der Stromanbieter Primastrom drohte einem ehemali-
gen Kunden, falls er die Zahlungsaufforderung ignoriere, 
mit der Sperrung der Stromversorgung, einer Betrugsan-
zeige und der Übergabe der Daten an eine Auskunftei. 
Dies beanstandete die Verbraucherzentrale wegen unzu-
lässiger Drohungen gegen den Verbraucher. Nach erfolg-
loser Abmahnung erhob sie Unterlassungsklage vor dem 
Landgericht Berlin. Im Verlauf des Prozesses erkannte 
das Energieunternehmen den Anspruch an.

Handel 
Erfolgreich abgemahnt wurden auch mehrere Unter-
nehmen wegen unzulässiger Allgemeiner Geschäftsbe-
dingungen, irreführender Preisangaben sowie Internet-
händler wegen fehlender oder mangelhafter Belehrung 
über das für Fernabsatzgeschäfte bestehende Wider-
rufsrecht.

VERBANDSKLAGE

Eine Suppendose trug folgende Nährwert-
information: pro 100 Gramm 27 kcal. Aus 

der Internetpräsenz des Anbieters ergab sich für 
die Menge von 100 Gramm ein Wert von 71 kcal. 
Mit der Bezeichnung auf der Dose wurden daher 
deutlich niedrigere Kalorien angegeben, als das 
Produkt tatsächlich aufzuweisen schien. Die Ver-
braucherzentrale beanstandete diese Angaben als 
irreführend. Der Hersteller verpflichtete sich, diese 
abweichenden Nährwertinformationen für das Pro-
dukt zukünftig zu unterlassen. 

Regina Herrmann

Juristin 
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Es war auch 2018 für viele Verbraucher*innen schier zum 
Verzweifeln: Sie müssen sich selbst um ihre Altersvor-
sorge kümmern, bekommen aber keine Zinsen mehr auf 
Erspartes. Oft haben sie private Rentenversicherungen, 
in denen viel weniger Geld drin ist als eingezahlt wurde.
Mit der Einführung der Online-Terminbuchung in der Ver-
braucherzentrale Berlin wurde das Beratungsangebot zu 
Finanzdienstleitungen stärker differenziert, so dass etwa 
die Beratungsdauer nun noch besser zum Beratungsin-
halt passt. Es wurden eine Vielzahl von Informationsver-
anstaltungen und Webinaren durchgeführt.

Altersvorsorge
Der Beratungsbedarf der Verbraucher*innen hat 2018 
im Bereich Altersvorsorge erneut zugenommen. Finanz-
dienstleister boten Verbraucher*innen weiterhin häufig 
Produkte an, die nicht hilfreich waren. Es herrschte gro-
ße Unsicherheit, ob bestehende Rentenversicherungs-
verträge fortgeführt werden sollten. Die Neuerungen des 
Betriebsrentenstärkungsgesetzes betrafen maßgebliche 
Regelungen im ohnehin kaum überschaubaren Bereich 
der geförderten Altersvorsorge. Viele Verbraucher*innen 
hatten Gutes von den börsengehandelten ETFs gehört, 
waren aber nicht vorbereitet auf die möglichen großen 
Schwankungen. Um die Beratungsnachfrage weiterhin 
befriedigen zu können, wird das Beratungsangebot ab 
2019 ausgeweitet.

Versicherungen
In die Versicherungsberatung kamen viele Verbrau-
cher*innen, weil ihre private Krankenversicherung die 
Beiträge deutlich erhöht hatte. In den meisten Fällen 
empfahl sich hier ein Wechsel in einen günstigeren Ta-
rif bei demselben Versicherer. Bei diesem komplexen 
Unterfangen unterstützte die Verbraucherzentrale die 

Betroffenen. Ähnlich komplex ist oft die Auswahl und 
Antragstellung für eine verlässliche Berufsunfähigkeits-
versicherung. 

Baufinanzierung
Die Expert*innen aus der Baufinanzierung konnten 2018 
erfreulich viele Verbraucher*innen beraten, bevor sie 
den Entschluss fassten, eine Immobilie zu erwerben. 
In der Beratung zeigte sich oft, dass eine Finanzierung 
der Wunschimmobilie zwar während der ersten Zinsbin-
dungsphase gut leistbar erschien, dass jedoch durch die 
hohen Kaufpreise nach Auslaufen der Zinsbindung noch 
eine hohe Restschuld bestünde, und damit das Risiko, 
diese zu dann deutlich höheren Zinsen weiterfinanzie-
ren zu müssen. Auch das neue Baukindergeld änderte 
an dieser Problemlage in der Regel nichts.

Anlagerecht
Die Anlagerechtsberatung suchten Verbraucher*innen 
auf, weil bei Ablauf ihrer Lebensversicherung viel weni-
ger zur Auszahlung kam als ursprünglich ausgewiesen 
beziehungsweise prognostiziert war. Sie wollten wissen, 
ob das rechtens ist. Weiterhin kündigten viele Bauspar-
kassen gutverzinste Altverträge, ohne dass dies in den 
Bedingungen vorgesehen war. Zudem versuchten Ver-
triebe mit zum Teil fragwürdigen Methoden, Kund*innen 
aus alten Bausparverträgen zu drängen. Entsprechend 
oft war dies Thema in der Beratung. 

FINANZDIENSTLEISTUNGEN

Eine Verbraucherin hat über ihren Arbeit-
geber ein Angebot für eine betriebliche 

Altersvorsorge erhalten – zu einem Monatsbeitrag 
von 120 Euro. Davon nimmt der Versicherer über 
fünf Jahre jedes Jahr 175 Euro als Abschlusskosten 
und über die ganze Laufzeit jedes Jahr 100 Euro 
als Verwaltungskosten weg. Zudem entnimmt er 
jedes Jahr aus dem angesparten Guthaben 0,8 
Prozent als Verwaltungskosten und er erhält aus 
dem (Fonds-)Guthaben nochmals rund 0,3 Prozent 
Rückvergütung. Dieser Zahlenwust bedeutet, dass 
rund ein Viertel des Geldes beim Versicherer und 
Vermittler landet. Eine solche Betriebsrente mach-
te für die Verbraucherin keinen Sinn. Leider war 
dies kein Einzelfall.

Volker Schmidtke

Referent für Finanzdienstleistungen
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Das Projekt „Wirtschaftlicher Verbraucherschutz“ gehört 
weiterhin zu den größten bundesweiten Projekten der 
Verbraucherzentralen. Es wird vom Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz sowie der Berliner 
Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und 
Antidiskriminierung gefördert. Zentrale Aufgaben des 
dreijährigen Projektes (2017-2019) sind Maßnahmen der 
Information und Prävention. Im Fokus standen 2018 die 
Themen: Junge Leute, Pflege sowie Verbraucherinforma-
tionen zu Verbraucherrechten und vertragsrechtlichen 
Themen. Im Bereich Pflege wurde 2018 ein Vortrag sowie 
ein Flyer zum Thema „Wohnen im Alter“ konzipiert.

Weltverbrauchertag und 3. Familientag 
Zum Weltverbrauchertag am 15. März 2018 beteiligte 
sich die Verbraucherzentrale mit einem Stand auf dem 
Wittenbergplatz. Weitere Highlights im Sommer 2018 
waren das Umweltfestival am Brandenburger Tor, die Er-
öffnung der Berliner Seniorenmesse, der Tag der offenen 
Tür der Bundesregierung und erstmalig das gut besuchte 
Fest der Riesendrachen im September auf dem Tempel-
hofer Feld. Besonders nachgefragt war auch wieder der 
3. Familientag im „Labyrinth Kindermuseum Berlin“ am 
10. November: Rund 500 Verbraucher*innen, vorwie-
gend Kinder und deren Eltern sowie junge Erwachsene, 
nahmen an der Veranstaltung teil. 

Der kostenfreie Eintritt erwies sich als erfolgreicher Be-
suchermagnet. Spielerische Elemente, wie die Verbrau-
cher-Rallye, trugen dazu bei, dass die junge Generation 
sich über Verbraucherrechte und digitale Themen infor-
mieren konnte.

Zusammenarbeit mit der Volkshochschule
Die Verbraucherzentrale Berlin kooperierte auch 2018 
mit den Berliner Volkshochschulen (VHS). Hierbei han-
delte es sich um die Fortsetzung und Ausweitung des 
Angebots an Vorträgen und Webinaren, das 2017 noch 
auf den Standort der VHS City-West beschränkt gewesen 
war und nun erstmalig berlinweit durchgeführt wurde. 

Die Verbraucherzentrale konnte dadurch die Besucher-
zahlen für ihre kostenlos in den Räumen der VHS durch-
geführten Vorträge steigern. Eine gute Werbung war 
die Auflistung des Angebotes der Verbraucherzentrale  
in den Kursheften und im Internetauftritt der Berliner 
Volkshochschulen. Berlinweit kam ein vielfältiges Vor-
tragsangebot zu den Themen Verbraucherrecht, Ernäh-
rung, Altersvorsorge, Energiesparen sowie der Patien-
tenverfügung und Vorsorgevollmacht zustande. Ferner 
führte die Verbraucherzentrale gemeinsam mit der VHS 
ein Webinar zum Thema „Ohne Stress in die Zukunft - 
Geldanlage und Vorsorge für Berufsstarter“ durch.

WIRTSCHAFTLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ

Frithjof Jönsson

Projektleiter Wirtschaftlicher Verbraucherschutz
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Der Bedarf an Beratung und Aufklärung zu Verbrau-
cherthemen zieht sich durch alle Bevölkerungsgrup-
pen. Besonders hoch ist er jedoch bei jungen und äl-
teren Menschen, Migrant*innen und Flüchtlingen. Die 
Verbraucherzentrale hat daher spezielle Formate für 
diese Zielgruppen entwickelt, wie Vorträge, Multipli-
katoren-Schulungen und niedrigschwellige Verbraucher-
sprechstunden. 

Migrant*innen sind besonders gefährdet, Opfer von Be-
trüger*innen oder zweifelhaften Geschäftspraktiken zu 
werden. Sprachliche Barrieren und mangelnde Vertraut-
heit mit dem deutschen Rechtssystem erschweren es 
ihnen, ihre Rechte durchzusetzen. 

Die Verbraucherzentrale setzt auf niedrigschwellige An-
gebote vor Ort in Kooperation mit Bildungsträgern und 
Migrantenorganisationen, um diese Zielgruppe gut zu 
erreichen. So hielten die Verbraucherschützer*innen 
zahlreiche Vorträge, beispielsweise beim Türkischen 
Bund Berlin-Brandenburg (TBB), dem Lerncafé Spandau, 
dem Deutsch-Arabischen Zentrum (DAZ) und bei der pol-
nischen Migrantenorganisation BOX66. Zum Teil wurden 
die Vorträge mit Simultanübersetzungen ins Arabische 
und Farsi durchgeführt. 

Kooperationen mit Trägern und Organisationen in Berlin 
wurden aktiv betrieben, etwa mit der Arbeiterwohlfahrt 
(AWO-Projekt „Stärkung der Verbraucherschutzkompe-
tenzen von Geflüchteten”), dem Antidiskriminierungs-
netzwerk Berlin (ADNB) und der Integrationsbeauftrag-
ten des Bezirksamtes Pankow.

Die Themenpalette der angebotenen Schulungen konnte 
in 2018 noch einmal deutlich erweitert werden. Neben 

den Dauerbrennern Telefonwerbung und Verbraucher-
verträge wurden erstmals Vorträge zu den Themen „Mei-
ne erste eigene Wohnung” und „Sicher surfen im Inter-
net” angeboten. Zusätzlich gab es eine Rechtsberatung 
in polnischer Sprache. 

Verbraucherverträge, Mobilfunk und Telekommunika-
tion, Online-Käufe sowie unseriöse Verkaufspraktiken: 
Diese Themen standen im Mittelpunkt der monatlichen 
Rechtssprechstunde im Stadtteilzentrum Marzahn-Mit-
te. Ohne Voranmeldung konnten sich Anwohner*innen 
aus dem Kiez hier juristischen Rat einholen. Mit einem 
Stand auf dem Seniorenaktivtag im August erhöhte die 
Verbraucherzentrale die Präsenz und Sichtbarkeit in die-
sem Kiez.

Junge Verbraucher*innen interessierten sich vor allem 
für Rechtsfragen im Bereich Digitales. Dies zeigte sich 
auch immer wieder bei den zahlreichen Besuchen von 
Schulklassen in der Geschäftsstelle der Verbraucherzen-
trale Berlin.

ZIELGRUPPENORIENTIERTER VERBRAUCHERSCHUTZ

Roland Scharathow

Bereichsleiter Projekte und Zielgruppen
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Im August 2018 endete die zweite Phase des Projekts 
„Migranten und Verbraucherschutz in digitalen Märk-
ten“, das die Verbraucherzentrale in Kooperation mit 
den Verbraucherzentralen Bremen und Hamburg durch-
geführt hat. 

Ziel der knapp zwei Jahre dauernden Projektphase war 
es, russisch- und türkischsprachige Menschen über 
Rechte und Fallen im Online-Markt aufzuklären. Das Pro-
jekt wurde vom Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz gefördert.

Insgesamt führten die Berliner Mitarbeiter*innen des 
Projektes 34 Veranstaltungen mit über 600 Teilneh-
mer*innen in Migrantenorganisationen durch. Mig-
rant*innen konnten außerdem die Orientierungssprech-
stunden in Marzahn besuchen, um sich persönlichen 
Rat einzuholen. 

Auch digitale Angebote standen Verbraucher*innen zur 
Verfügung: Sie konnten sich auf der Online-Plattform Fo-
rum DIGITALES schnell und unkompliziert Rat von Exper-
ten*innen holen und sich auf der Projektwebseite über 
digitale Themen informieren. Ergänzend zu dem Ange-
bot wurde eine dreisprachige Broschüre mit den 20 am 
häufigsten gestellten Fragen für die Verbraucher*innen 
erstellt.

Marktchecks
Mehr Transparenz in digitalen Märkten — dazu sollten 
unter anderem die Marktchecks des Projekts beitragen. 
Der dritte von insgesamt drei Marktchecks im Projekt 
wurde 2018 erneut zum Thema „Ethno-Mobilfunkanbie-

ter“ durchgeführt. Ethno-Mobilfunkanbieter fokussieren 
sich auf Kundengruppen mit ethnischem Hintergrund, 
beispielsweise Russen oder Türken. Die Verbraucher-
zentralen überprüften bei ausgewählten Online-Anbie-
tern, inwieweit die seit Juni 2017 geltende „Verordnung 
zur Förderung der Transparenz auf dem Telekommunika-
tionsmarkt“ eingehalten wurde. Ebenfalls geprüft wur-
den rechtliche Anforderungen wie Belehrung über das 
Widerrufsrecht oder Erfüllung der Impressumspflicht. Es 
wurden signifikante Rechtsverstöße festgestellt.

Das Projekt kooperierte auch 2018 erfolgreich mit der 
größten russischen Community in Berlin, dem Club Dia-
log e. V. Auf einem Fachforum im Russischen Haus am 
15. Mai 2018 wurden die Ergebnisse dieser Kooperation 
der Öffentlichkeit vorgestellt. Die verbraucherrechtli-
chen Problemlagen von Migrant*innen wurden in einer 
Podiumsdiskussion lebhaft diskutiert. 

MIGRANTEN UND VERBRAUCHERSCHUTZ IN 
DIGITALEN MÄRKTEN

DIGI-MEE[H]R– Sicher schwimmen im 
Internet

Seit September 2018 führt die Verbraucherzentra-
le Berlin in Kooperation mit dem Club Dialog e.V. 
das Projekt «DIGI-MEE[H]R – Sicher schwimmen im 
Internet» durch.

Ziel des Projekts ist es, die Kompetenz von Grund-
schulkindern in digitalen Themen zu stärken und 
sie für Gefahren im Internet zu sensibilisieren. In 
den ersten vier Monaten des Projekts konnten be-
reits 23 Unterrichtseinheiten und 13 Workshops 
durchgeführt werden.

Gefördert wird das Projekt von der Berliner Senats-
verwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Anti-
diskriminierung.

Katerina Ulvert

Projektleiterin DIGI-MEE[H]R
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Für das Thema Gesundheit wird in Deutschland immer 
mehr Geld ausgegeben. Der Löwenanteil wird dabei von 
der gesetzlichen Krankenversicherung übernommen, 
aber auch die Ausgaben der Versicherten erhöhen sich 
kontinuierlich. Parallel dazu steigt auch die Anzahl der 
pflegebedürftigen Menschen. 
In diesem Zusammenhang stellten sich die Verbrau-
cher*innen viele Fragen zu den Themen Gesundheit und 
Pflege, so dass die Beratungs- und Informationsangebo-
te der Verbraucherzentrale häufig in Anspruch genom-
men wurden.

Patientenberatung
2018 nutzten viele Ratsuchende das Angebot der Ver-
braucherzentrale zur Patientenberatung. Häufige The-
men in der Beratung waren ein Wechsel von der privaten 
in die gesetzliche Krankenkasse und die Beitragsbe-
rechnung in der gesetzlichen Krankenversicherung. Oft 
wurde auch nach dem Umgang mit einem ärztlichen 
Behandlungsfehler gefragt und was zu tun ist, wenn 
die Kostenübernahme bei der privaten oder der gesetz-
lichen Krankenversicherung verweigert wurde. Daneben 
gab es Fragen rund um das Thema Beitragsschulden und 
zu Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht und Betreu-
ungsverfügung.

Projekt „Marktprüfung ambulante Pflege-
verträge“
Das zweijährige Bundesprojekt „Marktprüfung ambu-
lante Pflegeverträge“ endete zum 28. Februar 2018. Es 
wurde unter der Leitung der Verbraucherzentrale Berlin 
mit den Verbraucherzentralen Brandenburg und Saar-
land durchgeführt und vom Bundesministerium der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz gefördert.

Marktcheck Entlastungsleistungen: 
Verfügbarkeit, Kosten und Abrechnungen
Thema dieses Marktchecks waren die Angebote ambu-
lanter Pflegedienste im Rahmen des Entlastungsbetra-
ges. Alle Pflegebedürftigen ab Pflegegrad 1 haben einen 
Anspruch auf den Entlastungsbetrag von monatlich 125 
Euro und können damit sogenannte Entlastungs- und 
Betreuungsleistungen einkaufen, wie zum Beispiel Woh-
nungsreinigung, Begleitung zu Spaziergängen oder ge-
meinsames Kochen.

Mit Hilfe eines Marktchecks untersuchte das Projekt-
team, ob und wie ambulante Pflegedienste diese Leis-
tungen anbieten. Im Marktcheck zeigte sich, dass 22 
Prozent der Pflegedienste gar keine Leistungen im Rah-
men des Entlastungsbetrages anboten. Ein weiteres 
wichtiges Ergebnis des Marktchecks waren die regional 
sehr unterschiedlichen Preise für dieselben Leistungen. 
In Berlin verlangten 34 Prozent der Pflegedienste einen 
Stundensatz von 40 Euro und mehr für Haushaltstätig-
keiten wie Badreinigung. Solch hohe Stundensätze be-
rechneten selbst im wohlhabenden Baden-Württemberg 
nur 15 Prozent der Pflegedienste.

Verbraucherpolitische Forderungen
In der ambulanten Pflege bestehen besondere Abhän-
gigkeiten des Verbrauchers vom Dienstleister. Für diese 
Vertragskonstellation fehlen passgenaue verbraucher-
schützende Regelungen, so dass hier die Rechtsverhält-
nisse für Verbraucher*innen in vielen Fällen nachteilig 
sind. Die Verbraucherzentralen Berlin, Brandenburg und 
des Saarlandes fordern deshalb, dass Pflegebedürftige 
bei Verträgen über Pflegedienstleistungen besser ge-
schützt werden. So sollten beispielsweise Anbieter von 
Betreuungs- und Pflegeleistungen verpflichtet werden, 
nur unter Einhaltung einer mindestens vierwöchigen 
Frist zu kündigen und sicherzustellen, dass die weitere 
Versorgung, also die Pflege oder Betreuung, gewährleis-
tet ist. 

Projekt „Grauer Pflegemarkt“
Zum 1. Dezember 2018 startete das Projekt „Grauer 
Pflegemarkt“ unter der Leitung der Verbraucherzentrale 
Berlin mit den Verbraucherzentralen Brandenburg und 
Nordrhein-Westfalen. Es wird ebenfalls vom Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz gefödert.

GESUNDHEIT UND PFLEGE

Natalia Bott

Projektleiterin Pflege
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Verbraucher*innen über Irreführung und Täuschung bei 
der Kennzeichnung und Aufmachung von Lebensmitteln 
aufzuklären, ist eine der Aufgaben des Projektes „Le-
bensmittel und Ernährung“. Das Projekt wird von den 
16 Verbraucherzentralen der Länder getragen und vom 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL) und der jeweiligen Landesregierung gefördert.  

Veranstaltungen
Gleich zu Jahresbeginn lockte die „Internationale Grü-
ne Woche“ knapp 3.000 Verbraucher*innen zum Ge-
meinschaftsstand der Verbraucherzentralen in der 
Halle des Bundesministeriums für Ernährung und Land-
wirtschaft. 2018 wurde das Schwerpunktthema „Nah-
rungsergänzungsmittel“ präsentiert. Das Projektteam 
informierte über Probleme wie Überdosierung durch 
fehlende Höchstmengenbegrenzung oder das Auftreten 
unerkannter Nebenwirkungen.

Sonderprojekte
2018 beteiligte sich das Projektteam am vom BMEL ge-
förderten Projekt „Gut Essen macht stark“. Ziel ist, die 
Gesundheit zu fördern und Basiskompetenzen zur Er-
nährungsbildung zu vermitteln, vor allem für Kinder 
und Jugendliche aus sozial benachteiligten Familien. 
Dabei wurden in vier Kindertagesstätten in Quartieren 
der „Sozialen Stadt“ Maßnahmen durchgeführt, um das 
Verpflegungsangebot zu verbessern. Außerdem wurden 
Aktionen zur Ernährungsbildung durchgeführt. Zudem 
konnten im Rahmen des Projektes 150 Schüler*innen 
am Workshop „Ess-Kult-Tour“ teilnehmen. 

Im zweiten Halbjahr wurde ein Workshop zum Thema 
„Nachhaltige Ernährung“ für ältere Jugendliche entwi-
ckelt. Die Berliner Senatsverwaltung für Justiz, Verbrau-

cherschutz und Antidiskriminierung förderte dieses Zu-
satzprojekt.

Insgesamt wurde das Veranstaltungsangebot der Er-
nährungsexpert*innen 2018 so oft nachgefragt wie nie 
zuvor. Die Themen fairer Handel, vegetarische/vegane 
Ernährung, Nahrungsergänzungsmittel und Zuckerfallen 
waren am beliebtesten. Das Expertenteam konnte mit 
rund 70 Veranstaltungen über 4.000 Teilnehmer*innen 
erreichen. 

Marktchecks
Ein weiterer Schwerpunkt lag 2018 auf dem Thema Tier-
wohl. Die Verbraucherzentrale führte einen berlinweiten 
Marktcheck zu „Bruder-Hahn“-Initiativen durch. Diese 
setzen sich dafür ein, die männlichen Küken nach dem 
Schlüpfen nicht zu töten, sondern ihnen ein artgerech-
tes Leben zu ermöglichen. Weiterhin beteiligte sich das 
Team an einer bundesweiten Untersuchung: Welche 
Werbeaussagen treffen Hersteller und Händler zur Tier-
haltung auf ihren Fleischprodukten? Der Marktcheck 
zeigte eine verwirrende Vielzahl an Siegeln und Werbe-
botschaften. Durch diese uneinheitliche Kennzeichnung 
können Verbraucher*innen Fleisch aus verbesserter 
konventioneller Tierhaltung nur mit aufwändiger Suche 
finden. 

Im Dezember veröffentlichte die Verbraucherzentrale 
eine Untersuchung zu Kontrollergebnissen in der Gas-
tronomie zur Einhaltung der Hygienevorschriften. Die 
Ergebnisse waren erschreckend. Das Presseecho ver-
deutlichte, wie notwendig es ist, solche Ergebnisse für 
Verbraucher*innen zu veröffentlichen.

LEBENSMITTEL UND ERNÄHRUNG

Dr. Britta Schautz

Projektleiterin Lebensmittel und Ernährung

liegt bei 14,6 Prozent. Hinzu kommt der Zusatzbeitrag, der
von Kasse zu Kasse unterschiedlich ist. In diesem Jahr war es
im Schnitt ein Prozent, im nächsten Jahr werden es nach Be-
rechnungen des Bundesgesundheitsministeriums 0,9 Prozent
sein. EinigeKrankenkassen planen jedoch, ihrenVersicherten
noch stärker entgegenzukommen. Nach einer aktuellen Erhe-
bung der Stiftung Warentest wollen 18 Anbieter ihre Zusatz-
beiträge herabsetzen, darunter die Techniker Krankenkasse
und viele Betriebskrankenkassen. Auch einige AOKen ziehen
mit, heißt es in der neuen Ausgabe von „Finanztest“.
Günstiger wird es für AOK-Mitglieder in Bremen, Hessen

unddemRheinland. Berliner können sich dagegen keineHoff-
nungen auf Beitragssenkungen machen. Die für Berlin, Bran-
denburg und Mecklenburg-Vorpommern zuständige AOK
Nordost will für ihre 1,76MillionenVersicherten den Zusatz-
beitrag bei 0,9 Prozent stabil halten. AOK-Vorstand FrankMi-
chalak sieht angesichts „ausgabenintensiver Reformvorhaben
der Bundesregierung“ keinen Spielraum für eine Senkung,
verweist aber darauf, dass die AOK Nordost seit Jahren mit
ihremZusatzbeitrag zu den eher günstigeren Anbietern zählt.
Wie stark der Zusatzbeitrag sinkt, ist unterschiedlich. Die

Spanne reicht von 0,1 Prozent etwa bei der AOK Bremen bis
hin zu 0,6 Prozent bei der Securvita BKK. Allerdings ist diese
Betriebskrankenkasse trotz der deutlichen Senkung mit ei-

nemZusatzbeitrag von 1,10 Prozent und
einem Gesamtbeitrag von 15,70 Prozent
noch immer ziemlich teuer. Zwölf Kas-
sen liegen mit ihren Zusatzbeiträgen un-
ter den 0,9 Prozent, die 2019 üblich
sind. Am wenigsten zahlen Versicherte
bei der BKKFindus, die nur 0,44Prozent
Zusatzbeitrag berechnet.
Die Senkung des Zusatzbeitrags zahlt

sich für die Versicherten aus: Nach Be-
rechnungen der Stiftung Warentest liegt
die Ersparnis für einen Arbeitnehmer,
der monatlich 3000 Euro brutto ver-

dient, bei 15 Euro im Monat oder 180 Euro im Jahr, wenn er
von einer Kasse mit einem Zusatzbeitrag von 1,5 Prozent zu
einem Anbieter mit 0,5 Prozent wechselt. Bei der Wahl der
Kasse sollte man jedoch nicht nur auf die Beitragssätze
schauen, warnen Verbraucherschützer. Zwar sind viele Kas-
senleistungen verbindlich für alle vorgeschrieben, aber die
Kassen unterscheiden sich bei ihren Zusatzangeboten. So
übernehmen einige die Kosten für Reiseversicherungen, an-
dere die Ausgaben für Homöopathie. Allein die Immunisie-
rung gegen Hepatitis A und B kostet um die 240 Euro. Einen
Vergleichsrechner finden Sie im Internet unter www.test.de/
krankenkassen. Der Wechsel ist einfach. Anders als eine pri-
vate Krankenversicherung kann eine Krankenkasse Sie nicht
wegen Ihres Alters oder schlechter Gesundheit ablehnen.
Man kündigt schriftlich bei der alten Kasse (Einschreiben/

Rückschein), die Kündigungwird zumAblauf des übernächs-
ten Monats wirksam. Wer bis Ende Januar kündigt, ist ab
April in der neuenKasse versichert. Die bisherigeKassemuss

die Kündigung innerhalb von 14Tagen bestätigen, gegenüber
der neuen Kasse muss man erklären, dass man Mitglied wer-
den möchte.
Die Kassen stehen unter einem großen politischen Druck.

VergangeneWochewurde bekannt, dass dieUnternehmen im
Geld schwimmen – die gute Konjunktur und die geringe Ar-
beitslosigkeit wirken sich günstig auf die
Beitragseinnahmen aus. In den ersten
drei Quartalen dieses Jahres haben die
Kassen einen Einnahmeüberschuss von
1,86 Milliarden Euro erzielt, 21 Milliar-
den Euro haben sie jetzt auf der hohen
Kante. Geld, das nachMeinung vonBun-
desgesundheitsminister Jens Spahn zu-
mindest zum Teil den Versicherten zu-
steht.DerCDU-Politiker rief dieKassen-
chefs auf, die Zusatzbeiträge zu senken –
bei einigen Anbietern hat er damit offen-
sichtlich Erfolg. Aus der Freiwilligkeit
soll jedochZwangwerden:Ab 2020will Spahn dieKassen per
Gesetz verpflichten, ihre Finanzreserven abzubauen.
Der Jahreswechsel bringt aber nicht nur Arbeitnehmern

Vorteile, auch Selbstständige werden zum Jahreswechsel ent-
lastet. Die Einkommensgrenzen für den Mindestbeitrag sin-
ken. Für Selbstständige mit geringem Einkommen ermäßigt
sich der Mindestbeitrag von monatlich 365 Euro auf 160
Euro. Die Einkommensgrenze für den Mindestbetrag liegt ab
Januar bei 1038 Euro monatlich. Wer weniger verdient, zahlt
maximal Beiträge auf ein Einkommen in dieser Höhe. Bei ei-
ner Krankenkasse, die inklusive Zusatzbeitrag und Kranken-
geldanspruch 15,6 Prozent verlangt, läge der Monatsbeitrag
bei 160 Euro. Bisher werden Selbstständige so behandelt, als
würden sie monatlich mindestens 2284 Euro brutto haben –
für alle, die weniger verdienen, ist das schlecht.

Berlin – In Berlins Lebensmittelbetrie-
ben geht es deutlich unhygienischer zu
als bisher bekannt.Das zumindest ergibt
eine am Dienstag veröffentlichte Um-
frage derVerbraucherzentrale Berlin un-
ter den Lebensmittelüberwachungsbe-
hördender zwölf Bezirke.Demnach ent-
spricht mehr als ein Viertel der Firmen
nicht den Anforderungen der Ämter.
„Von den 13689 in 2017 kontrollierten
Betrieben fiel jeder vierte durch, in eini-
gen Bezirken sogar jeder zweite“, heißt
es in der Mitteilung der Verbraucher-
schützer. Im Durchschnitt wurden bei
26,7 Prozent der Betriebe so erhebliche
Mängel festgestellt, dass eine Nachkon-
trolle durchgeführt werden musste, in
der überprüft wird, ob die festgestellten
Mängel behoben wurden.
DieDatenweisen dabei erheblicheUn-

terschiede zwischen den Bezirken auf.
Während in Mitte bei nur vier Prozent
der Unternehmen eine Nachkontrolle
nötig war, waren es in Spandau (49,8
Prozent) und Friedrichshain-Kreuzberg
(49,4 Prozent) fast die Hälfte. Auch in
Treptow-Köpenick und Reinickendorf
lag der Wert über 40 Prozent. Die meis-
ten Kontrollen wurden im vergangenen
Jahr in Charlottenburg-Wilmersdorf
(2481) und Mitte (2441) durchgeführt,
die wenigsten mit 301 in Spandau.
In Friedrichshain-Kreuzberg ist man

bemüht, die Brisanz der Zahlen herun-
terzuspielen. Die Daten würden keine
Aussage über die Schwere, Art oder die
Anzahl der Verstöße liefern, teilte das
Bezirksamt auf Anfrage mit. Es müsse
sich nicht zwingend umHygienemängel
handeln, sondern etwa auch Kennzeich-
nungsmängel seien möglich.
Der Pankower Stadtrat Daniel Krüger

sieht das etwas kritischer. „Im gastrono-
mischenBereich gibt es in derTat häufig
Probleme,weil die Inhaber oft die recht-
lichen Rahmenbedingungen nicht ken-
nen“, sagte der AfD-Politiker, in dessen
Zuständigkeit auch die Kontrolle der Le-
bensmittelbetriebe fällt. „Vielerorts sind
sie nach einer Beanstandung durch die
Kontrolleure nicht im Stande oder be-
reit, die Mängel zu beheben.“
InPankow standdasThema schonvor

zehn Jahren auf der Agenda. Damals
hatte der Bezirk ein Rating-System und
einenHygienepass fürGaststätten einge-

führt. Gäste sollten saubere Restaurants
an einem Smiley an der Tür erkennen.
2015 wurde das Projekt beendet. Doch
aus Krügers Sicht ist dieser Hintergrund
die Ursache für die mit 221 berlinweit
höchste Zahl der Betriebsschließungen
aufgrund von Beanstandungen des Ord-
nungsamtes in Pankow. „Wir sind im
Vergleich zu anderenBezirken personell
besser aufgestellt“, sagte Krüger dieser
Zeitung. „Wenn es zu wenige Kontrol-
leure gibt, bleibt es bei der Kontrolle,
dochweitere Schritte, bis hin zur Schlie-
ßung, bleiben aus.“
Normalerweise erfahren die Kunden

und Gäste von Restaurants und sonsti-
gen lebensmittelverarbeitenden Betrie-
ben nichts über Kontrollen der Behör-
denoder deren Ergebnisse.DieVerbrau-
cherzentrale fordert deshalbmehrTrans-

parenz.Die findet sich imKoalitionsver-
trag des Rot-rot-grünen Senats wieder.
Dort heißt es: „Die Koalition setzt sich
für eine bundesgesetzliche Regelung
ein, welche den Bundesländern ein
Mehr anTransparenz bei der Lebensmit-
telhygiene ermöglicht.“ Sollte bis Ende
2018 keine nationale Lösung gefunden
worden sein, werde eine landesgesetzli-
che Regelung erarbeitet.
Ausder Senatsverwaltung fürVerbrau-

cherschutz hieß es auf Anfrage
dazu: „Da die Bundesregierung bislang
nicht tätig geworden ist, haben verschie-
dene Länder Modellprojekte auf den
Weg gebracht.“ Berlin ist allerdings kei-
nes dieser Länder. Stattdessen werte
man die bestehenden Modellprojekte
aus, umdenbestenWege zumehrTrans-
parenz zu finden.  Thorsten Mumme

ANZEIGE

Weniger ausgeben: Nicht nur Arbeitneh-
mer, auch Selbstständige werden zum Jah-
reswechsel entlastet. Davon profitieren
vor allem selbstständige Geringverdiener.

Die Kassen
haben
21 Milliarden
Euro auf
der hohen
Kante

Die TK wird
billiger, die
AOK Nordost
in Berlin hält
die Beiträge
stabil

Ungebetener Gast: Kakerlaken sind für Lebensmittelfirmen ein Problem.  Foto: Imago

Schmutz in der Küche
Ein Viertel der Berliner Lebensmittelbetriebe verstoßen gegen Vorschriften
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Techniker Krankenkasse

AOK Nordost

BIG Direkt Gesund

Barmer

BKK VBU

IKK Brandenburg/Berlin

DAK Gesundheit
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15,5
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Beitragssatz
in Prozent

< 0,9

0,9

1,0

1,1

1,3

1,3

1,5

davon
Zusatz

Krankenkassen im Vergleich
Regionale Anbieter ab Januar 2019

Quelle: Finanztest < Beitragssatz soll sinken Tsp/Bartel

Bestatten Sie, dass wir uns vorstellen? Wenn
es ums Sterben geht, verkrampft jeder von
uns. Klar, sich frühzeitig mit dem Tod zu
befassen, fällt keinem leicht. Das führt – wenn
es soweit ist – fast immer zu Komplikationen:
emotional und finanziell.

mymoria, Ihr digitales Bestattungshaus, ändert 
das: Maximale Kostentransparenz und Vor- 
sorgepakete erleichtern Ihnen kluge Entschei- 
dungen in der Ruhe der eigenen vier Wände
und bei klarem Verstand. Mehr erfahren auf:
www.mymoria.de



| Energieberatung18

Es gibt viele Gründe, eine Energieberatung durch die 
unabhängigen Expert*innen der Verbraucherzentrale in 
Anspruch zu nehmen. Natürlich möchten die Verbrau-
cher*innen in erster Linie ihre Energiekosten senken. 
Daneben interessieren sich die Berliner*innen aber oft 
auch für die Verbesserung ihres Wohnkomforts oder 
wollen einen persönlichen Beitrag zum Klimaschutz leis-
ten. So konnten die Energieberater*innen der Verbrau-
cherzentrale im Jahr 2018 über 4.000 Ratsuchenden mit 
praktischen Tipps und konkreten Handlungsanweisun-
gen beim Energiesparen helfen.

Fachkundige Beratung zu allen Themen des 
privaten Energieverbrauchs
Dabei punktet die Energieberatung der Verbraucherzent-
rale nicht nur durch ihre Unabhängigkeit. Aufgrund ihrer 
hohen fachlichen Kompetenz können die Berater*innen 
des Projekts zu einer sehr großen Vielfalt von Ener-
gie-Themen qualifiziert beraten. 2018 hatten die Berli-
ner*innen wieder besonders viele Fragen zum Wechsel 
des Stromanbieters, zur Erneuerung der Heizung, zum 
Austausch alter Fenster und zur staatlichen Förderung 
energetischer Sanierungsmaßnahmen. Aber auch der 
Umgang mit Schimmel in der Wohnung war ein oft nach-
gefragtes Beratungsthema.

Ein dichtes Netzwerk von Beratungsstütz-
punkten in ganz Berlin
Um den Weg zur Energieberatung für die Verbraucher*in-
nen möglichst kurz zu halten, wird das Netzwerk der lo-
kalen Beratungsstellen fortlaufend optimiert. So konnte 
ein neuer Beratungsstützpunkt in Kooperation mit dem 
Grundeigentümerverein Berlin-Lichtenrade eröffnet wer-
den.

Vielfältige Beratungsformate von stationär 
bis online
Neben der klassischen Beratung in der Beratungsstelle 
bietet die Verbraucherzentrale auch verschiedene Ener-
gie-Checks bei den Ratsuchenden zu Hause an, die un-
terschiedliche energetische Aspekte abdecken: Strom-
verbrauch, Gebäudehülle oder Optimierung von Heizung 
und Solarwärmeanlage. Zudem machen die Berliner Ver-
braucher*innen zunehmend Gebrauch von dem Telefon- 
und Online-Beratungsangebot. Auch die kostenlosen 
Vorträge waren wieder stark nachgefragt. 

Infostände auf Nachbarschaftsfesten und 
Märkten
Darüber hinaus beteiligte sich die Energieberatung mit 
einem Infostand an über 20 Veranstaltungen im ge-
samten Stadtgebiet. Dort hatten die Verbraucher*innen 
dann Gelegenheit, besonders drängende Fragen direkt 
mit einer Energieberater*in zu besprechen oder sich 
über das umfangreiche Beratungsangebot zu informie-
ren. Zu diesen Veranstaltungen gehörten sowohl größe-
re Events wie das Umweltfestival am Brandenburger Tor 
und Baumessen, aber auch verschiedene lokale Stadt-
teilfeste und Märkte.

ENERGIEBERATUNG

Neue Preise ab 2019: Verbraucherzentrale 
Energieberatung noch günstiger

Seit Anfang des Jahres sind die Energieberatungen 
in den Beratungsstellen und der Basis-Check kos-
tenfrei. 
Darunter fällt auch der sogenannte Basis-Check, 
das ist ein Hausbesuch von Energieberater*innen 
in Miet- oder Eigentumswohnungen.

Für alle anderen Energie-Checks zahlen Verbrau-
cher*innen einen einheitlichen Eigenanteil von le-
diglich 30 Euro. Darunter fallen die Gebäude- und 
Heizchecks, Solarwärme- und Detail-Checks.

Tijana Roso

Projektkoordinatorin Energieberatung 
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Kein Licht, kein warmes Wasser, keine Heizung – so 
stellt sich das Leben von Menschen dar, denen Strom 
oder Gas abgestellt wurde, weil sie die Energierechnung 
nicht bezahlen konnten.

Im Jahr 2017 haben Energieversorger fast 19.000 Haus-
halten die Strom- und Gasversorgung sperren lassen. 
Das heißt: Die betroffenen Menschen mussten ohne 
Energie auskommen. Eine schwierige Herausforderung.

Energieschuldner*innen sind mit unterschiedlichen 
komplexen Problemen konfrontiert. Eines haben viele 
gemeinsam: Sie verfügen über wenig Einkommen, weil 
sie Geringverdiener oder arbeitslos sind. Die steigenden 
Strom- und Heizkosten belasten das ohnehin knappe 
Budget.

Aus diesem Grund hat die Energieschuldenberatung 
im Frühjahr 2018 ihre Arbeit aufgenommen, um Ver-
braucher*innen mit Energieschulden schnell beraten 
zu können und ihre Strom- und Gassperre abzuwenden 
oder aufzuheben. Das Energieschuldenteam prüft die 
Forderung auf Rechtmäßigkeit und klärt Energieschuld-
ner*innen über die Möglichkeiten in ihrem konkreten 
Fall auf. Wenn eine Klärung nicht erreicht werden konnte 
oder bei Krankheit oder Sprachbarrieren der Energie-
schuldner*innen, übernimmt das Energieschuldenteam 
die außergerichtliche Interessenvertretung. Es vermittelt 
und verhandelt zwischen Energieschuldner*innen und 
Energieversorgern, Netzbetreibern, Sozialleistungsträ-
gern und weiteren Beteiligten. 

Ist zum Beispiel der Energieverbrauch auffällig hoch, 
verweist das Team auf weitere Beratungsmöglichkeiten 
wie auf die Energiesparberatung, bei Überschuldung auf 
die Schuldnerberatung. 

Die Energieschuldenberatung erhebt die hierbei gewon-
nenen Daten in einer Statistik, um eine Datenbasis über 
die Ursachen von Energiearmut zu schaffen sowie einen 
Überblick zu erhalten über die bezirkliche Verteilung der 
Energiesperren in Berlin. Hierdurch wird der erforderli-
che Handlungsbedarf auf unternehmerischer und ver-
braucherpolitischer Ebene identifiziert.

Im Rahmen der Vernetzungsarbeit hat die Energieschul-
denberatung zu wesentlichen Akteuren Kontakt auf-
genommen, um die Beratungsarbeit vorzustellen und 

Lösungsmöglichkeiten wie strukturelle Veränderungen 
zu diskutieren. Ziel ist es, langfristig die Anzahl von 
Energiesperren deutlich zu reduzieren und damit die 
Energieversorgung für Verbraucher*innen nachhaltig zu 
sichern. 

Hierfür ist es notwendig, insbesondere mit den beiden 
Grundversorgern und Netzbetreibern in Berlin, den Job-
centern Berlin, Schuldnerberatungsstellen und anderen 
Beratungsstellen weiterhin kontinuierlich zusammen zu 
arbeiten.

ENERGIESCHULDENBERATUNG

Frau K. konnte wegen ihrer finanziellen 
Lage die Jahresendrechnung in Höhe von 

180 Euro nicht bezahlen. Deshalb wurde ihr die 
Stromzufuhr gesperrt. Eine Wiederinbetriebnahme 
kann in einem solchen Fall nur erreicht werden, 
wenn Frau K. neben ihrer Stromrechnung auch 
die Sperr- und Entsperrkosten, die sich in Berlin 
auf circa 180 Euro belaufen, bezahlt. Dieses Bei-
spiel zeigt, dass neben der Energiesperre auch 
Folgekosten in nicht unerheblichem Maße drohen. 
Frühzeitige Beratung kann solche Folgekosten und 
Energiesperren verhindern.

Hasibe Dündar

Projektleiterin Energieschuldenberatung
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BUS-WITZ
Eine Mutter 
steigt mit ihrem 
Baby in einen 
Bus. Der Busfah-
rer: „Oh Gott, 
das ist das häss-

lichste Kind, 
das ich je gese-
hen habe!“ Die 
Frau geht per-
plex nach hinten, 
setzt sich und 
meint zu ihrem 

Sitznachbarn, 
dass der Busfah-
rer sie gerade be-
leidigt hätte. Ihr 
Sitznachbar em-
pört: „Gehen Sie 
sofort zum Fah-

rer und for-
dern Sie 
ihn auf, 
sich zu ent-
schuldigen! 
Ich halte so lange 
Ihr Äff chen.“

FLACH-WITZ
Wie nennt 
man Unter-
wäsche, die 
scheuert und 

kratzt? – Reiz-
wäsche!

Von STEFAN 
SCHLAGENHAUFER 

und JÜRGEN MAHNKE 
(Fotos)

Frankfurt/M. – Wie er 
heißt? Unbekannt. Wo 
er herkommt? Unklar. 
Was er auf dem Kerb-
holz hat? Sagenhafte 542 
Straftaten!

Gestern Morgen war 
es wieder einmal so weit: 
Am Mainufer in Frankfurt 
nahm die Stadtpolizei bei 
einer Razzia Deutschlands 
schlimmsten Finger fest. 

Seine Fingerabdrücke 
sind bekannt, sonst fast 
nichts. 

Der angeblich 1959 
geborene Mann soll aus 
Nordafrika stammen, reis-
te 1998 nach Deutschland 
ein – ohne einen Pass. Als 
Herkunftsland gab er seit-
dem mal Algerien, mal 
Marokko an. Ob er tat-
sächlich aus einem der 
Länder stammt, ließ sich 
bislang nie ermitteln. Der 
Mann selbst lehnt jede 
Mitarbeit ab, wenn es um 
seine Rückführung geht.

Deshalb bekommt er im-
mer wieder eine befristete 
Duldung – und begeht ei-
ne Tat nach der anderen. 
Bisher liefen unglaubliche 
542 Ermittlungsverfahren 
gegen ihn.

Oberkommissar Rüdi-
ger Buchta (40) zu BILD: 
„Ein Drittel der Verfahren 
lief wegen Besitz und Er-
werb von Betäubungs-
mitteln. Ein Teil wegen Er-
schleichens von Leistungen 
wie Schwarzfahren. Dazu 
kommen Körperverletzung, 
Diebstahl, Raub. Und viele 

Verstöße gegen das Auf-
enthaltsgesetz.“

Immer wieder wurde 
der Nordafrikaner verur-
teilt, ist bereits mehrfach 
vorbestraft. Auch ein Haft-
befehl bestand zeitweise 
gegen ihn. Doch abschie-
ben konnte man ihn nie – 
weil keiner weiß, wohin. 
Kein Land fühlt sich für ihn 
zuständig.

Auch seine Fingerabdrü-
cke haben bislang nicht 
bei der Ermittlung seiner 
wahren Identität geholfen. 
Er ist obdachlos, streunt 

durch Frankfurt, wird im-
mer wieder straffällig.  

Bei der Razzia gestern 
Morgen ist der Mann of-
fenbar betrunken, spricht 
in einer Sprache, die kei-
ner der Anwesenden ver-
stehen kann. Die Polizisten 
bringen ihn zum Revier, 
nehmen erneut seine Fin-
gerabdrücke. Doch da 
kein Haftbefehl vorliegt, 
müssen die Beamten ihn 
wieder laufen lassen.

Bis zur nächsten Raz-
zia. Bis zum Vergehen 
Nummer 543.

HIER
WIRD

DEUTSCHLANDS
SCHLIMMSTER

FINGER
ABGEFÜHRT

Von DOREEN BEILKE

Leipzig – Erika B. (70)* war 
in Not: Türschloss kaputt, 
ausgesperrt. Sie rief den 
Schlüsseldienst – und der 
zockte sie gnadenlos ab: 
2004,56 Euro für das Öff-
nen ihrer Wohnung!

Mit Einkäufen stand die 
Rentnerin abends vor ihrer 
Tür: „Der Schlüssel dreh-
te durch.“ Ihre Schwieger-
tochter fand im Internet 
den Anbieter „schlossauf.
de“, bat um Hilfe. Als dann 
ein Monteur des „Hand-
werkerservice Kreuz“ kam, 
musste Erika B. erst mal 
einen Kostenvoranschlag 
unterschreiben – über 
„nur“ 300 Euro. 

„Der Mann holte Flex 
und Hammer, fuhr zwi-
schendurch weg – an-
geblich wegen neuer 
Beschläge“, so Erika B.

Nach getaner Arbeit die 
gesalzene Rechnung: je 
20 Euro für An- und Ab-
fahrt, 169 Euro für Notöff-
nung, 84,50 Euro Abend-
zuschlag, 44,50 Euro pro 
Viertelstunde „Mehrar-
beit“ (insgesamt 445 Eu-
ro), 495 Euro für Zylinder 
und Schlüssel, 421 Euro für 
einen Sicherheitsbeschlag, 
30 Euro fürs „Bohren“ plus 
320,06 Euro Mehrwertsteu-
er – 2004,56 Euro!

Als Erika B. sich wei-
gerte, sofort zu zahlen, 
drohte der Monteur: Er 

werde sie nachts ohne 
Türschloss zurücklassen. 
Derart erpresst, zahlte die 
Rentnerin 914,52 Euro an.

Bei der Verbraucher-
zentrale ist der Schlüs-
seldienst gut bekannt. 
Rechtsreferentin Stefanie 
Siegert (31): „Es wird ei-
ne Drohkulisse aufgebaut, 
die Notsituation ausge-
nutzt. Wir empfehlen ei-
ne Anzeige.“

BILD fand heraus: Die 
Firma, die die Rechnung 
stellte, existiert nicht. Am 
Handy wird der Monteur 
patzig: „Es gibt nichts zu 
erklären!“

Er möchte aber noch 
wissen, ob er‘s auf die Ti-
telseite von BILD schafft ...

Schlüsseldienst
fordert 2000 Euro

fürs Türöff nen!

nuur 300 EuEuro drohte der Monteur: Er telseite von BILD schafft„n„nuur 300 EuEuro. drohte der Monteur: Er telseite von BILD schafft ...

Was darf ein Schlüsseldienst berechnen – was nicht?
Tür zu, Schlüssel weg? 
Das sollten Sie wissen!

WIE FINDE ICH
EINEN SERIÖSEN

SCHLÜSSELDIENST?
Greifen Sie nicht auf 
Flyer aus dem Briefkas-
ten zurück. Ideal: ein 
lokaler Betrieb (z. B. 
bei der Handwerks-

kammer erfragen) mit 
Festnetznummer.

WAS DARF ER
BERECHNEN, WAS NICHT?
Zusätzlich zu den Kos-
ten für die Tür-Öffnung 
(je nach Bundesland 85 
bis 150 Euro) kann eine 
Anfahrtspauschale (rund 
20 Euro) und eine Nacht- 

oder Feiertagspauscha-
le (bis 100 Prozent) fäl-
lig werden. Unzulässig: 
überhöhte Materialkos-
ten und Mehrkosten für 
extra langes Arbeiten.

Tipp: Vereinbaren Sie 
vorher einen Preis und 
definieren Sie den Auf-
trag: Meist reicht es, die 

Tür zu öffnen, ein neues 
Schloss ist nicht nötig.
WIE WEHRE ICH MICH
GEGEN ÜBERHÖHTE

FORDERUNGEN?
Unterschreiben Sie 
nicht, dass Sie die Rech-
nung anerkennen und 
bezahlen Sie nur den Be-
trag, den Sie für ange-

messen halten. Im Nach-
hinein ist es oft schwer, 
Geld zurückzubekom-
men. Fühlen Sie sich un-
ter Druck gesetzt, rufen 
Sie Nachbarn oder Poli-
zei hinzu.

Fachliche Beratung: 
Frithjof Jönsson,

Verbraucherzentrale 
Berlin

542 Straftaten und 
niemand kennt
seinen Namen

Als die Polizei frühmorgens
kam, schlief der Nordafrikaner 
noch. Die Einsatzkräfte legten
ihm Handschellen an, nahmen
ihn zur Kontrolle mit – weil er
keine Papiere vorweisen konnte

Bei der Razzia kontrollierte die 
Polizei auch eine stadtbekannte 

Bettel-Familie aus Rumänien
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Frech abgezockt:
Für das Öffnen ihrer Tür soll

Erika B. mehr als 2000 Euro zahlen
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*Erika B. ist die Mutter eines BILD-Mitarbeiters
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Legales Cannabis-Geschäft
in Kanada floriert
TORONTO. In Kanada schmieden
zwei Unternehmen den größten
Cannabis-Produzenten der Welt.
Dafür übernimmt der zweitgrößte
Marihuana-Anbieter des Landes,
Aurora Cannabis, den kleineren Ri-
valen Cannimed Therapeutics für
umgerechnet 690Millionen Euro.

Weltweit ist die Cannabis-Industrie
stark in Bewegung, nachdem immer
mehr Länder, darunter Deutschland
und Australien, Cannabis für medizi-
nische Zwecke erlauben. Hierzulande
gibt es Cannabis seit März 2017 auf
Rezept. Kanada will den Cannabis-
KonsumbisMitte 2018 vollständig le-
galisieren, also auch den Genuss-
Konsum – als weltweit zweites Land
nach Uruguay. Die medizinische Nut-
zung ist in Kanada schon seit 2001
möglich.Die Entwicklunghat zu zahl-
reichen Übernahmen unter den An-
bietern geführt. 2018 liegt das Trans-
aktionsvolumen bereits bei umge-
rechnet 1,2Milliarden US-Dollar (968
Mio Euro), mehr als doppelt so hoch
wie im gesamten Jahr 2017. Auch die

Übernahme eines Produzenten für 690 Millionen Euro
Aktien derUnternehmen sind aufHö-
henflug: Die Anteilsscheine von Au-
rora legten in den vergangenen drei
Monaten um 395 Prozent zu, die Pa-
piere von Cannimed um 257 Prozent.
Marktbeobachter warnen bereits vor
eine Blase. Der Appetit der Anleger
bleibt aber groß.DieUS-Beteiligungs-
gesellschaft Privateer Holdings, die
ausschließlich in legales Cannabis-
Geschäft investiert, teilte gesternmit,
über 100 Millionen Dollar eingesam-
melt zu haben. Privateer Holdings
schätzt den Weltmarkt für legales
Cannabis auf 300Milliarden Dollar.

Aurora hatte zunächst eine feindli-
cheOfferte über 24 kanadischeDollar
je Aktie für den Konkurrenten vorge-
legt und war schließlich mit einer Er-
höhung des Angebots auf 43 kanadi-
sche Dollar je Anteilsschein erfolg-
reich. Zusammenkommendie beiden
Unternehmen auf einen Marktwert
von 7,4 Milliarden kanadischen Dol-
lar, womit sie in der Bewertung den
bislang weltweit größten Anbieter
Canopy Growth, ebenfalls aus Kana-
da, überholen. |rtr

Sabic wird größter
Clariant-Aktionär
BASEL. Das saudische Petrochemie-
unternehmen Saudi Basic Indust-
ries (Sabic) kauft den 25-Prozent-
Anteil von US-Investoren am
Schweizer Spezialchemiekonzern
Clariant und wird größter Aktionär
der Basler.

Clariant ist damit zwar einen unbe-
quemen aktivistischen Aktionär los,
der sich in die Geschäftsführung ein-
mischte. Ruhe dürfte bei dem Kon-
zern aber nicht einkehren. Sabic be-
teuert zwar, „gegenwärtig keine Plä-
ne für eine Vollübernahme von Clari-
ant“ zu haben, wie das Unternehmen
mitteilte. Analysten sind aber skep-
tischund rechnendamit, dass dasUn-
ternehmen aus Riad seinen Anteil er-
höhen dürfte. Verkäufer der Clariant-
Anteile sind die New Yorker Unter-
nehmerDavidWinterundDavidMill-
stone sowie der Hedgefonds-Mana-
ger KeithMeister.
Mit einemBörsenwert vonmehrals

85 Milliarden Dollar (68,5 Mrd Euro)
ist Sabic fast zehnmal größer als Clari-

Saudischer Petrochemiekonzern steigt bei Schweizern ein
ant. Damit ist Sabic aber noch nicht
zufrieden. In den kommenden fünf
Jahrenwill das Unternehmen 3 bis 10
Milliarden Dollar für Zukäufe ausge-
ben, wie Konzernchef Yousef Al-Ben-
yan kürzlich sagte.
Mit dem Einstieg bei Clariant ver-

stärkt die bisher vor allem in der Ba-
sischemie tätige Sabic ihr Spezialche-
mie-Geschäft. Clariant zählt unter an-
derem Unternehmen aus der Kosme-
tik-, Agrochemie und Auto-Branche
zu ihren Kunden. „Clariant ergänzt
das bestehende Spezialchemiege-
schäft von Sabic und entspricht der
Strategie von Sabic, neue Wachs-
tumsmöglichkeiten in der Spezial-
chemie zu eröffnen“, sagte Al-Ben-
yan. Die Verringerung der Abhängig-
keit von Erdöl-nahen Geschäften und
der Vorstoß in lukrativere Bereiche
stehen bei einigen Unternehmen aus
Saudi-Arabien auf der Agenda. So
kaufteder StaatskonzernSaudiAram-
co 2015 eine 50-Prozent-Beteiligung
am Geschäft mit synthetischem Kau-
tschuk der deutschen Lanxess. |rtr

Über denWolken geht das Surfen ins Geld
VON HANS PETER SEITEL

LUDWIGSHAFEN. Im Internet surfen,
E-Mails checken, Filme streamen:
Bei immer mehr Fluggesellschaften
können sich Passagiere die Zeit mit
Laptop, Tablet oder Smartphonever-
treiben. Aber Vorsicht: Das Angebot
ist nicht gerade billig. Vor allemMo-
bilfunk-Verbindungen gehen ins
Geld. Günstiger kannW-Lan sein.

Früher hieß es in allen Flugzeugen
„Handy aus“. Die Europäische Flugsi-
cherheitsagentur hat damit aber
Schluss gemacht. Seit 2014 lässt sie
dieNutzungvonMobilgerätenprinzi-
piell zu.Allerdings steht es jederAirli-
ne frei, eigene Regelungen zu treffen.
So verbieten die deutschen und die
meisten ausländischen Gesellschaf-
ten nach wie vor das Telefonieren,
Skypen und WhatsApp-Gespräche
während des Fluges – aus Rücksicht
auf dieMitreisenden,wie es heißt. Ei-
ne Ausnahmemacht Emirates.
Internetnutzungenwerdenüberei-

nen W-Lan-Hotspot oder Mobilfunk
ermöglicht. „Mobilfunk-Verbindun-
gen an Bord sind generell sehr teuer,
und auch beim W-Lan sollten sich
Passagiere vor dem Flug über die ge-
nauen Konditionen informieren“,
sagt Eva Klaar, Reiserechtsexpertin
der Verbraucherzentrale Berlin.
Gibt es W-Lan an Bord, haben Pas-

sagiere ab Erreichen der Reiseflughö-
he darauf Zugriff. Nach einer Über-
sicht des Vergleichsportals Check24
bieten rund 20 von 50 untersuchten
Fluggesellschaften diesen Service an,
darunter in Europa Alitalia, Euro-
wings, Iberia, KLM, Lufthansa und
SAS. Allerdings sind die Flotten noch
nicht komplett mit W-Lan ausgestat-
tet. „Man muss schon genau hinse-
hen, auf welchen Strecken die umge-
rüsteten Flugzeugtypen fliegen, und
ob auf einer solchen Strecke genau
das Flugzeug, in dem man sitzt, tat-
sächlich bereits umgerüstet ist“, sagt
Thomas Michel vom Telekommuni-
kationsportal Teltarif.de.
Preislich gibt es große Unterschie-

FLUG-TIPP:Nach W-Lan-Konditionen erkundigen – Mobilfunk-Regeln der Europäischen Union greifen nicht
de. Einziger Anbieter mit kostenlo-
sem W-Lan ist laut Check24-Über-
sicht der Billigflieger Norwegian. Im-
merhin 20 Megabyte gibt es bei Emi-
rates gratis. Alle anderen berechnen
den Dienst, Business-Reisende mit-
unter ausgenommen. Abgerechnet
wird nach Zeit, Surfgeschwindigkeit
oder Datenvolumen.
So verlangt die Lufthansa für den

Internetzugang zwischen 9 Euro für
eine Stunde und 17 Euro für 24 Stun-
den. Alternativ können auf Kurz- und
Mittelstrecken Optionen für das Mai-
len und Chatten (3 Euro), das Surfen
(7 Euro) oder das Videostreamen (12
Euro) gebucht werden. Bei anderen
Anbietern reichen die Preise der Da-
tenpakete von etwa 6 Euro für 30Me-
gabyte (Air Europa) bis knapp 30 Euro
für 400Megabyte (Iberia).

Ob die Gegenleistung stimmt, liegt
an der Bandbreite, die jeweils benö-
tigtwird. EinfacheAnwendungenwie
das Mailen, Surfen und Musikstrea-
men sind nach Tests des Teltarif-Por-
tals meist problemlos möglich.
Schwieriger könneesbeimStreaming
von Videos werden. „Die versproche-
ne Bandbreite steht an Bord nur theo-
retisch zur Verfügung, und ob das Fil-
meschauen ohne Ruckeln klappt,
hängt auch davon ab, wie viele Passa-
giere es gleichzeitig probieren“, sagt
ExperteMichel.

Als W-Lan-Alternative bieten zahl-

reiche Airlines den Mobilfunk via Sa-
tellit an. Dafür rüsten Spezialanbieter
wie Aeromobile und OnAir die Flug-
zeuge mit einem eigenen kleinen
Netz aus. Der Passagier kann dieses
Netz nutzen, wenn sein deutscher
Provider einen Roaming-Vertrag mit
dem jeweiligen Spezialanbieter hat.
Das ist wie beim staatenübergreifen-
den Roaming zwischen verschiede-
nen Netzbetreibern an Land – ver-
traglich gesehen. Nicht aber bei den
Preisen. Denn die EU-Roaming-Ver-
ordnung – mit Konditionen im euro-
päischen Auslandwie im Inland – gilt
in der Luft nicht.
Bezahlt wird über die Mobilfunk-

rechnung. „Das kann richtig teuer
werden. Es gelten ähnlich extrem ho-
he Preise – wie auf Kreuzfahrtschif-
fen“, warnt Verbraucherschützerin
Klaar. Beispiel Telekom: Laut Preis-
übersichtdesAnbieters kostet einAn-
ruf im Flugzeug 3,99 Euro proMinute
und eine SMS 99 Cent. Das Internet-
surfen schlägtmit 99 Cent für 50Kilo-
byte zu Buche. Dass die Mobilgeräte
während des Startens und Landens
generell im Flugmodus, also ohne
Sende- und Empfangsfunktion, sein
müssen, hat nichts mit der Sicherheit
derBordelektronik zu tun.Verhindert
werden sollen dadurch allein Störun-
gen des Funkverkehrs der Piloten
beim Starten und Landen, so der Ver-
band der Luftverkehrswirtschaft.

MÜNCHEN. Der Orkan „Friederike“
wird für die deutschen Versicherer
deutlich teurer als gedacht. Der Ge-
samtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft (GDV) schraub-
te seine Schätzung für die versicher-
ten Schäden gestern von zuvor 500
Millionen auf 1 Milliarde Euro nach
oben.

Damitwäre „Friederike“, die vor einer
Woche mit Windgeschwindigkeiten
von teilweise mehr als 200 Kilome-
tern pro Stunde über Deutschland
hinweggezogenwar, der zweitteuers-
te Wintersturm der vergangenen 20
Jahre. Mehr hat die deutschen Versi-
cherer nur „Kyrill“ gekostet, der vor
elf Jahren mehr als 2 Milliarden Euro
versicherten Schaden anrichtete.
„Friederike“ richtete vor allem im

Westen und Norden Deutschlands
Schäden an. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Versicherer be-
troffen. Der Provinzial Nordwestwur-
den allein ausWestfalen70.000 Schä-
den gemeldet; siemuss rund 130Mil-
lionen Euro an die Eigentümer von
beschädigten Häusern und Autos
zahlen. Nach Angaben des Branchen-
verbands GDV entfallen 90 Prozent
der Schäden auf Gebäude, der Rest
auf Fahrzeuge. Gegen die Folgen von
Sturm, Hagel und Feuer sind in
Deutschland rund 95 Prozent aller
Häuser versichert.
Die Provinzial Rheinland hatte

kürzlich den versicherten Schaden
bei ihrenKundenauf 80MillionenEu-
robeziffert. Der vor allem imSüdwes-
ten Deutschland vertretenen Würt-
tembergische wurden dagegen ledig-
lich 4500 Schäden im Volumen von
8,3 Millionen Euro gemeldet. Der
Chef der deutschlandweit aktiven
R+V Versicherung, Norbert Rollinger,
schätzt den Schaden für seinHaus auf
40Millionen Euro – bei „Kyrill“waren
esmehr als 100Millionen.Die Talanx-
Tochter HDI sprach von 10.000 Mel-
dungen und einer Schadensumme
von gut 10 Millionen Euro. Die Bran-
chenführer Allianz und Ergo wollten
sich nicht zu den finanziellen Folgen
von „Friederike“ äußern. |rtr

Versicherer:
„Friederike“ kostet
1Milliarde Euro

Das Nutzen von Roaming im Flugzeug kann ähnlich teuer werden wie auf
Kreuzfahrtschiffen. FOTO: DPA

Dass man mit
Handys und
Smartphones
nicht nur telefo-
nieren kann,
weißt du sicher.
Viele Leute ma-
chen Fotos und

Filmedamit. AnderenutzendasGerät
als Taschenlampe und Taschenrech-
ner oder spielen ein vorher installier-
tes Spiel damit. Wer das Gerät in den
Flugmodus schaltet, trennt die Nut-

Nils fragt:Was ist der Flugmodus?
zungen voneinander: Fotografieren,
Filmen, spielen und andere Dinge
bleiben weiterhin möglich. Aber das
Telefonieren funktioniert dann nicht
mehr. Das liegt daran, dass derMobil-
funk im Flugmodus ausgeschaltet ist.
Der Begriff Flugmodus hat sich einge-
prägt, weil die Nutzung des Mobil-
funks im Flugzeug oft verboten ist.
Aber natürlich kann man den Flug-
modus auch zu Hause einschalten,
beispielsweise um nicht von Anru-
fern gestört zuwerden. |shp
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Was macht Bio-Milchprodukte so besonders?
Wissenswertes, warum in Andechs konsequent auf Nachhaltigkeit gesetzt wird und

Bio-Milchprodukte aus der Andechser Molkerei deshalb einfach besser und natürlicher schmecken.

... aus Überzeugung nach strengen Richtlinien
zertifiziert sind, aus einem Umkreis von 150
km in der Region kommen und beste Bio-Milch
besonders nachhaltig erzeugen, dann sind es
Andechser Natur Bio-Bauern. Sie alle folgen
der Andechser Natur Philosophie „Natürli-
ches natürlich belassen“. Schon die Struktur
der Betriebe sagt viel aus: ausschließlich Fa-
milienbetriebe, im Schnitt mit 35 Kühen. Hier
kennt der Bauer seine Kühe noch mit Namen.

... kommen in Andechser Natur Produkte.
Hochwertige Bio-Milch von saftigen Weiden
und sonnengereifte echte Frucht für köst-
lichen Fruchtgeschmack. Natürliche Produkte
brauchen keine künstlichen Aromen, Zusatz-
stoffe oder Gentechnik, deshalb verzichtet
Andechser Natur völlig darauf. Die schonend
zubereiteten Bio-Produkte entfalten so ihren
besonders vollen natürlichen Geschmack.

100 Prozent
natürliche Zutaten

... als die meisten anderen Jogurts darf Bio-
Jogurt von Andechser Natur. Der Jogurt er-
hält eine ganz kostbare Zutat, die heute kaum
noch verfügbar ist: Zeit. Er kann in aller Ruhe
zu seiner Qualität mit dem typisch feinen und
köstlichen Geschmack heranreifen. Das ist
Genuss mit garantierter Natürlichkeit.

Mehr Informationen unter
www.andechser-natur.de

Wenn
630 Bio-Bauern
Familienbetriebe

Ein Fußballfeld
für jede Kuh

... ist gut für die Tiere. Eine in Deutschland
einzigartige Weideprämie von Andechser
Natur sorgt mit dafür, dass pro Kuh mehr als
ein Fußballfeld als Weidefläche zur Verfügung
steht. Die Tiere leben in Herden-Gemein-
schaften, finden natürliches Futter und ge-
nießen den großzügigen Auslauf. Die Weiden
selbst sind saftig und kräftig. Sie haben im
Vergleich zu normalen Wiesen eine stärkere
Humusschicht, mehr Artenvielfalt und mehr
Pflanzenarten, was wichtig für den Nährstoff-
gehalt ist. Bio-Bauern arbeiten ganz im Sinn
der nachhaltigen Kreislaufwirtschaft. Sie pfle-
gen ihre Wiesen ökologisch und schon immer
ohne chemische Pflanzenschutzmittel oder
synthetische Dünger. Das ist gut für die Kühe
und gut für den Geschmack der Milch.

3 mal
länger reifen

Mehr Bio.
Mehr Natur.
Andechser Natur.

Vertrauen braucht
Alles was

... ist Verantwortung und Transparenz. Verant-
wortungsvolle Produktion geht nur mit fairen
Preisen. Die Bio-Molkerei Andechser ver-
handelt alle zwei Monate die Preise mit den
Bio-Bauern neu. Persönlich und auf Augen-
höhe. Der partnerschaftliche Umgang erfolgt
ebenso mit allen Mitarbeitern, die allesamt
für Andechser Natur stehen und täglich die
Kunden durch ihre Arbeit begeistern wollen.
Die Andechser Natur Familie.

W irtschaft
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NACHRICHTEN

Post: Wer zu oft krank ist,
wird nur befristet angestellt

DieDeutschePostmacht dieEntfris-
tung vonArbeitsverträgen vonden
KrankheitstageneinesMitarbeiters
abhängig.Niederlassungsleiter hät-
ten vonderKonzernspitze ein ent-
sprechendesKonzept bekommen,
berichtetedieBildamSonntag.Darin
heiße es, dassMitarbeiter in zwei Jah-
rennicht häufiger als sechsmal krank
gewesen seinbeziehungsweisenicht
mehr als 20Krankheitstage anhäufen
dürften. AußerdemdürftenPostbo-
ten indreiMonatennichtmehr als 30
Stunden länger für ihreTourenge-
braucht habenals vorgesehen. (dpa)

Facebook erkundet
Interesse an Bezahlversion

Das Soziale Netzwerk denkt über ein Abo-
Modell nach. DPA/FRANZISKA GABBERT

Facebook betreibt laut einemMedi-
enberichtMarktforschung, umdas
Interesse an einer Bezahlversion
ohneWerbung herauszufinden.
Nach dem jüngstenDatenskandal
gebeesbeidemOnline-Netzwerk in-
ternwieder etwasmehr Zuspruch
für solcheÜberlegungen, schrieb
der Finanzdienst Bloomberg. Face-
booksGründer undChefMark Zu-
ckerberg hatte dieMöglichkeit einer
Bezahl-Variante erstmals bei der An-
hörung imUS-Kongress imApril an-
gedeutet. (dpa)

Moderater Stellenabbau
beim ADAC

BeimADAC sollen imZuge eines
Sparkursesweniger Jobswegfallen
als ursprünglich geplant. Statt der im
Herbst 2017 angekündigten 400 Stel-
lenwerden nur etwa 250 abgebaut,
„so sozialverträglichwiemöglich“,
sagte Präsident AugustMarkl in
DresdenvorderHauptversammlung
des AllgemeinenDeutschenAuto-
mobil-Club (ADAC) amSonnabend.
Der verbuchte im vorigen Jahr ein
Millionendefizit. DerVorstand plant
eineNeuausrichtung, dieMitte 2020
abgeschlossen sein soll. (dpa)

Frauenanteil an Top-Jobs der
Energiebranche gering

Der Frauenanteil anTop-Jobs in der
Energiebranche bleibtmit nur zwölf
Prozent gering. ImVergleich zu 2014
ist das eine Steigerung von lediglich
zwei Prozentpunkten, wie eine aktu-
elle Analyse der Beratungsgesell-
schaft PwC ergab. Demnachwaren
imApril nur fünf Prozent derVor-
standspostenmit Frauen besetzt.
Überprüft wurden nach Angaben
von PwC2 440Unternehmen aus
der Energiewirtschaft. (dpa)

BA-Chef: Zuwanderung von
Fachkräften per Gesetz

AngesichtsdesArbeitskräftemangels
inDeutschland fordert der Chef der
Bundesagentur für Arbeit (BA), Det-
lef Scheele, Zuwanderung von Fach-
kräften per Gesetz. Das Arbeitskräf-
tepotenzial steige langsamer als die
Beschäftigung.„Wirwerden die Lü-
cke nicht alleine durch Inländer und
EU-Ausländer decken können“,
sagte Scheele. Nötig sei einGesetz,
das die Regeln zur Einwanderung
systematisiere. Der BA-Chef be-
tonte:„Aus unserer Sicht sollten
Fachkräfte und keineUngelernten
zuwandern können.“ (dpa)

Überfüllte Notaufnahmen
Ärztewollen Kliniken entlasten und drängen auf eine verbesserte Zusammenarbeit mit Bereitschaftsdiensten

Angesichts überfüllter Notaufnah-men in vielen Kliniken dringen
die Ärzte aufmehr Informationen für
die Patienten und eine bessere Ar-
beitsteilung mit niedergelassenen
Medizinern.ÄrztepräsidentFrankUl-
richMontgomery plädiert dafür Pati-
enten klarere Informationen zu ge-
ben und in die richtige Versorgungs-
stufe zu lenken. „Dann werden sie
auch von dem Arzt behandelt, dem
dies amschnellstenmöglich ist.“
Dass viele Menschen eher direkt

ins Krankenhaus gehen, habe man
sich jetzt 20 Jahre angeguckt. „Wir

müssen einfach feststellen, dass Ap-
pelle und Hinweise nicht übermäßig
viel gefruchtethaben.Daraufmüssen
wir jetzt reagieren“, forderteMontgo-
mery. Es gehe nicht um Verletzte bei
Unfällen oder Menschen, die mit
demHubschraubergebrachtwerden.
Im Fokus stünden Menschen, die
nicht um die Möglichkeiten ambu-
lanter Bereitschaftsdienste wüssten
unddeshalb direkt inNotaufnahmen
gehen.„Das sind Patienten, die gehö-
ren eigentlich nicht ins Krankenhaus.
Nur viele wissen das nicht.“ Montgo-
merywarbdafür, inKliniken gemein-

dann warten, weil wir nach Dring-
lichkeit vorgehen müssen und nicht
nachdemEintreffen.“
Dass Menschen schneller ins

Krankenhaus gehen, habe sich schon
seit längerer Zeit entwickelt. „Wir ha-
benmehrausländischePatientenmit
anderen Gewohnheiten im Umgang
mit medizinischen Strukturen“, er-
läuterte Montgomery. „Es gibt auch
einezunehmendeVereinzelungman-
cher Menschen, bei denen kein Part-
nermehrda ist, dernachtserstmal ei-
nen warmemWickel macht oder be-
ruhigendeWorte spricht.“ (dpa)

same „Portalpraxen“ von niederge-
lassenen Ärzten und Krankenhaus-
Ärzten einzurichten, in denen jeder
dasmache,was er ambesten könne.
In einigen Kliniken mit drama-

tisch gestiegenem Andrang gebe es
inzwischen Sicherheitsdienste.
„Manche Patienten werden teilweise
sehr forderndundaggressiv,wenn sie
wartenmüssen unddieDringlichkeit
der anderen Fälle nicht einschätzen
können.“ Zwar könne man für man-
che Ungeduld Verständnis haben.
Notaufnahmen seien aber für
Schwerkranke da. „Andere müssen

Verliert
Winterkorn

seinVermögen?
VW-Aufsichtsrat prüft
Schadenersatzansprüche

Von Frank-Thomas Wenzel

Eskursieren schon Spekulationenüber das Vermögen von Martin
Winterkorn. Von bis zu einer Milli-
arde Euro ist die Rede. Der Ex-Chef
von Volkswagen könnte alles verlie-
ren, wenn sein früherer Arbeitgeber
ihn tatsächlich zu Schadenersatz-
zahlungen zwingt. Bis dahin ist der
Weg aber noch weit. Und Branchen-
kenner fragen sich, wie stark das In-
teresse des Wolfsburger Unterneh-
mens tatsächlich ist, mit einer Klage
gegen den geschassten Manager in
der Abgasaffäre für zusätzliche Auf-
regung zu sorgen.

Verschwörung zum Betrügen

Anlässlich der Verurteilung des frü-
heren Volkswagen-Managers Oliver
Schmidt in den USA verwies ein
Volkswagen-Sprecher auf die
Rechtslage bei Vergehen von Füh-
rungskräften. Die sogenannte Com-
pliance-Pflicht des Unternehmens
fordere die Überprüfung angemes-
sener Maßnahmen. Dabei könne es
auch um die Verfolgung von Scha-
denersatzansprüchen gehen. Soweit
ist es im FallWinterkorn noch nicht.
Die Staatsanwaltschaft, die auch ge-
gen Schmidt ermittelte, hat vorige
Wochezunächst einmaldieAnklage-
schrift gegen Winterkorn vorgelegt.
Nunwurde zudemeinHaftbefehl er-
wirkt. Der Hauptvorwurf lautet Be-
teiligung an einer Verschwörung
zumBetrügen vonUS-Behörden.
Der VW-Aufsichtsrat indes bestä-

tigte, dass Schadenersatzansprüche
gegen Winterkorn bereits geprüft
werden. Dies dauere seit längerer
Zeit an und werde unabhängig von
behördlichen Verfahren durchge-
führt, sagte Aufsichtsratssprecher
Michael Brendel. Die Untersuchun-
gen seien noch nicht abgeschlossen.
Das Kontrollgremium macht damit
nichts anderes, als sich gemäß der
besagten Compliance-Vorschriften
zu verhalten. Würde das nicht auf
den Weg gebracht, könnte der Auf-
sichtsrat selbst eines Vergehens be-
schuldigt werden, weil er die Chance
nicht nutzt, von einemVerantwortli-
chen eineWiedergutmachung für fi-
nanzielle Belastungen zu erhalten.
Reicht Volkswagen deshalb tat-

sächlich eine Zivilklage ein, werden
sich Winterkorn und seine Anwälte
gegen die Forderungen wohl mit al-
lenMitteln wehren – es dürfte dabei
um Milliardensummen gehen. Der
Beschuldigte müsste dann vor Ge-
richt aber nachweisen, dass er alles
getan hat, um Regelverstöße zu er-
kennen und dagegen vorzugehen.
Kommt es gleichwohl zu einer Ver-
urteilungWinterkorns, wird zumin-
dest ein Teil der Zahlungen wohl
von einer Versicherung getragen.
Top-Manager wie der Ex-VW-Boss
haben spezielle Haftpflicht-Policen
abgeschlossen, die das Privatver-
mögen schützen sollen. Wobei die
Assekuranzen die Summen, die sie
zahlen, deckeln. Allerdings ist zu
bedenken: Ein Gerichtsverfahren
könnte eine Schlammschlacht nach
sich ziehen, die dannmehr oderwe-
niger öffentlich ausgetragen wird.
Daran dürften beide Seiten nur we-
nig Interesse haben.

Martin Winterkorn, ehemaliger Vor-
standsvorsitzender von VW AP/MICHAEL SOHN

Plötzlich ohne Telefon
DieTelekomkündigt Festnetzanschlüsse, deren Besitzer die Umstellung auf IP-Technologie ablehnen

Von Mechthild Henneke

D
er Telefonmarkt ist im
Umbruch: Analoge Lei-
tungen verschwinden,
Telefonierenüberdas In-

ternetprotokoll wird der Standard.
Mit rund 20 Millionen Anschlüssen
ist die Deutsche Telekom der größte
Anbieter im Bereich Festnetz in
Deutschland. Etwa halb so viele An-
schlüsse hat Vodafone. Von der Um-
stellung sindalle Festnetzanschlüsse
betroffen. Das heißt: alle analogen
oder ISDN-Festnetzanschlüsse mit
Internetzugang. Auch die Telekom-
Konkurrenten O2, 1&1, Vodafone
oder easybell müssen die Umstel-
lung mitmachen, weil sie die Tele-
fonleitungen bei der Telekom an-
mieten. Telefon- und Internetan-
schlüsse über das Fernsehkabel sind
nicht betroffen. Wer sich gegen die
Umstellungwehrt, erhält vonderTe-
lekom derzeit ein Kündigungs-
schreiben–undkanndagegenwenig
unternehmen.

Wieso kündigt die Telekom alte An-
schlüsse?
„Die Telekom stellt ihr gesamtes

Netz schrittweise auf neue Technik
um, um es zukunftssicher zu ma-
chen“, erklärt Stefanie Halle, Spre-
cherinderTelekom.Wann immerein
Kundenvertrag in den vergangenen
drei Jahren ausgelaufen ist, infor-
mierte das Unternehmen den An-
schlussinhaberüberdieUmstellung.
„Er kann mündlich an der Hotline
oder im Service oder schriftlich zu-
stimmen“, sagt Halle. Der Kunde
habe viereinhalb Monate Zeit, über
das Angebot nachzudenken. Wer
nicht reagiere,werde angerufenoder
noch einmal angeschrieben. Akzep-
tiert der Kunde die Umstellung end-
gültig nicht, erhält er ein Kündi-
gungsschreiben.

Darf der Anbieter den Vertrag einfach
kündigen?
Üblicherweise sind Telefonver-

träge für zwei Jahre abgeschlossen.
Danach muss der Vertrag verlängert
werden oder er wird beendet. „Nicht
nur der Telefonkunde hat dabei das
Recht, denVertrag zu beenden, auch
die Telekom kann das Verhältnis
kündigen“, sagt Hasibe Dündar,Ver-
braucherberaterin bei der Verbrau-
cherzentrale Berlin. DieTelekombe-
wege sichmit ihrenKündigungen in-
nerhalb des rechtlichen Rahmens,
wenn sie zumEnde derVertragslauf-
zeit die Kündigung erklärt.

Was hat es mit der neuen Technik auf
sich?
„IP“ steht für Internet Protocol

und bedeutet im Zusammenhang
mit dem Telefon, dass Gespräche
nun als Datenpakete über das Inter-
net geschickt werden. „Damit wer-
den wir den Kunden neben höheren
Geschwindigkeiten mehr Service
und Dienste bieten können“, erläu-
tert Halle. Im altenTelefonnetz seien
ein Großteil der Leitungen und Fre-
quenzen nur für dasTelefonieren re-
serviert. Im IP-Netz werde das Kabel
zum „Alleskönner“: Je nach aktuel-

lem Bedarf laufen darüber Internet-
Daten, Telefongespräche oder das
Fernsehprogramm.

Warum weigern sich einige Kunden?
Verbraucherberaterin Dündar be-

richtet, dass vor allem ältere Men-
schen die Umstellung auf IP-Telefo-
nie nicht vollziehen wollten, weil sie
zu Hause kein Internet nutzen. An-
dere Festnetzinhaber wollen beim
analogen Telefon bleiben, weil sie Si-
cherheitsrisiken bei der Datenüber-
tragung im Netz sehen. Ein weiteres
Argument lautet: Fällt das Internet
aus,habe ichauchkeinTelefonmehr.

Lässt sich der Wechsel auf einen
neuen Vertrag vermeiden?
Bis Ende 2018will dieTelekomdie

Umstellung ihrer Kunden abge-
schlossen haben. Knapp drei Viertel
der Anschlüsse hat sie nach eigenen
Angaben bis Ende März auf den
neuen Standard gehoben. Bleiben
rund fünf Millionen Festnetzan-
schlüsse. Eine Möglichkeit, den Um-
stieg hinauszuzögern, ist derWechsel
zueinemanderenAnbieter.Vodafone
etwa lässt sich bis 2022 Zeit. „Voda-
fone bietet zusätzlich zum leistungs-
starken Kabel-Glasfasernetz bundes-
weit auch DSL-Anschlüsse und
ISDN-Anschlüsse an“, erklärt Presse-
sprecherThorstenHöpken.Vor allem
Firmenkunden nutzten ISDN nach
wie vor für zentrale Anwendungen
wie Abrechnungssysteme oder Kom-
munikationsanlagen. Ihnen gegen-
über halte das Unternehmen an sei-
ner Zusage aus 2015 fest, dass es die
geschäftliche ISDN-Anschlüsse wei-
ter unterstützen werde, allerdings
„längstensbis 2022“.

Wie läuft die Umstellung auf IP-Tech-
nologie konkret ab?
Der Kunde bemerkt diese in der

Regelnicht,weil sienuraufseitender
Telekom technisch durchgeführt
wird.Häufig findetdieUmstellung in
der Nacht statt, so dass keine Pro-
bleme bei der Internetnutzung oder
beim Telefonieren auftreten. Wenn
es einmal hakt, müssen die Kunden
die Störungsstelle der Telekom ein-
schalten. Die Umstellung auf einen
IP-Anschluss setzt allerdings einen
passenden Internet-Router voraus.
Wer noch kein Internet hatte oder
seinen Router seit Langem besitzt,
muss prüfen, ob er mit der neuen
Technologie kompatibel ist.

Wird der Tarif mit der Umstellung für
Kunden teurer?
In der Regel ist für die IP-Umstel-

lung ein Tarifwechsel nicht notwen-
dig.DerbisherigeAnschlusswirdein-
fach ersetzt. Ob dessen monatlicher
Preis im Vergleich zum alten An-
schluss billiger oder teurer ist, hängt
davon ab, welcher Anschlusstyp vor-
her vorhanden war und welche Ver-
tragskombination ein Kunde künftig
nutzenwill. DieTelekomunterbreitet
dem Kunden in der Regel ein Ange-
bot,dasauchbilliger seinkannalsder
vorherigeVertrag. Ambesten in Ruhe
Preis und Konditionen vergleichen.
Eventuell lohnt sich imZugederUm-
stellung aucheinAnbieterwechsel.
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IP-Telefonie heißt die aktuelle Technik in
der Telekommunikation. IP bedeutet Inter-
net Protocol und signalisiert, dass Telefo-
nate und Daten via Internet übermittelt wer-
den. Analoge Gespräche über klassische Te-
lefonleitungen gehören damit der Vergan-
genheit an.

Die Nutzung des Internets für die Übertra-
gung von Kommunikationsdaten eröffnet
neue Möglichkeiten. Die Gesprächsqualität
steigt undVideotelefonate sind möglich. Wei-
terleitungen aufs Handy sind problemlos und
verpasste Gespräche können dem Inhaber
einer Nummer als Mail mitgeteilt werden.

BERLIN – Der rot-rot-grüne
Senat hat nach tagelangem
Streit nun doch am Dienstag
den an Krebs erkrankten Ver-
kehrsstaatssekretär Jens-
Holger Kirchner (59) auf
Wunsch von Verkehrssena-
torin Regine Günther (partei-
los, für Grüne) in den Ruhe-
stand versetzt. Der Grünen-
Politiker stimmte diesem
Schritt zu,weil ihmderRegie-
rende Bürgermeister Michael
Müller (SPD) eine berufllf iche Perspektive
in der Senatskanzlei bietet, wenn er seine
Krankheit überwwr uuw nden hat. Kirchner soll

sich später ressortübergrei-
fend um Verkehrsprojekte
wie etwa die Anbindung des
geplantenSiemens-Campus
in Spandau kümmern. Zu
seinem Nachfolger berief
der Senat den bisherigen
Geschäftsbereichsleiter
Verbraucherpolitik bei der
Verbraucherzentrale, Ing-
mar Streese.

In der Senatssitzung
äußerten vor allem die Lin-

ken Kritik an der Personalentscheidung.
Sie trugen diese nur mit, weil schließlich
Einvernehmen mit Kirchner erzielt wor-

den war. Wirtschaftssenatorin Ramona
Pop (Grüne) entschuldigte sich im Senat
für das Verhalten ihrer Partei in den ver-
gangenen Tagen. Die Grünen-Landes-
chefs Nina Stahr und Werner Graf be-
dankten sich bei den Koalitionspartnern
dafür, dass sie die Lösung für Kirchner
möglich gemacht hätten. Der Verkehrs-
experte selbst hatte am Ende für sich
selbst entschieden, dass an eineRückkehr
in das Verkehrsressort unter Leitung
Günthers wegen des vergifteten Verhält-
nisses nichtmehr zu denken sei.

Die CDU will, dass das Verhalten der
Verkehrssenatorin im Abgeordnetenhaus
missbilligtwird. Seiten 2 und 9

Comedian Ingo Appelt verpasst den Männern ein Update
„Besser ... ist besser“ heißt das Programm des 51-Jährigen, mit dem er sich auch für begangene Comedysünden entschuldigen wiiw ll. Seite 24
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WETTERWolken und Sonne
Es soll überwiegend bewölkt sein,
doch ab und zu kann sich auch die
Sonne zeigen. Regen- oder Schnee-
schauer sind bei Höchstwerten um
vier Grad möglich. Seite 24

BÖRSE Dax und Euro
Der deutsche Leitindex Dax gewinnt

1,49 Prozent und schließt bei 10.780,51 Punkten.

Die Gemeinschaftswährung Euro verliert
0,4 Prozent und kostet 1,1379 Dollar.
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IM INTERNET

Trude hält sich ja imma für ne janz
Schlaue, aba nu isse tatsächlich so nem
Trickbetrüja am Telefon uffn Leim jejan-
gen. Hat endlos mit dem anjeblichen
Vetta aus Dingsda jequatscht, bis der
plötzlich um Jeld jebeten hat. Da fiel et
ihr wie Schuppen ausn Oogen. Na denn
hatta aba wat zu hörn jekricht – und
prompt uffjeleecht! „Aba der klang so
nett, Kasu. Ick dachte, det ist der Bernd
aus Hamburch ...“, hattse mir kleinlaut
erklärt. Die Typpy en machen det schon
sehr jeschickt, sacht die Polizei. Also
sein Se bloß uff der Hut, wenn’s Telefon
klingelt. Und ejal, wat der Anrufa be-
hauptet: Kasupke isset jarantiert nich.

kasupke@morgenpost.de

Kasupke sagt ...
... wie es ist

So verschuldet sind die Berliner
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Personen in Prozent

0 bis unter 6
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14 und größer

Schuldneratlas
2018 nach
Postleitzahlen

acht Prozent. Das
Postleitzahlgebiet
mit der geringsten
Quote liegt aller-
dings im Norden Ber-
lins: In Frohnau (PLZ 13465) können lediglich knapp
fünf Prozent der Einwohner ihre Verbindlichkeiten
nicht mehr bedienen. Seite 10

BERLIN – In der Hauptstadt leben aktuell 371.988
Menschen, die ihre Kredite dauerhaft nicht bedienen
können. Der Anteil der Überschuldeten an der Gesamt-
bevölkerung beläuft sich damit auf 12,4 Prozent und
liegt deutlich oberhalb der Schuldnerquote im Bundes-
schnitt von zehn Prozent. Wie aus dem am Dienstag
vorgestellten Schuldneratlas des Inkassounternehmens
Creditreform hervvr orgeht, ergeben sich je Bezirk und

Postleitzahlgebiet große Unterschiede. Besonders viele
Überschuldete leben in Spandau. Hier sitzen rund 16
Prozent der Einwohner in der Schuldenfalle – und hier
liegt auch das Postleitzahlgebiet (PLZ) mit der höchs-
ten Quote: In Hakenfelde (PLZ 13585) kann fast jeder
Vierte seine Kredite nicht mehr bedienen. Am gerings-
ten überschuldet sind die Bewohner von Steglitz-Zeh-
lendorf, im gesamten Bezirk beläuft sich der Anteil auf

Probleme gebe, so die Verbraucher-
schützerin. „Die Frage ist, wie gut die
einzelnen Bezirke ausgestattet sind.“
Teils dünne Personaldecken könnten in
manchen Bezirken auch einfach keine
bessere Kontrolle zulassen.

Wozu strikte Überprüfungen füh-
ren können, zeigt der Bezirk Pankow.
Nirgendwo sonst wurden mehr Bußgel-
der verhängt (254). 221 Betriebe schloss
der Bezirk wegen hygienischer Mängel
gleich ganz. Zum Vergleich: Auf Rang
zwei liegt Friedrichshain-Kreuzberg
mit 23 Betriebsschließungen. „Wir sind
an dieser Stelle etwas konsequenter,
was Ahndung und Schließung betrifft“,
sagte Pankows Ordnungsstadtrat Da-
niel Krüger (AfDDf ).

Schaben in derKüche und verdorbe-
nes Fleisch auf dem Teller sind für die
Gäste nicht nur eklig, sondern auch un-
gesund. Betriebe mit Hygienemängel
müssten deshalb veröffentlicht werden,
fordert Verbraucherschützerin Schautz.
„Wir brauchen eine Bewertung an der
Lokaltür und im Internet.“ Vorbild ist
Frankreich. Dort gebe es ein System mit
Smileys für fünfKategorien.

Auf eine Berliner Regelung hat sich
auchRot-Rot-Grün imKoalitionsvertrag
verständigt, sollte der Bund bis Ende
2018 kein Gesetz dazu verabschieden.
Konkretes gibt es aus Berlin bisher je-
doch nicht. Andere Bundesländer hätten
mittlerwwr eile Modellprojekte auf den
Weg gebracht, teilte die Senatsverwwr al-
tung für Justiz und Verbraucherschutz
mit. Man werte diese nun aus, um den
besten Weg zu finden, mehr Transpa-
renz für die Verbraucher herzustellen.

CHRISTIAN LATZ

BERLIN – Kontrolleure haben in Hun-
derten Berliner Restaurants, Cafés, Bä-
ckereien und Imbissen Hygienemängel
festgestellt. Insgesamt fiel fast jeder
fünfte Gastronomiebetrieb bei den
Überprüfungen durch Mitarbeiter der
Lebensmittelaufsicht durch. Insgesamt
waren es 2452. Das ergab eine Anfrage
der Verbraucherzentrale Berlin bei den
für dieKontrollen zuständigenBezirken.
Einzig Tempelhof-Schöneberg reagierte
trotz Nachhakens nicht auf die Fragen
der Verbraucherschützer, hieß es. In den
übrigen elf Bezirken gab es im vergange-
nen Jahr 13.689Hygienekontrollen.

Auffääf llig sind die großen Unter-
schiede zwischen den Bezirken. Die
meisten Betriebe wurden in Charlotten-
burg-Wilmersdorf (2481) und Mitte
(2441) überprüft. Gleichzeitig fanden
Kontrolleure mit 97 Fällen nirgendwo
weniger Mängel als in Mitte. In Charlot-
tenburg-Wilmersdorf fielen 150 Lokale
negativ auf. Auf die meisten Hygiene-
probleme stieß die Lebensmittelauf-
sicht in Friedrichshain-Kreuzberg: 482
Gastrobetriebe fielen bei der ersten
Kontrolle durch. Britta Schautz, Pro-
jektleiterin Lebensmittel und Ernäh-
rung bei der Verbraucherzentrale Ber-
lin, erklärt dieses Ergebnis mit den vie-
len Dönerbuden im Bezirk. Sie seien
„rein vomProdukt her schon anfääf llig für
solche Hygienemängel, da sie mit rohen
Produkten wie Salat und Fleisch arbei-
ten“. Umgekehrt bedeuten wenige ge-
fundene Hygienemängel nicht automa-
tisch, dass es in einem Bezirk keine

Hygieneprobleme
in Hunderten
Berliner Lokalen
Fast jeder füüf nfttf e Gastronomiebetrieb fääf llt mit Mängeln auf

Straßburg: Tote
nach Schüssen am
Weihnachtsmarkt
STRASSBURG – Im ostfranzösischen
Straßburg sind am Dienstagabend in
der Nähe des Weihnachtsmarktes
Schüsse gefallen. Dabei sollen nach Be-
hördenangaben zwei Menschen gestor-
ben sein, elf weitere Personen wuuw rden
verletzt. Der Schütze, der identifiziert
werden konnte und polizeibekannt ist,
sei auf der Flucht, hieß es am späten
Abend. Die Polizei riegelte große Teile
der Innenstadt ab. Anti-Terror-Spezia-
listen der Pariser Staatsanwaltschaft
übernahmen die Ermittlungen. An der
deutsch-französischen Grenze wuuw rden
die Kontrollen verstärkt. Seite 8

KiiK rchner doch in Ruhestand versetzt
Staatssekretär stimmt Entscheidung zu. Missbilliguug ngsantrag gegen Verkehrssenatorin

Pkwwk -Maut wiiw rd
voraussichtlich
erst 2021 starten
BERLIN – Die auf deutschen Bundes-
straßen und Autobahnen geplante Maut
für Pkw kann voraussichtlich erst 2021
starten. Nach Angaben der Firma, die
von der Bundesregierung beauftragt
wuuw rde, ist das Kontrollsystem erst im
Herbst des Jahres 2020 fertig. „Das
Projekt wird laut Plan im dritten Quar-
tal 2020 abgeschlossen sein“, sagte eine
Sprecherin des österreichischen Unter-
nehmens TrafficCom der Berliner Mor-
genpost. Seit Dienstag prüft zudem der
Europäische Gerichtshof (EuGH) in
Luxemburg die deutschen Maut-Pläne.
Österreich hat dagegen geklagt. Seite 3

Jens-Holger
Kirchner (Grüne)
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www.dinosaurierlive.de
www.ticketmaster.de • www.eventim.de

DAS ATEMBERAUBENDE LIVE-ERLEBNIS FÜR DIE GANZE FAMILIE! ABENTEUER MIT DEN KOLOSSEN DER URZEIT!
Presented by Global Creatures in association with BBC Studios

4 199067 801500

3 0 0 5 0

Kaum hat sie ihr Abitur geschafft, ent-
schließt sich Michelle Siebert dazu, ihr
Taschengeld mit einem Job aufzubes-
sern. Sie bewirbt sich auf die Online-An-
zeige mit der Überschrift „flexible Aus-
hilfe auf 450- Euro-Basis gesucht“ eines
Klamottenladens in der Berliner Innen-
stadt. Die Probearbeit läuft gut, Michelle
wird direkt eingestellt.
Insgesamt gehen hierzulande rund 7,5

Millionen Menschen einer geringfügigen
Beschäftigung auf
450-Euro-Basis
nach. Bei Michelle
folgt auf die Freude
über den Job aber
schnell Ernüchte-
rung: „Als Aushilfe
fühlt man sich wie
eine Arbeitnehme-
rin zweiter Klasse.“
Das bestätigt Marta

Böning vom Deutschen Gewerkschafts-
bund (DGB): „Viele Minijobber kennen
ihre Rechte nicht und es existieren viele
Irrtümer.“Rechtlich gesehen sind gering-
fügig Beschäftige Arbeitnehmer wie alle
anderenauch. „Wenigen ist bewusst, dass
geringfügig Beschäftigte als Teilzeitbe-
schäftigte gelten“, sagt Kati Kunze, Fach-
anwältin fürArbeitsrecht.

Kein Arbeitsvertrag, aber Regeln
Viele geringfügig Beschäftigte bekom-
men keinen Arbeitsvertrag. Das muss
auch nicht sein, und deshalb nehmen
viele an, dass sie jede Arbeit erledigen
müssen, die ihnen der Vorgesetzte auf-
trägt. Ein Arbeitsvertrag muss nicht
schriftlich vorliegen. „allerdings ist der
Arbeitgeber verpflichtet, eine schriftli-

che Information über die wesentlichen
Vertragsbedingungen zu erteilen“, sagt
Marta Böning vom DGB.

Ein Anspruch auf Urlaub
JederArbeitnehmer hatAnspruch auf be-
zahlten Erholungsurlaub. Im Jahr beträgt
dieser Urlaub für Vollzeitbeschäftigte,
die an sechs Tagen pro Woche arbeiten,
24 Werktage. Für Vollzeitbeschäftigte in
einer Fünf-Tage-Woche sind es entspre-
chend 20 Arbeitstage. Teilzeitbeschäf-
tigte bekommenUrlaubstage, die ihrer an-
teiligen Arbeitszeit entsprechen. „Wenn
einegeringfügig beschäftigteKraft durch-
schnittlich an fünf Tagen pro Woche ar-
beitet, allerdings nur für jeweils ein bis
zwei Stunden täglich, erhält sie dennoch
zwanzig Urlaubstage. Arbeitet sie jedoch
in der Regel nur an zwei Tagen pro Wo-
che, erhält sie auch nur 2/5 des Urlaubs
der Vollzeitbeschäftigten mit einer Fünf-
Tage-Woche. In diesem Fall wären das
acht bezahlte Urlaubstage“, sagt Kunze.

Arbeit auf Abruf hat Grenzen
Arbeit auf Abruf unterliegt gesetzlichen
Regelungen: „Arbeitgeber müssen eine
Vorankündigungsfrist von vierTagen ein-
halten“, erklärt Böning. Lediglich in Aus-
nahmefällen, wenn tarifvertraglich an-
dere Regelungen festgelegt worden sind,
darf die Vorankündigungsfrist zwei bis
drei Tage betragen. „Die Realität sieht
zwar häufig anders aus, aber Arbeitneh-
mer sind nicht in der Pflicht außerhalb
ihrer Arbeitszeit auf Nachrichten von ih-
rem Vorgesetzten zu reagieren.“ Und
auchnicht auf Abruf zurArbeit kommen.
„Es sei denn, es gibt vertraglich eine der-
artige Vereinbarung, die im Einklang mit
den Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes
steht“, sagt Fachanwältin Kunze.

WhatsApp nur bei Einwilligung
Häufig werden derartige Verabredungen
über den Kurznachrichtendienst Whats-
App getroffen. Sofern der Arbeitnehmer
im Voraus zustimmt, dass der Vorge-
setzte ihn so kontaktieren darf, ist dies
erlaubt. Trotzdem muss die gesetzliche
Frist von einer viertägigen Vorankündi-
gung eingehalten werden. Der Arbeitge-
ber kann aber grundsätzlichvonMitarbei-
tern nicht verlangen, dass sie ihre priva-
ten Handys für die Arbeit verwenden.

Kündigung nicht jederzeit möglich
„Häufig wird uns mit Abmahnungen und
Kündigungen gedroht“, berichtet die 19-
jährigeMichelle. Das Kündigungsschutz-
gesetz gilt auch für geringfügig Beschäf-
tigte. „Allerdings nur dann, wenn der Be-
trieb mehr als zehn Arbeitnehmer be-
schäftigt. Zumanderenmuss dasArbeits-
verhältnis länger als sechs Monate beste-
hen“, erklärt die Arbeitsrechtlerin Kati
Kunze. Sollte es dennoch zu einer Kündi-
gung kommen, „muss ein wirksamer
Grund für eine Kündigung gegeben sein;
der kann in der Person, im Verhalten des
Beschäftigten liegen oder aber auf be-
trieblichen Gründen beruhen“, betont
Marta Böning.

Zuschläge und Zulagen
Viele Menschen gehen einer geringfügi-
genBeschäftigung neben ihremHauptbe-
ruf nach, 2,6 Millionen Leute waren es
im vergangen Jahr. Wer tagsüber bereits
berufstätig ist, kann meist erst am
Abend oder an Wochenenden in einem
zweiten Job arbeiten. Nachtarbeit muss
mit einemZuschlag vergütetwerden.An-
gemessen sind 25 Prozent des Stunden-
lohns, bei Dauernachtarbeit sind es 30
Prozent. Die Zuschläge werden fällig für

dieZeit zwischen 23Uhr und6Uhr.Aus-
nahmen sind Bäckereien und Kondito-
reien. Dort müssen Mitarbeiter ab 22
Uhr bis 5 Uhr morgens Zuschläge erhal-
ten. Für Arbeit an Sonn- und Feiertagen
gibt es keine gesetzlichenZuschlagsrege-
lungen.

450-Euro-Kraft kann Vorgesetzter sein
Geringfügig Beschäftigte können diesel-
ben Aufgaben und Kompetenzen haben
wie Vollzeitbeschäftigte, denn die Tatsa-
che, dass es sich umeine geringfügigeBe-
schäftigung handelt, legt nur den Rah-
men für die Arbeitszeit, sozialrechtliche
und steuerrechtliche Besonderheiten
und für die daraus folgende Vergütungs-
abrechnung fest. Theoretisch könnte ein
Arbeitnehmer auf
450-Euro-Basis die
Stelle desVorgesetz-
ten übernehmen.
Gibt es unter den

Arbeitnehmern Un-
terschiedeinderVer-
gütung, greift häufig
die Vertragsfreiheit.
Wer allerdings vor
der Unterzeichnung
besser verhandelt, kann ein paar Euro
mehrproStundeverdienen. „Gibtes inei-
nemBetrieb allerdingsStandardvorgaben
fürdieBezahlung, danngilt derGleichbe-
handlungsgrundsatz, der einen solchen
Unterschiedverbietet“,sagtKunze.Zube-
achten sind ferner Vorgaben in Betriebs-
vereinbarungen oder Tarifverträgen. Ge-
nausogiltdasMindestlohngesetz.„Fürge-
ringfügig Beschäftigte gibt es sogar eine
besondereDokumentationspflichtderAr-
beitszeiten,umdieWahrungderMindest-
lohnvorgaben kontrollieren zu können“,
ergänztKunze.

München - Europas größter Versicherer
Allianz will mit neuen Produkten gegen
denschrumpfendenMarktfürLebensver-
sicherungen ankämpfen: Eine für junge
KundenentwickeltePolicesollähnlichfle-
xibel wie ein Sparbuch sein – ohne fixe
Ein-undAuszahlungstermine.Kundenbe-
fragungen hätten gezeigt, „dass es eine
Zielgruppe gibt, die wir nicht systema-
tisch erreichen: Jüngere Menschen, die
großenWert auf Flexibilität legenundein
voll digitales Angebot wollen“, sagte Vol-
ker Priebe, VorstandderAllianzLeben.
LebensversicherungensindinDeutsch-

land zwar nachwie vor eine sehr beliebte
Form der Altersvorsorge. Ende 2017 gab
es 84,1 Millionen Verträge in Deutsch-
land – mehr als Einwohner. Zwölf Millio-
nen dieser Policen stehen bei der Allianz
in den Büchern. Doch das Geschäft ist
schwierig, Bestand und Neugeschäft
schrumpfen langsam, aber spürbar. 2013
waren es laut Versicherungswirtschaft
noch89,6MillionenPolicen.
Die Allianz Lebensversicherung trotzt

dem Branchentrend jedoch seit Jahren
undwächst gegen denMarkt – zuletzt im
Jahr 2017mit einem Plus von 21 Prozent
im Neugeschäft. Besorgniserregend aus
Sicht der Branche ist vor allem die sin-
kendeZahlderNeuabschlüsse.Die ist seit
2014 um gut zehn Prozent zurückgegan-
gen, von damals 5,5 auf 4,9 Millionen
neue Verträge im vergangenen Jahr. Die
Unternehmensberatung KPMG prophe-
zeit in einer Studie, dass die Beitragsein-
nahmen in der Sparte „Leben“ bis 2020
um1,7MilliardenEuro sinken.
In Folge derNullzinspolitik sind klassi-

scheKapitallebensversicherungenmitGa-
rantiezinsen für die Unternehmen teuer
und die Kundschaft wenig einträglich ge-
worden.DerGarantiezins liegtderzeitbei
mageren 0,9 Prozent. Viele Versicherer
bietendiese„Klassik“-VerträgealtenMus-
ters inzwischen nicht mehr an. Stattdes-
sengibt es neueModelle – garantiertwird
inzwischen häufig nur noch das einge-
zahlte Kapital, die Verzinsung wird flexi-
bel amKapitalmarkt erwirtschaftet. dpa

Ich bin derzeit wegen meines kleinen Kin-
des zu Hause. Der Paketbote weiß das und
liefert deshalb Pakete für die Nachbar-
schaft bei mir ab. Neulich habe ich ein Pa-
ket angenommen, aber die Nachbarin mel-
det sich nicht bei mir und ich kann sie nicht
erreichen. Kann ich ihr das Paket einfach
vor die Tür stellen? Oder soll ich das dem
Boten wieder mitgeben?

Es ist in der Tat ärgerlich, wenn man so
freundlich ist, ein Paket für einen Nach-
barn anzunehmen, dieser es aber nicht ab-
holt. Wie aber sollten Sie sich in einem
solchen Fall verhalten?
Mit der Annahme des Pakets ergeben

sich für Sie gewisse rechtliche Sorgfalts-
pflichten. So können Sie das Paket nicht
einfach dem Nachbarn vor die Tür stel-
len. Wird es etwa vor der Tür gestohlen,
können Sie für den dabei entstandenen
Schaden haftbar gemacht werden. Auch
dürfen Sie das Paket nicht öffnen, um
nach einem Retourenschein für den Ver-
sand zum Absender zu suchen. Neben
der Gefahr, dass die Ware dabei beschä-
digt wird, verstoßen Sie damit auch ge-
gen das Postgeheimnis. Generell können
Sie das Paket auch nicht einfach an den
Absender zurückschicken,weil Sie als Er-
satzempfänger keinerlei Vereinbarung
mit dem Versender haben und dieser die
Annahme verweigern könnte.
Bietet der Paketdienstleister an, dass

Sie das nicht abgeholte Paket in einer sei-
ner Paketstationen abgeben können oder
dass ein Paketbote es wieder bei Ihnen
abholt, um einen weiteren Zustellver-
such zu unternehmen, spricht erstmal
nichts dagegen. Sie sollten die Rückgabe
an den Boten aber unbedingt schriftlich
dokumentieren lassen. Falls das Paket ver-
loren geht, können Sie damit beweisen
Sie es in der Paketstation oder an den Pa-
ketboten zurückgegeben haben. Selbst-
verständlich muss auch der Nachbar
über diesen Vorgang informiert werden.
Wenn der Bote sich weigert, das Paket

zurückzunehmen, bleibt Ihnen nichts üb-
rig, als es für den Nachbarn so lange auf-
zubewahren, bis er es abholt. Sie sollten
aber selbst aktiv werden und ihn schrift-
lich auffordern, das Paket abzuholen– set-
zen Sie gegebenenfalls auch eine Frist. Es
kommt durchaus vor, dass der Nachbar
gar nicht weiß, dass das Paket bei Ihnen
ist, weil er keine Benachrichtigungskarte
erhalten hat oder diese falsch oder unle-
serlich war. Teilen Sie Ihrem Nachbarn
auch mit, zu welchen Zeiten Sie voraus-
sichtlich zu Hause anzutreffen sind. Er-
folgt auch darauf keineReaktionundhan-
delt es sich zudem um ein sperriges Pa-
ket, können Sie es einlagern lassen und
die Kosten dafür dem Nachbarn in Rech-
nung stellen. Auch dieses sollten Sie aber
zuvor dem Nachbarn schon aus Gründen
der Fairness schriftlichmitgeteilt und an-
gedroht haben. Foto: promo

– Haben Sie auch eine Frage?
Dann schreiben Sie uns:

E-Mail:
Redaktion.Recht@tagesspiegel.de

Postanschrift: Verlag Der Tagesspiegel,
Redaktion Recht, 10876 Berlin
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Von Marie Just

Alle haben
Anspruch
auf Urlaub
und auch
Zuschläge

Der Chef darf
Mitarbeiter
nicht
spontan zur
Arbeit rufen

Mitarbeiter zweiter Klasse?
Geringfügig heißt nicht geringwertig – viele Beschäftigte auf 450-Euro-Basis kennen ihre Rechte nicht

DasPaketdes
Nachbarnnehmen?

Preiswert anrufen mit Call-by-Call
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Allianz will
die Jugend
gewinnen

Neue Lebensversicherung
wirbt mit Flexibilität

an Frithjof Jönsson
Verbraucherzentrale Berlin?

Günstig telefonieren
Ortsgespräche: Montag − Freitag

Uhrzeit Vorwahl Anbieter Cent/Min.
0−7 01028 Sparcall 0,10

01070 Arcor 0,91
7−12 01097 01097telecom 1,27

01028 Sparcall 1,66
12−19 01028 Sparcall 1,66

01097 01097telecom 1,67
19−24 01052 01052 0,84

01070 Arcor 0,86

Ferngespräche: Montag − Freitag

0−7 01028 Sparcall 0,10
01070 Arcor 0,19

7−14 010088 010088 0,75
010052 010052 0,84

14−18 010012 010012 0,55
010088 010088 0,75

18−19 010088 010088 0,75
010052 010052 0,84

19−24 01070 Arcor 0,39
01045 01045 0,94

Vom Festnetz zum Handy: Montag − Freitag

0−24 010012 010012 2,05
010011 010011 2,09

Günstige Call-by-Call-Anbieter mit Tarifansage, die Sie ohne
Anmeldung sofort nutzen können. Tarife mit Einwahlgebühr
oder einer Abrechnung schlechter als Minuten-
takt werden nicht berücksichtigt.
Teltarif-Hotline: 0900 1 330100 (Mo-Fr 9-18 Uhr;
1,86 Euro pro Minute von Telekom)
Stand: 01.07.18 Quelle: www.teltarif.de

Der Einzelhandel ist neben der Gastronomie die Branche, in der die meisten Mitarbeiter auf 450-Euro-Basis eingestellt sind.  Foto: iStock

shop.tagesspiegel.de
Bestellhotline (030) 290 21-520

Tagesspiegel-Shop, Askanischer Platz 3, 10963 Berlin
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Lieferung innerhalb
Berlins zu Ihrem
Wunschtermin – 
kostenfrei!

6 x 2
Flaschen

In unserer Weinauswahl „Deutsche Weißweine“ haben wir eine Mischung hervor ragender Weine
aus klassischen deutschen Weißweintrauben verschiedener Regionen zusammengestellt.

Enthält je 2 Flaschen à 0,75 l:

Sauvignon Blanc trocken, 2017, 12 %
Pfalz – Weingut Margarethenhof, 67147 Forst

Scheurebe Gutswein trocken, 2017, 12 %
Rheinhessen – Weingut Johann Geil, 67595 Bechtheim

Grauburgunder Stadecker trocken, 2017, 12 %
Rheinhessen – Weingut Michael Beck Hedesheimer Hof, 55271 Stadecken

Riesling QbA trocken, 2017, 11,5 %
Mosel – Geschwister Köwerich, 54340 Köwerich

Weisser Burgunder & Chardonnay QbA trocken, 2017, 12,5 %
Baden – Weingut Michel, 79235 Vogtsburg

Weissburgunder trocken, 2017, 12,5 %
Baden – Weingut Heitlinger, 76684 Östringen

89,90 € | Bestellnr. 16288
(Literpreis 9,99 €) Jahrgänge unter Vorbehalt.

Beste Weine aus Deutschland
Ja, ich bestelle:

Weinauswahl „Deutsche Weißweine“, 89,90 €
Bestellnr. 16288

Anzahl

Vertrauensgarantie: Eine Weitergabe meiner Daten zu Marketingzwecken anderer Unternehmen erfolgt nicht. Meine Einwil-
ligung kann ich jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

Ich bin damit einverstanden, dass mir schriftlich, per E-Mail oder telefonisch weitere interessante Angebote der Tages-
spiegel-Gruppe unterbreitet werden und dass die von mir angegebenen Daten für Beratung, Werbung und zum Zweck der 
Marktforschung durch die Verlage gespeichert und genutzt werden.

Preise inkl. MwSt., zzgl. 4,95 € Versandkosten. Versandkostenfrei sind Bestellungen ab einem Warenwert von 75,– €
sowie Bücher und Magazine. Dieses Angebot gilt innerhalb Deutschlands. Solange der Vorrat reicht. Ich habe das Recht,
binnen 14 Tagen ab Lieferbeginn ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. Die Widerrufsbelehrung und das
Widerrufsformular fi nde ich unter www.tagesspiegel.de/shop-agb

Datum Unterschrift

Name/Vorname

Straße/Hausnummer

PLZ/Ort

Telefon

E-Mail

D E
Verlag Der Tagesspiegel GmbH, Askanischer Platz 3, 10963 Berlin. Gläubiger-Identifi kationsnummer:
DE47ZZZ00000524960. Die Mandatsreferenznummer wird separat mitgeteilt.

Ich ermächtige die Verlag Der Tagesspiegel GmbH, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen.
Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der Verlag Der Tagesspiegel GmbH auf mein Konto gezogenen Last-
schriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstat-
tung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Coupon ausfüllen und einsenden:
Verlag Der Tagesspiegel GmbH, 10876 Berlin  ·  Fax (030) 290 21-599

IBAN Prüfziffer BLZ des Kontoinhabers Kontonummer ggf. links mit Nullen auffüllen

SEPA-Lastschrift.Ich zahle per Rechnung.

Welt.de vom 10.03.2018

Seite: Online 10.03.2018 10:10 Uhr Gattung: Online-Quelle
Ressort: Regionales Visits (VpD): 3,06 (in Mio.)
Rubrik: Regionales Unique Users

(UUpD):
0,930 (in Mio.)

Weblink: https://www.welt.de/regionales/berlin/article174409142/Telefonvertraege-Beschwerdegrund-bei-Verbraucherzentrale.html

Telefonverträge: Beschwerdegrund bei Verbraucherzentrale
Fehlerhafte Telefonrechnungen und Probleme beim Anbieterwechsel - das hören die Berater
der Berliner Verbraucherzentrale ständig. Auch überhöhte Handwerkerrechnungen bereiten
Ärger.
Berlin (dpa/bb) - Berliner wenden sich
am  häufigsten  wegen  Problemen  mit
Telefonverträgen an die  Verbraucher-
zentrale. Oft handele es sich um fehler-
hafte Rechnungen und Probleme beim
Anbieterwechsel, sagte die Leiterin des
Bereichs  Recht  und  Beratung,  Petra
Hegemann, der Deutschen Presse-Agen-
tur. "Normalerweise könnten die Anbie-
ter diese Probleme schnell aus der Welt
schaffen,  aber  oft  haben sie  zu wenig
Personal  in  der  Kundenbetreuung."
Insgesamt 5562 Beratungen allein zum
allgemeinen  Verbraucherrecht  ver-
buchte die  Berliner  Einrichtung 2017.
Nach  Telefon-  und  Internetverträgen
sind ihren Angaben zufolge überhöhte

Handwerkerrechnungen  ein  großes
Thema. Vor allem bei Notfällen rech-
nen  laut  Hegemann  Schlüsseldienste
und Rohrreinigungsdienste oft  zu viel
ab.  "Da kann eine Notfall-Türöffnung
schon bis zu 1000 Euro kosten."
Auch das Internet sorgt bei der Verbrau-
cherzentrale für Arbeit. "Die alten The-
men sind geblieben und neue hinzuge-
kommen", stellte Hegemann fest. Eines
der häufigsten Probleme sind Internet-
Shops, die keine oder qualitativ minder-
wertige  Ware verschicken.  Außerdem
fehle Verbrauchern oft das Bewusstsein,
wie sensibel ihre Daten sind, so dass sie
diese leichtfertig preisgäben.
Den Weltverbrauchertag am kommen-

den Mittwoch (14.3.) stellt die Zentrale
unter das Motto "Energie". Am Witten-
bergplatz wollen Mitarbeiter Fragen zu
den  Themen  Preissteigerungen  und
Anbieterwechsel  beantworten.
Derzeit entwickelt die Verbraucherzen-
trale laut Hegemann Konzepte, wie sie
die Bürger besser zu digitalen Themen
und über digitale Kanäle beraten kann.
Die Expertin hofft, auch das Beratungs-
angebot für Menschen mit Migrations-
hintergrund erweitern zu können. Bis-
her  gibt  es  den  Service  auf  Deutsch,
Türkisch  und  Polnisch.
Veranstaltungskalender  der  Verbrau-
cherzentrale

Abbildung: Ein Mann benutzt sein Smartphone. Foto: Hauke-Christian Dittrich/Archiv
Wörter: 263
Urheberinformation: (c) Axel Springer SE

© 2018 PMG Presse-Monitor GmbH

Fragen?
Wünsche?
Tipps?

Redaktion: Tel. 030/63 33 11 456
(Mo.–Fr. 10–18 Uhr)
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Satte 93 Prozent – sohoch ist die Auslastung
imHotel Strandhaus Bou-
tique&Spa inLübben.Doch
nicht für diese hohe Zahl
sindMarkus Karl und seine
Frau Claudia anlässlich der
Internationalen Tourismus-
börsemit Brandenburgs
Tourismuspreis geehrtwor-
den. „Das Strandhaus ist
Botschafter nicht nur für
den Spreewald, sondern für
ganzBrandenburg“, erklärte
dieJury.DasHotelgarantie-
re ein ganzjähriges Rund-
um-Wohlfühlerlebnis. Vor
sechs Jahren empfing das
Vier-Sterne-Haus an der
Spree seine ersten Gäste. Es
war die Liebe, die den 47-
jährige Hotelbetriebswirt
aus Bayern im Spreewald
hielt. Die Liebe zu seiner
Claudia, einer Reisever-
kehrsfrau aus Lübbenau.
2006 heiratete das Paar.
Zunächst pachtete es das
legendäre Strandcafé, das
es später kaufte. Auf dem
Grundstück bautenMarkus
undClaudiaKarl dann auch
das Hotel mit seinen 20
Zimmern und Suiten. Klar
freut sich das Paar über den
Tourismuspreis. Aber es ist
auch stolz auf die Relax-Li-
lie, die ihnen 2017 vom re-
nommiertenWellness-Gui-
de zuerkannt wurde. Eine
Auszeichnung, für die man
sich nicht bewerben kann.
93 Prozent zeigen, wie gut
ihr Konzept ankommt. KBI

Hoffnung für krebskranken Jungen:
Endlich Stammzellenspender gefunden Fo
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Berlin – Sie ist die erste An-
laufstelle für die kleinen
und großen Probleme der
Verbraucher: die Berliner
Verbraucherzentrale. Das
Angebot gibt es seit Jahren
– und die Berliner nutzen es
eifrig. Eine neue Auswer-
tung zeigt: Besonders heftig
wird in der Hauptstadt über
Telefonverträge und Hand-
werker gemeckert.

Insgesamt 5562 Beratungen
allein zum allgemeinen Ver-
braucherrecht verbuchte die
Berliner Verbraucherzentrale
im Jahr 2017. Besonders häu-
fig meldeten sich die Berliner
wegen Problemen mit ihren
Telefonverträgen. Oft handele
es sich um fehlerhafte Rech-
nungen und Probleme beim
Anbieterwechsel, sagte die
Leiterin des Bereichs Recht

und Beratung, Petra Hege-
mann. „Normalerweise könn-
ten die Anbieter diese Proble-
me schnell aus derWelt schaf-
fen, aber oft haben sie zu we-
nig Personal in der
Kundenbetreuung.“
Auch Handwerkerrechnun-
gen waren im vergangenen
Jahr ein leidiges und großes
Thema. Vor allem bei Notfäl-
len rechnen Schlüsseldienste
und Rohrreinigungsdienste
oft zu viel ab. „Da kann eine
Notfall-Türöffnung bis zu
1000 Euro kosten“, sagt Hege-
mann. Auch das Internet sorgt
bei der Verbraucherzentrale
für Arbeit. „Die alten Themen
sind geblieben und neue hin-
zugekommen“, stellte Hege-
mann fest. Eines der häufigs-
ten Probleme sind Internet-
Shops, die qualitativ minder-
wertigeWare verschicken.

Verbraucherschutz-Studie

Berliner schimpfen am liebsten
über Telefone und Handwerker

Hohen Neuendorf – Es ist ein
kleiner Sieg im größten
Kampf seines noch jungen
Lebens. Nick, der Junge, der
mit der Nummer 11 für die
Jugendmannschaft des SV
Blau-Weiss stürmt, kann den
Blutkrebs besiegen. Er hat ei-
nen Stammzellenspender.

Im Dezember erhielt der 13-
Jährige die Schockdiagnose: zu
wenig weiße Blutkörperchen.
Nick hat eine besonders aggres-
sive Form der Leukämie. Nur
eine Knochenmarkspende
kann sein Leben retten. Schul-
kameraden,Mannschaftskame-
raden,Trainer, Lehrer, derBür-
germeister und selbst der Fuß-
ballbundesligist Hertha BSC
riefen Mitte Februar zur gro-
ßen Typisierungsaktion auf –
um Nicks genetischen Zwilling
zu finden und sein Leben zu
retten (KURIER berichtete).
Nungibt es neueHoffnung für
das Fußballtalent: Für den
Siebtklässler wurde ein passen-
der Stammzellenspender ge-
funden. „Ich bin vor zwei Ta-
gen von Nicks Vater informiert
worden – und bei allen, vor al-
lem aber bei Nicks Familie,
herrscht riesige Erleichte-
rung“, sagtMatthias Rink, einst
Trainer des Fußballtalents.
Schon amMontag gebe es einen
Kick-off-Termin im Kranken-
haus – ein Beratungsgespräch.
Schon in vier Wochen könnte
die Transplantation erfolgen.
Auch bei Nicks Fußballmann-
schaft, die amSonnabend gegen
eine Mannschaft von Blau-

Weiß Buch haushoch gewann,
war die Freude groß. „Die
Jungs hoffen nun natürlich,
dass alles gut wird.“
Die Solidarität mit Nick war
riesig, als seine lebensbedroh-
liche Krankheit bekanntgewor-
denwar. Am 17. Februar folgten
1737 Menschen dem Aufruf
„Nick braucht unsere Hilfe“.
Sie ließen sich in Nicks einsti-
ger Grundschule in Hohen
Neuendorf typisieren und als
Stammzellenspender registrie-
ren. Auch der Fußballbundesli-
gist Hertha BSC hatte zur Teil-
nahme aufgerufen.
Der Spender wurde nicht bei
der Typisierungsaktion gefun-
den. Seine Daten befanden sich
bereits in der Deutschen Kno-
chenmarkspenderdatei. Die neu
Registrierten können nun ande-
re Blutkrebspatienten retten.
Der passende Spender ist der
erste Schritt zu Nicks Heilung.
Erst nach der Transplantation
wird sich zeigen, ob der Körper
desKindes die fremdenStamm-
zellen annimmt.
„Aber der Junge hat sehr, sehr
gute Aussichten“, sagtMatthias
Rink. Nick selbst redet nicht
viel über seine Krankheit. „Er
ist nach Aussage seines Vaters
sehr tapfer, spricht aber nicht
über den Blutkrebs, sondern
macht alles mit sich selbst aus“,
erzählt der Fußballtrainer, der
in engem Kontakt zur Familie
steht.
Nicks Mannschaft hofft
nun, dass ihre Nummer 11
bald wieder Tore schießen
wird. „Die 11 wird an keinen
anderen Spieler vergeben. Es
ist Nicks Nummer, die er wie-
der tragen wird, wenn er ge-
sund ist“, ist sich Rink sicher.

Ehre, wem Ehre gebührt!

Golzow
Zu Besuch im
Krokodil-Paradies
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Nick, den
Kampf
gewinnst
du!

Markus Karl, 47
Jahre alt,
wurde für
sein Hotel im
Spreewald
mit dem
Tourismuspreis
geehrt. Er
führt es mit
seiner Frau.

Anteilnahme bis in die
Bundesliga: Hertha-
Defensivspezialist
Fabian Lustenberger
besuchte den krebs-
kranken Nick im
Krankenhaus.

Die Nummer 11 ist auf dem Fußballplatz nicht zu toppen: Nick war als Stürmer für
seinen Verein ein wahrer Torjäger, und er soll es bald wieder sein.

Von
KATRIN BISCHOFF

Mode, Qualität
und faire Preise.
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E ine Goldmünze zu Weihnachten
oder zum Geburtstag – schöner
kann eine Geldanlage eigentlich

nicht sein. Die Auswahl ist groß, es gibt
unzählige Münzen verschiedener Prä-
geanstalten in diversen Größen. Mit
dem Klassiker, dem rotgoldenen Krü-
gerrand aus Südafrika oder den beiden
Feingoldmünzen Kangaroo aus Austra-
lien und Maple Leaf aus Kanada mit
99,9 Prozent Goldanteil kann man aber
nicht viel falsch machen. Bleibt nur
noch die Größenfrage. 

Der Krügerrand ist die älteste und be-
kannteste und wohl auch beliebteste
Anlagemünze der Welt. Er wird seit
1967 von der South African Mint heraus-
gegeben. Seine typische rötliche Farbe
kommt von dem ihm beigemischten
Kupfer. Die Legierung besteht aus
916,67 Anteilen Gold und 83,33 Anteilen
Kupfer. Dadurch ist die Münze beson-
ders kratzfest. Der Krügerrand zeigt auf
der Vorderseite den Politiker Paul Kru-
ger und auf der Rückseite eine Spring-
bock-Antilope – das Nationaltier Süd-
afrikas. Die Münze hat keinen aufge-
prägten Nennwert, ihr Wert richtet sich
nach dem aktuellen, täglich fixierten
Goldpreis. Trotz dieser Besonderheit
ist er ein offizielles Zahlungsmittel der
Republik Südafrika. Zu kaufen gibt es
die Münze in Einheiten von 1 Unze (oz),
von 1/2, 1/4 und 1/10 Unze.

Ebenfalls eine der bekanntesten An-
lagemünzen der Welt ist der kanadische
Maple Leaf. Er kann mit einem reinen
Goldfarbton punkten und hat das
Ahornblatt (maple leaf) zum Motiv –
das kanadische Wahrzeichen. Die
Münz-Rückseite schmückt das Porträt
von Queen Elizabeth II., Staatsober-
haupt aller Commonwealth-Staaten.
Seit 1982 besteht er aus 999,9er Fein-
gold – damals eine kleine Sensation.
Auch heute noch setzt der „Gold Ma-
ple“ Maßstäbe. Es gibt ihn als 1-Unze-
Münze, in 1/2, 1/4, 1/10 und 1/20 Unze.

Der Kangaroo (Känguru) bietet
Sammlern ein besonders interessantes
Spektrum: Jedes Jahr zeigt er ein ande-
res Motiv mit einem oder mehreren
Kängurus. Die Münze wird in besonders
vielen Stückelungen, so auch als 2-Un-
zen-Münze oder als 1 kg-Nugget ange-
boten. Der Münzrand ist, wie bei allen
Goldanlagemünzen geriffelt, auch um
Material-Abfeilungen zu verhindern. 

Bei allen drei Anlagemünzen bietet
die Standardausgabe mit 1 Unze meist
das beste Preis-Leistungs-Verhältnis.
Aktuell sind rund 1080 Euro für eine
solche Münze fällig. Der Aufpreis zum
reinen Goldpreis ist in der Regel gering,
die Handelbarkeit sehr gut und auch die
Differenz zwischen An- und Verkaufs-
preisen ist gering. Die Goldstücke kön-
nen bei einer Flaute im Portemonnaie
problemlos zu Bargeld gemacht werden.
Es wäre aber eigentlich schade drum.

Sie möchten lieber auf Schweizer
Franken, Norwegische Kronen oder den
chinesischen Renminbi (Yu-
an) setzen? Auch
Fremdwährungen

eignen sich ange-
sichts der niedrigen
Euro-Zinsen als Depot-
beimischung. Anleger können
von Wechselkursänderungen und un-
terschiedlichen Zinsniveaus in anderen
Ländern profitieren. Devisen können
allerdings, wie Aktien, auch stärkeren
Wertschwankungen unterliegen und
bergen daher ein hohes Verlustrisiko.

Devisen sind reines Buchgeld; sie eig-
nen sich zur kurzfristigen Geldanlage
auf einem Devisenkonto (hier fallen al-
lerdings häufig Kosten an und es gibt
keine Zinsen) oder als Fremdwährungs-
Festgeld. Hier können Anleger bei ein-
geschränkter Liquidität durchaus auch
mal von attraktiven Zinsen profitieren.
Eine langfristige Anlage ist etwa in
Form von Fremdwährungsanleihen
oder -fonds möglich. Risikoreiche Anla-
gen sollten aber grundsätzlich nur ei-
nen überschaubaren Anteil des Depots
ausmachen. MARIE-THÉRÈSE NERCESSIAN

Mit Goldmünzen
das Portfolio
bereichern
Auch Devisen eignen sich
wohldosiert als Geldanlage 

Solides aus
Südafrika:
Der Krü-
gerrand zählt
zu den Klassi-
kern unter
den Gold-
münzen
UIG VIA GETTY IMAGES
HOBERMAN 
COLLECTION

D
eutschland bleibt ein
Land der Sparer. 71 Pro-
zent der Bundesbürger le-
gen jeden Monat Geld auf
die Seite. Das niedrige

Zinsniveau macht sich jedoch recht
deutlich bemerkbar: 2016 sparten noch
80 Prozent der Deutschen. Das sind Er-
gebnisse der aktuellen Umfrage des
Bundesverbands der Deutschen Volks-
banken und Raiffeisenbanken (BVR)
zum Sparverhalten der Bundesbürger.

VON MARIE-THÉRÈSE NERCESSIAN

„Die Deutschen legen seit Jahren ei-
ne robuste Sparkultur an den Tag. Da-
mit trotzen sie beharrlich fast allen
welt- und geldpolitischen Krisen“, sagte
Helmut Schleweis, Präsident des Deut-
schen Sparkassen- und Giroverbands
(DSGV), bei der Vorstellung des „Ver-
mögensbarometers 2018“. Die Zahl de-
rer, die angeben, gar nichts sparen zu
können, sank demnach von 13 auf neun
Prozent. Häufige Sparmotivationen
sind Altersvorsorge, das Sparen für all-
gemeine Anschaffungen oder für den
Notgroschen.

Dabei zeigen sich die Sparer flexibel –
38 Prozent haben sich wegen der Nied-
rigzinspolitik der Europäischen Zen-

tralbank inzwischen nach neuen Anla-
gemöglichkeiten wie Investment- und
Immobilienfonds oder Immobilien um-
gesehen. Allerdings sorgen sich auch
immer mehr Menschen wegen der poli-
tische Lage um ihr Erspartes: Dieser
Wert hat sich von vier auf zehn Prozent
mehr als verdoppelt. Vor allem den
Frauen möchte man etwas mehr Coura-
ge wünschen. Sie sind beim Vermögens-
aufbau eher sicherheitsorientiert und
sparen konservativer. „Damit laufen
Frauen insgesamt eher Gefahr, dass sie
inflationsbereinigt Geld verlieren“, so
DSGV-Präsident Schleweis.

Sparer, die auf Sicherheit setzen,
müssen extrem niedrige Zinsen oder
gar Vermögensverluste in Kauf nehmen.
Für Sparbriefe, Spareinlagen oder Ta-
ges- und Festgeldkonten bei Banken
gibt es derzeit maximal Zinsen um ein
Prozent. Die Inflationsrate liegt bei 2,3
Prozent. Trotzdem liegt das Geld noch
viel zu oft auf miserabel verzinsten Gi-
rokonten und Sparbüchern. „Geld auf
die Seite zu legen ist aber immer noch
richtig – selbst dann, wenn es sich nicht
vermehrt“, sagt Volker Schmidtke, Re-
ferent Finanzdienstleistungen bei der
Verbraucherzentrale Berlin.

Disziplin und Durchhaltevermögen
sind neben einem Quäntchen Risikobe-
reitschaft immer noch die besten Vo-
raussetzungen, um sein Geld auch in
Zeiten von Null- und Niedrigzinsen zu
vermehren. Für langfristige Anleger
macht es Sinn, sich über einen Aktien-
anteil Gedanken zu machen. Das geht
auch mit kleinen Beträgen und einem
langfristigen Sparplan. Je früher man
anfängt, desto besser. Auch Kleinanle-
ger könnten über Sparpläne mit niedri-
gen monatlichen Beträgen zum Beispiel
in Investmentfonds investieren. 

ETFs (Exchange Traded Funds) sind
dabei zu Recht für viele das Mittel der
Wahl. Diese Fonds bilden die Wertent-
wicklung eines gesamten Börsenindex
ab. „Man sollte die Anlage breit streuen
und langfristig anlegen. Einzelaktien
auszuwählen bringt dem Anleger nach
unserer Erfahrung nichts“, sagt
Schmidtke. Er rät zu weltweit oder eu-
ropaweit anlegenden Aktienfonds, mit
einer möglichst breiten Streuung und
geringen Kosten. „Ausgabeaufschläge
und Gebühren schmälern den Gewinn.“

Das Risiko von erheblichen Wert-
schwankungen müssen Sparer dabei
eingehen. „Bei längeren Zeiträumen ab
zehn Jahren gleichen sich die Kurs-
schwankungen aber in der Regel wieder
aus“, so Schmidtke. „Aktien erzielen,
sehr langfristig gesehen, eine gute Ren-
dite.“ Der Dax, in dem die wichtigsten
deutschen Aktiengesellschaften ver-
sammelt sind, hat in den vergangenen
Jahrzehnten im Durchschnitt immerhin
acht Prozent Jahresgewinn erzielt.

Die desaströse Zinslage kurbelt die
Risikobereitschaft an. Auch dort, wo es
keinen Sinn macht. „Auch Menschen,
die noch nie etwas mit Aktien zu tun
hatten und die Risiken noch nicht ken-
nen, interessieren sich inzwischen für
diese Anlageform“, weiß Schmidtke.
„Darauf sollte man sich aber nur ein-

lassen, wenn man Zeit hat und die Risi-
ken kennt“, warnt der Verbraucher-
schützer. Wie alle risikobehafteten
Geldanlagen ist die Aktienanlage nicht
für jeden Verbraucher geeignet. „Es
kann bei kurzer Spardauer am Ende
auch mal die Hälfte weniger sein als
eingesetzt.“ Viele vorsichtige Sparer
ließen sich deshalb in Anlageformen
drängen, die vermeintlich Sicherheit
und Rendite vereinen, die sich für sie
langfristig aber nicht lohnten.

Der sinnvolle Aktienanteil hängt vom
Zeithorizont und der Risikotoleranz ab.
„Ein junger Verbraucher hat aus Sicht
seiner Altersvorsorge kein reelles Risi-
ko, mit einem Aktienfondssparplan Ver-
luste zu machen. Insofern darf der Ak-
tienanteil da durchaus hoch sein, auch
deutlich über 50 Prozent“, sagt
Schmidtke. „Aber damit man nicht im
Extremfall die Nerven verliert und alles
zur Unzeit verkauft, sollte man sich
nicht zu abhängig von einer einzelnen

Anlageklasse machen. Bevor man ein-
steigt, muss man wissen, worauf man
sich einlässt. Dieses Wissen muss man
sich ein Stück weit erarbeiten“, so
Schmidtke. Dabei helfen könnten etwa
Veröffentlichungen der Stiftung Waren-
test oder der Verbraucherzentralen.
„Bleibt dann ein schlechtes Bauchge-
fühl, sollte man es lassen.“

Wer für sein Portfolio Beratung
braucht, fährt meist mit einem unab-
hängigen Finanzberater auf Honorarba-
sis oder einer Beratung bei der Verbrau-
cherzentrale besser als mit einem Bera-
ter der eigenen Hausbank. „Auch Ban-
ken müssen im Normalfall Provisionen
generieren, sie bieten Kunden häufig ih-
re eigenen Finanzprodukte an, die nicht
die besten sein müssen“, sagt Schmidt-
ke. „Wenn man Pech hat, kriegt man ei-
ne Anlage mit hohen Kosten und sehr
geringen Erträgen.“

Sicherheitsorientierte Verbraucher
sollten ganz schlicht zu klassischen

Anlagen greifen und bei dem, was man
sicher anlegen möchte, die niedrigen
Zinsen in Kauf nehmen, rät Schmidt-
ke. „Überwinterungsstrategie“, nennt
er das. Grundsätzlich gelte hier: „Fle-
xibel bleiben, keine langfristigen Anla-
gen oder Rentenversicherungen als si-
chere Sparanlage.“

Der BVR-Umfrage zufolge blieben die
Deutschen ihren Anlagevorlieben treu.
Unangefochten auf Platz eins stehen
Bankeinlagen. Weniger liquide Bankein-
lageklassen, wie Termineinlagen, Spar-
briefe und Spareinlagen verzeichneten
allerdings Abflüsse im einstelligen Mil-
liardenbereich.

Die großen Gewinner sind Wertpa-
piere. Sie verzeichnen seit Ende 2016
das höchste Nachfrageplus. Getrieben
wurde die Nachfrage nach Anlagen mit
mehr Risiko und Rendite in erster Linie
vom herrschenden Niedrigzinsniveau.
Besonders gefragt waren dabei Anteils-
rechte. Seit Ende 2016 stieg das Wertpa-

piersparen um mehr als 27 Milliarden
Euro auf 63,9 Milliarden Euro zum Ende
des ersten Quartals 2018. Besonders be-
liebt waren Investmentzertifikate, de-
ren Zuflüsse sich auf knapp 50 Milliar-
den Euro fast verdoppelten. Aktien blie-
ben mit 16,3 Milliarden Euro ebenfalls
gefragt, wenn auch weniger stark als
2016. Rentenpapiere mussten hingegen
wie bereits in den vergangenen Jahren
einen Mittelabfluss hinnehmen.

Sparen ist auch fürs Alter wichtig.
Nur mit einer privaten Altersvorsorge
kann jeder seine individuelle Rentenlü-
cke ausgleichen und so seinen Lebens-
standard erhalten. Dem Vermögensba-
rometer 2018 zufolge ist der Anteil der-
jenigen, die für ihr Alter vorsorgen oder
dies planen, gegenüber dem Vorjahr um
acht Prozent auf 80 Prozent gestiegen.
Allerdings haben gerade diejenigen, die
auf eine Absicherung im Alter angewie-
sen sind, kaum Geld zum Sparen. Vor al-
lem bei Geringverdienern ist der Anteil
der Nichtsparer laut BVR-Umfrage mit
45 Prozent groß. 

Und das eigene Häuschen? Der gute
alte Bausparvertrag könne fallweise
wieder Sinn machen, „wenn man spä-
ter ein eigenes Haus bauen oder eine
Wohnung kaufen möchte“, sagt
Schmidtke. Eine Finanzierung für Im-
mobilien ist derzeit noch günstig zu
haben und die eigene Immobilie kann
ein Plus an Lebensqualität bedeuten.
„Es ist aber eine sehr grundlegende
Entscheidung, als Anlageform muss
man skeptisch sein, die Kaufpreise und
Kaufnebenkosten sind hoch, die Mie-
trendite niedrig“, so Schmidtke.

Auch eine Investition in offene Im-
mobilienfonds komme in Betracht. „Da
kommt man noch auf eine Rendite von
bis rund drei Prozent, man sollte aber
an den Ausgabeaufschlag denken und ist
dann für zwei Jahre unflexibel, erst
dann ist eine Entnahme möglich. Zu-
dem sind offene Immobilienfonds
durchaus nicht risikolos, zum Beispiel
im Falle einer Wirtschaftskrise.“

Der Weltspartag wird international
am 31. Oktober, in Deutschland
bereits am letzten Arbeitstag vor
dem 31. Oktober begangen, weil in
einigen Bundesländern der Refor-
mationstag (31. Oktober) ein Feier-
tag ist. Die Idee, bei der Bevölkerung
den Spargedanken zu fördern, geht
auf den 1. Internationalen Sparkas-
senkongress (First International
Thrift Congress) in Mailand im Ok-

tober 1924 zurück. Von den europäi-
schen Sparkassen wurde der erste
Weltspartag am 31. Oktober 1925
organisiert. Für das Internationale
Sparkasseninstitut stand in den
Anfangsjahren die Verbreitung des
Weltspartags und des damit ver-
bundenen Spargedankens im Vor-
dergrund. Die Initiative zum Welt-
spartag sollte aber nicht nur das
Sparen an sich fördern. Von Anfang

an stand die Finanzerziehung im
Vordergrund. Das Sparen sollte als
gesamtgesellschaftliche Aufgabe
wahrgenommen werden. In den
vergangenen Jahren hat der „World
Thrift Day“ vielerorts an Bedeutung
verloren. In den Entwicklungs- und
Schwellenländern allerdings ge-
winnt er an Popularität. Denn dort
steht die finanzielle Bildung häufig
noch am Anfang.

Finanzerziehung als gesellschaftliche Aufgabe

Mehr Mut
beim
Sparen!
Neben einem Quäntchen Risikobereitschaft sind Disziplin und
Durchhaltevermögen immer noch die besten Voraussetzungen, 
um sein Geld auch in Niedrigzins-Zeiten vermehren zu können
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Die offenen Binnengrenzen machen’s
möglich: Pflegekräfte aus der EU können
ohnebürokratischeUmstände in anderen
Mitgliedsstaatenarbeiten.Davonprofitie-
renPflegebedürftige inDeutschland.

Wer bietet Hilfe im Alltag?
Schon seit Längerem schließen Pflege-
kräfte aus anderenLändern Lücken in der
häuslichen Betreuung. Laut einer Studie
der Hans-Böckler-Stiftung arbeiten sie in
163000deutschenHaushalten.„Dassind
meist keine speziell ausgebildeten Pfle-
ger, helfen aber im Haushalt und können
einfachepflegerischeTätigkeitenverrich-
ten“, sagt Petra Hegemann, Juristin bei
derVerbraucherzentraleBerlin.Diemeis-
ten sind Frauen aus Polen, Rumänien und
anderen Staaten Osteuropas. Sie arbeiten
zu deutlich günstigeren Konditionen als
deutsche Pflege- und Versorgungsanbie-
terundsindzurattraktivenAlternativege-
worden. Kostenvoranschläge ambulanter
Pflegedienstefüreine24-Stunden-Betreu-
ung kommen hierzulande schnell in den
fünfstelligenBereich proMonat.

Was ist eine 24-Stunden-Betreuung?
Genau genommen ist die Bezeichnung
nicht korrekt. Kein Arbeitszeitgesetz
würde erlauben, dass ein Arbeitnehmer
Tag und Nacht schuften muss. „Die Be-
schäftigten sind –wennsie über einenAr-
beitsvertrag verfügen und sozialversiche-
rungspflichtig angestellt sind – offiziell
für acht Arbeitsstunden angeworben“,
sagtMargretSteffen,Gewerkschaftssekre-
tärinbeiVerdi imBereichGesundheitspo-
litik.DiemeistenHelferinnenwürdendie
acht Stunden aber nicht am Stück ableis-
ten. Mit 24-Stunden-Betreuung sei ge-
meint, dass über den Tag verteilt jemand
für den Pflegebedürftigen da ist. Die Be-
treuerinnen wohnen in einem separaten
Zimmer.DieNähemachtesmöglich,dass
sie die Patienten bei Mahlzeiten oder
nächtlichen Toilettengängen unterstüt-
zenkönnen.EineBetreuerinwohntmaxi-
mal drei Monate bei dem Pflegebedürfti-
gen, dann muss sie der Dienstleister aus-
wechseln. Pflegebedürftige oderAngehö-
rigemüssen fürdieKosten selbst aufkom-

men. „Liegt ein Pflegegrad vor und wird
Pflegegeldausgezahlt,kanndieszurFinan-
zierungbeitragen“, soHegemann.

Wann ist die Betreuung durch Pflegekräfte
aus anderen EU-Staaten legal?
Seit dem 1. Juli 2015 gilt für alle osteuro-
päischenMitgliedsstaaten der EU die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit. „Pflegebedürf-
tigeoderAngehörigedürfenEU-Bürgerof-
fiziell anstellen“, sagt JuristinHegemann.
Die Arbeitsagentur ist der richtige An-
sprechpartner,umFachkräftefürindividu-
ellen Bedürfnisse zu finden. Sie arbeitet
mit anderen europäischen Agenturen zu-
sammen. Daneben existieren deutsch-
landweit über 250 Vermittlungszentra-
len,dieKontaktezuausländischenPflege-
und Betreuungsunternehmen herstellen.
Diese arbeiten in der Regel nicht kosten-

frei.WersichaneineprivateVermittlungs-
agenturwendet,solltewichtigeFragenklä-
ren, etwa welche Angaben ihr zu Exper-
tise, Referenzen und Sprachkenntnissen
potenzieller Anbieter vorliegen. „Seriöse
Agenturenerkenntmanoftdaran,dass sie
kirchlichen Trägern angehören und im
Idealfall ohneSprachhürdendemInteres-
senten transparenterklärenkönnen,nach
welcherArbeitsweise sieHaushaltshilfen
oder Betreuungskräfte vermitteln“, sagt
Margret Steffen von Verdi. Idealerweise
machen sich die Agenturen erst ein mög-
lichst umfassendes Bild von der individu-
ellen Situation, bevor sie eine Pflegekraft
vermitteln.WerdieDiensteeinerVermitt-
lungszentralenutzt,schließthäufig–soer-
klärt es die StiftungWarentest – zweiVer-
träge ab: einen Vermittlungsvertrag mit
der Agentur, einen Dienstleistungsver-

tragmit der ausländischen Firma. Grund-
sätzlich ist eine „24-Stunden-Betreuung“
also eine legaleAngelegenheit.
Bei jeder der drei folgenden Beschäfti-

gungsformen muss man jedoch andere
Rahmenbedingungen einhalten.

Wenn man Helferinnen aus dem EU-Ausland
eigenständig anstellt:
„Wenn man einen Arbeitsvertrag auf-
setzt, wird man formal zum Arbeitgeber
undmusswieeinUnternehmenVorgaben
des deutschen Arbeitsschutzes berück-
sichtigen“, erklärt Steffen. Etwa, dass die
ausländischen Helferinnen für höchstens
acht Stunden pro Werktag oder maximal
48 Stunden in derWoche angestellt wer-
den. Sind sie ausschließlich für hauswirt-
schaftliche Arbeiten eingestellt, müssen
sie den aktuellen Mindestlohn von 8,84
Euro pro Stunde erhalten. Verfügt die
Fachkraft über eine Pflegeausbildung,
sollte sie mindestens 10,20 Euro bekom-
men. Außerdem gibt es einenUrlaubsan-
spruchvonsechsWochenpro Jahrundei-
nenKündigungsschutzvoneinemMonat.
„Als Pflegebedürftiger oder Angehöriger
sollteman sich fragen, obman sich in der
häufigschonanspruchsvollenPflegesitua-
tionauchnochzutraut, selbstzumArbeit-
geber zu werden“, so Steffen. Bei Fragen
stehendieMinijobzentraleoderregionale
Arbeitsämter zurVerfügung.“

Wenn man Betreuerinnen beschäftigt, die
bei einem Dienstleister im Ausland ange-
stellt sind:
Wer den Aufwand scheut, selbst eine Be-
treuungskraft einzustellen, kanndenWeg
über ausländische Dienstleister gehen.
„Die Helferinnen bleiben weiterhin beim
ausländischen Unternehmen angestellt,
das dieWeisungsbefugnis hat“, sagt Petra
Hegemann. Es sorgt dafür, dass dieKräfte
instruiert sind. „Entsendemodell“ heißt
diese am häufigsten genutzte Form.
„Gleich zuAnfang solltemanüberprüfen,
obdieBetreuungskraftauchinderHeimat
sozialversichert ist“, sagtMargretSteffen.
AlsNachweismussderVordruckA1(„Be-
scheinigung über die Rechtsvorschriften
dersozialenSicherheit“)vorliegen.Dadie
Fachkraft von ihrem Arbeitgeber im Hei-
matland einenMindestlohn erhalten soll,

Sozialabgaben fälligwerdenundder Pfle-
gedienst Gewinn erzielen will, muss man
mit höheren Kosten rechnen. In einer
2017 von der Stiftung Warentest veröf-
fentlichten Qualitätsprüfung von 13 Ver-
mittlungsagenturen in Deutschland
schwankten die Betreuungskosten zwi-
schen1470und3400Euro/Monat.

Wenn man selbstständige Betreuungs-
kräfte aus dem Ausland beschäftigt:
EinedritteMöglichkeit ist, selbstständige
Betreuungskräfte aus demAusland zu be-
schäftigen. Verbraucherzentrale, Verdi
undStiftungWarentestwarnenvorpoten-
zieller Scheinselbstständigkeit. Eine
24-Stunden-Betreuung bedeutet Eins-zu-
eins-Versorgung. Die selbstständige Be-
treuungskraft hat entsprechendnureinen
Auftraggeber. Für eine legale Selbststän-
digkeit müssen jedoch mindestens zwei
Auftraggeber nachgewiesen werden.
„DasheißtindiesemFallScheinselbststän-
digkeit, denn eigentlich handelt es sich
um einen Arbeitnehmer, der versiche-
rungspflichtig angemeldet sein müsste“,
sagtVerdi-Vertreterin Steffen.
Das kann juristische Konsequenzen für

Pflegebedürftige oderAngehörige bedeu-
ten. „BevormaneineselbstständigeHilfs-
kraft bei sich arbeiten lässt, die etwa über
Mund-zu-Mund-Propaganda empfohlen
wurde, sollte man sich bei Pflegestütz-
punkten oder Verbraucherzentralen über
rechtlich abgesicherte Beschäftigungs-
möglichkeiten informieren“, sagt Steffen.

— Marktcheck zur 24-Stunden-Betreuung
unter: www.pflegevertraege.de/aktionen

MONTAG, 14.5.
Infoabend: „Diabetisches Fußsyndrom“
Urania, An der Urania 17. 17-19 Uhr

Patientenveranstaltung: „Mein Angehöri-
ger mit Demenz – wie kann ich helfen?“
Vivantes Klinikum Spandau, Neue Berg-
straße 6, Haus 26, 17.30 Uhr

Informationsabend für werdende Eltern
St. Joseph-Krankenhaus Tempelhof,
Wüsthoffstraße 15, Haus B, Konferenz-
raum 1, 18 Uhr

DIENSTAG, 15.5.
Patientenforum: „Makulaerkrankungen“
Schlosspark-Klinik, Heubnerweg 2,
Cafeteria, 18 Uhr

Vortrag: „Weshalb gibt es Entzündungen?
Immunsystem/Autoimmunerkrankungen“
Psoriasis Forum, Familienzentrum
Kreuzberg, Mehringdamm 114,
Raum 401, 19 Uhr

MITTWOCH, 16.5.
Info-Reihe Krebs: „Ernährung bei Krebs“
Charité Comprehensive Cancer Center,
Invalidenstr. 80, 3. OG, Raum 03001,
17 Uhr

Gesundheitsforum: „Leben mit Brustkrebs
– jeder Brustkrebs ist anders“
DRKKlinikum Köpenick, Salvador-
Allende-Straße 2-8, Hörsaal, 18 Uhr

DONNERSTAG, 17.5.
Vortrag: „Divertikel des Dickdarms“
KrankenhausWaldfriede, Argentinische
Allee 40, Großer Saal, 18.30 Uhr

FREITAG, 18.5.
Vortrag: „Nah- und Nachtoderfahrungen
als Quelle des Lebens“
Gesundheitsforum Havelhöhe,
Kladower Damm 221, Saal Haus 28,
19-21 Uhr

Infotainment-Show: „Darm meets Hirn“
Urania, An der Urania 17, 19.30 Uhr

SAMSTAG, 19.5.
Chefarztvortrag: „Das Aortenaneurysma
– oft unbemerkt, aber lebensbedrohlich“
Helios Klinikum Emil von Behring,
Walterhöferstraße 11, Haus E,
Hörsaal, 11 Uhr

Weitere Artikel rund
ums Thema Pflege
finden Sie im Maga-
zin „Tagesspiegel
Pflege Berlin
2017/2018“. Es kos-
tet 12,80 Euro, ist
erhältlich im Tages-

spiegel-Shop, www.tagesspiegel.de/
shop und im Zeitschriftenhandel.
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Freizügigkeit. In über 160000 deutschen Haushalten arbeiten ausländische Pflegekräfte,
viele davon aus osteuropäischen EU-Staaten.  Foto: Imago
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Von Leonard Hillmann

Grenzenlose Pflege
Wer Betreuungskräfte aus dem EU-Ausland bei sich in der Wohnung anstellen möchte, muss einiges beachten

Schloßstr chloss.dee-imBe in-Steglitz • ww
Zugang Schloßstraße links neben der Sparkasse, Zugang über das Parkhaus Treppenhaus 5

Wir beraten Sie gern: 030 79 78 75 90

Privatpraxis

DIE ORTHOPÄDINNEN
AM ROSENECK
Dr. med. Beate Wolke-Sparmann
Fachärztin für Orthopädie/Unfallchirurgie
Neuraltherapie-Akupunktur-Stoßwellentherapie (ESWT)Methode
Magnetfeldtherapie – Fußchirurgie – Sonographie

Karlsbader Straße 18, D-14193 Berlin-Grunewald
Telefon 030 / 82 52 57- 4 · Fax 030 / 82 52 57-5
praxis@die-orthopaedinnen.de
www.die-orthopaedinnen.de
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 I M M A N U E L  K R A N K E N H A U S  B E R L I N
Rheumaorthopädie · Rheumatologie · Naturheilkunde

Loggia im Immanuel Park
Am Kleinen Wannsee 5 D
14109 Berlin
Tel.: (0 30) 8 05 05-282 www.berlin.immanuel.de

Abnutzung des
Kniegelenks –
was ist das beste
Verfahren für mich?
Von der Knorpelstimulation zur
modernen Kniegelenks-
endoprothetik

Donnerstag · 17. Mai 2018
18.30 Uhr bis 19.30 Uhr

CA Dr. med. Peter Naatz
Ltd. OA Dr. med. Johannes Hertel
OA Lukasz Palka

Jetzt KOSTENLOS informieren:

w w w . s e n i o v o . d e030 / 54 90 90 821

Aus Wanne wird Dusche!
Komfort und Sicherheit im Alter!

Umbau ab

€0,-*

  Bad-Umbau oft innerhalb 
von nur 8 Stunden 
realisierbar

  Rundumservice - 
Wir kümmern uns um 
alle Zuschüsse und 
Genehmigungen

  kostenloser Vor-Ort-
Termin für Beratung und 
Aufmaß

Lebensqualität durch Badumbau. Eine Nutzung der Badewanne im Alter ist 

oft beschwerlich und mit Risiken verbunden. Die altersgerechte Dusche bietet 

Sicherheit und Komfort. Jetzt gibt es keinen Grund mehr vor einem Umbau 

zurückzuschrecken. *Denn ein Umbau mit unserer Systemlösung kann für Sie 

häufig kostenlos erfolgen. Ab Pfl egegrad 1 gibt es einen Anspruch auf 4.000 € 

Zuschuss von der Pfl egekasse.

Kliniken im Theodor-Wenzel-Werk
Potsdamer Chaussee 69  |  14129 Berlin
www.tww-berlin.de
Bei Fragen zur Veranstaltung:
Tel. (030) 81 09 - 10 05  |  claudia.noack@tww-berlin.de

Einladung
Wenn der Schmerz dem
Kopf keine Ruhe lässt
30.05.18  |  14.00 – 17.15 Uhr

Behandlung von Kopfschmerzen in der Neurologie

Festsaal
in den Kliniken

im TWW

Freier Eintritt
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Studio Babelsberg nur zu 25 Prozent ausgelastet
Vorstand und Medienboard fordern international wettbewerbsfähige Filmförderung

Weil Ungarn und Tschechien finan-
ziell günstigere Bedingungen bie-
ten, haben die traditionsreichen
Babelsberger Studios im Kampf um
Filmproduktionen zuletzt oft nicht
mehr mithalten können.

Von Wilfried Neiße

»Wenn du mich sitzen lässt, fahr ich
sofort nach Budapest«, heißt ein Lied
aus der Operette »Die Zirkusprinzes-
sin«. Für Filmproduzenten scheint das
heute Realität zu sein, wurde am
Montagnachmittag bei einer Presse-
konferenz im Vorfeld der 68. Film-
festspiele Berlinale deutlich. Die Ge-
schäftsführerin des Medienboard
Berlin-Brandenburg, Kirsten Niehus,
und der Vorstandschef der Studio Ba-
belsberg GmbH, Carl L. Woebcken,
warben inständig darum, die deut-
sche Filmförderung an die Bedingun-
gen der europäischen Konkurrenz
anzupassen. Sonst würden sich noch
mehr Filmproduzenten für Budapest
oder Prag als Drehorte entscheiden.
Im vergangenen Jahr waren die

Babelsberger Filmstudios nur zu 25
Prozent ausgelastet, teilte Woebcken
mit. Er und Niehus forderten, die
Kappungsgrenzen für die Filmförde-
rung fallen zu lassen und vor allem,
mit Verlässlichkeit in der Filmförde-
rung die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des Standortes zu si-
chern. Ohne dies würden internatio-
nale Filmproduktionen einen Bogen
um Berlin und Brandenburg machen.
»Wenn unsere Studios leer stehen,

betrifft das alle Filmschaffenden«,
sagte Woebcken. In Ungarn und
Tschechien gewähre der Staat bei-
spielsweise einenKostenrabatt von 35
Prozent, ohne dass die Höhe der ge-
währten Fördermittelsumme gede-
ckelt sei. Um da mitzuhalten, müsse
das in Deutschland auch gelten.
»Wir sind keine Bank«, erklärte

Niehus und bekannte sich dazu, nicht
nur solche Filme zu fördern, die ho-

he finanzielle Rückläufe verspre-
chen, sondern auch unter dem As-
pekt des künstlerischen Werts För-
derentscheidungen zu treffen, und
nicht zuletzt, um jungen Filmschaf-
fenden eine Chance zu geben. In-
zwischen haben auch Serien Förder-
aussichten, weil Politiker von der
Vorstellung abgerückt seien, dass es
sich bei Serien nur um belanglose
»Unterhaltung« handle.
Ohne die Filmförderung hätte der

auf der Berlinale erstmals gezeigte
Film »Das schweigende Klassenzim-
mer« nicht realisiert werden können,

bekannte Regisseur Lars Kraume. In
dem Streifen wird erzählt, wie es ei-
ner Abiturklasse erging, die 1956
Sympathien für den Aufstand in Bu-
dapest gezeigt hatte. Das historische
Geschehen wurde von Storkow nach
Eisenhüttenstadt verlegt, weil die
dortigen denkmalgeschützten Ge-
bäudeensembles aus den 1950er Jah-
ren eine ideale Filmkulisse gewesen
seien, erklärte der Regisseur. »Eisen-
hüttenstadt sieht aus, wie Stalinstadt
1956 aussah.« Sogar ein Hochofen,
der schon seit den 1950er Jahren in
Betrieb ist, habe in den Filmdreh ein-

bezogen werden können. Kraume
dankte den Eisenhüttenstädtern für
ihren Einsatz und ihre Bereitschaft,
als Komparsen mitzuwirken. Berliner
dagegen würden eher genervt reagie-
ren, wenn eine Filmcrew komme.
Ob der traditionelle Kleindarstel-

ler noch eine große Zukunft hat, be-
zweifelt Woebcken. Immer mehr las-
se sich am Computer animieren. Er
unterstrich, dass Verlässlichkeit das A
und O der Förderung sei. Sein neues
Projekt im Zusammenhang mit der
Wiederkehr des 100. Gründungstags
des Bauhauses in Weimar stehe auf
der Kippe, wenn sich die Bildung ei-
ner Bundesregierung und damit die
Entscheidung über die Zukunft der
Filmförderung weiter verzögere.
Bühnenbildner Simon Weisse sag-

te von seinen Berufskollegen: »Wir
sind noch ein paar, die das machen.«
Requisitenbau sei durch die Compu-
tertechnik nicht vollkommen obsolet.
Er zeigte sich erschüttert darüber,
dass bedeutende Produktionen den
Standort Babelsberg verlassen, weil
anderswo die Förderbedingungen
einfach attraktiver seien. Das treffe
viele Menschen hart. »Wir sind größ-
tenteils freiberuflich und selbststän-
dig.«
Bei den diesjährigen Filmfestspie-

len in Berlin laufen 15 Filme, die vom
hiesigen Medienboard gefördert
worden sind. In Babelsberg wird im
laufenden Jahr ein 3-D-Studio eröff-
net, das lebensecht wirkende Holo-
gramme von Personen erstellen kann.
Eine neue »Berliner Straße« als Ku-
lisse ist ebenfalls nutzbar. Wirt-
schaftsminister Albrecht Gerber
(SPD) stellte sich hinter die Filmför-
derung, von der »das ganze Land«
profitiere. Film- und Fernsehproduk-
tionen seien an Orten im ganzen Bun-
desland realisiert worden. An zusam-
men rund 5000 Drehtagen sei insge-
samt ein Budget von 150 Millionen
Euro generiert worden, erläuterte
Gerber.

Regisseur Tom Tykwer in der Babelsberger Kulissenstraße Foto: dpa/Bernd Settnik

Der Fisch war nicht mehr frisch
Verbraucherzentralen testeten den Service von Online-Lebensmittelhändlern
Lebensmittel im Internet zu bestel-
len, das könnte auf dem Dorf eine
gute Alternative zu langen Auto-
fahrten sein – wenn die Händler ih-
ren beste Service nicht nur in gro-
ßen Städten anbieten würden.

Von Andreas Fritsche

Die Mutter hat eine Grippe und
möchte bei der Eiseskälte draußen so
krank nicht vor die Tür gehen. Der
minderjährige Sohn kann die schwe-
ren Einkaufstaschen allein nicht
schleppen. Aber er kann sich an den
Computer setzen und im Internet bei
AmazonFresh die für das Wochen-
ende benötigten Lebensmittel bestel-
len und obendrein zwei große Pa-
ckungen Papiertaschentücher. Das
macht er. Zweieinhalb Stunden spä-
ter steht der Kurierfahrer vor der Tür
und übergibt graue Papiertüten mit
den gewünschten Artikeln. Der Preis
der Lieferung wird vom Konto abge-
bucht.
Lebensmittelhandel dieser Art

nimmt zu. Auf dem Lande könnte er
eine Alternative für Senioren sein, die
in einem Dorf leben, in dem kaum ein
Bus fährt, und die es nicht mehr
schaffen, mit dem Auto zur Kaufhalle
in der nächstgelegenen Stadt zu fah-
ren. Der Service könnte auch Men-
schen helfen, die beruflich so stark
eingespannt sind, dass sie während
der üblichen Ladenöffnungszeiten
nicht zum Einkaufen kommen.
Doch der relativ neue Anbieter

AmazonFresh bedient gerade einmal
Teile von Berlin und Potsdam. Schon
die Randgebiete der Bundeshaupt-
stadt liegen noch außerhalb der
Reichweite. Lebensmittelketten wie
Kaufland, real und Edeka glänzen in
Berlin mit einem umfassenden Lie-
ferservice, der aber in Brandenburg
nur vereinzelt funktioniert. Der zur
Deutschen Post gehörende Online-
supermarkt AllyouneedFresh mit sei-
nem Sortiment von mehr als 20 000
Artikeln – nach eigenen Angaben der
größte seiner Art in der Bundesre-

publik – ist allerdings flächende-
ckend verfügbar, ebenso wie myTi-
me und Lebensmittel.de. Das alles er-
gibt sich aus einem am Dienstag ver-
öffentlichten Marktcheck der Ver-
braucherzentralen beider Bundes-
länder. Er ist nicht repräsentativ, aber
doch aussagekräftig. Für den Test
wurde im Sommer 2017 für elf Haus-
halte je ein Paket mit 26 Produkten
bestellt, darunter Tomaten, Salat,
Milch, Joghurt, Eier, Schweine-
fleisch, frischer Fisch und tiefgekühl-
te Himbeeren. Fünf Adressen in Ber-
lin wurden ausgewählt und sechs in
Potsdam, Cottbus, Brandenburg/Ha-
vel und Doberlug-Kirchhain sowie in
Könkendorf in der Prignitz und im
havelländischen Rhinsmühlen.
Die Verbraucherschützer begut-

achteten Qualität und Zustand der
Lebensmittel, die überwiegend gut
waren. In einem Fall allerdings traf
die Sendung mit fünf Tagen Verspä-
tung ein. Der frische Fisch war nicht

mehr zum Verzehr geeignet, das Min-
desthaltbarkeitsdatum bereits über-
schritten. Ein Händler transportierte
die Lebensmittel zwar löblicherweise
fast verpackungsfrei in Mehrwegkis-
ten, jedoch ohne Kühlung. Die tief-
gekühlte Ware überschritt die vor-
geschriebenen 18 Grad minus deut-
lich, bei einem Erzeugnis lag die
Temperatur sogar zwei Grad über
dem Gefrierpunkt.
»Händler müssen geeignetere Ver-

packungen für empfindliche Lebens-
mittel finden und ihre Transportun-
ternehmen für die Beförderung von
Lebensmitteln stärker sensibilisie-
ren«, findet Britta Schautz von der
Verbraucherzentrale Berlin. Ihre Kol-
legen prüften beispielsweise auch,
wie übersichtlich die Internetseiten
gestaltet sind und wie es mit demWi-
derrufsrecht aussieht. Schnell ver-
derbliche Waren, bei denen das Ver-
fallsdatum bald abgelaufen ist, dür-
fen im Fall der Fälle genauso wenig

zurückgegeben werden wie Waren,
bei denen die Hygieneversiegelung
entfernt ist. Aber darüber müssen die
Onlinehändler ihre Kunden informie-
ren.
Das Fazit der Verbraucherschüt-

zer: Anders als in Berlin und Pots-
dam, wo die Lebensmittel mit spezi-
ellen Kurierdiensten ausgefahren
werden, konnte in ländlichen Gegen-
den nur eine Zustellung per Paket-
service ausgewählt werden. »Das be-
deutet zum Teil sehr große Mengen
an Verpackungsmüll und zudem lan-
ge Lieferzeitfenster von zehn Stun-
den, in denen jemand zu Hause auf
den Paketdienst warten muss«, steht
im Testbericht. Bedauernd heißt es:
»Die Anbieter verstehen es nicht, sich
neue Kunden im ländlichen Raum zu
erschließen – obwohl gerade hier viel
Potenzial liegt.« Seite 9

verbraucherzentrale-
brandenburg.de/node/23133

Überwiegend waren die Qualität und der Zustand der testweise bestellten Produkte gut. Foto: dpa/Rolf Vennenbernd
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Bau der Garnisonkirche
ins Stocken geraten
Potsdam. Der umstrittene Wie-
deraufbau der Potsdamer Garni-
sonkirche ist wegen Schwierigkei-
ten mit dem Fundament ins Sto-
cken geraten. Bei Bohrungen für
die 38 Meter langen Gründungs-
pfähle seien große technische
Probleme aufgetreten, teilte die
Stiftung Garnisonkirche am
Dienstag mit. Für den Sockel des
90 Meter hohen Kirchturms muss
das historische Fundament der al-
ten Garnisonkirche durchbrochen
werden. Bei einem Versuch habe
sich das Bohrrohr nur schwer aus
dem Erdreich ziehen lassen, er-
läuterte die Stiftung. Bei einer
weiteren Bohrung sei das Rohr ab-
gerissen. »Fachtechniker bearbei-
ten die aufgetretenen Schwierig-
keiten, um eine zügige Fortset-
zung der Arbeiten sicherzustel-
len«, sagte Verwaltungsvorstand
Peter Leinemann. Der Vorstand
der Stiftung beriet am Dienstag
auf einer Krisensitzung über das
weitere Vorgehen. Gegen den
Wiederaufbau der Kirche wenden
sich mehrere Initiativen. Sie ver-
weisen dabei unter anderem auf
den »Tag von Potsdam« im März
1933, als Reichspräsident Paul von
Hindenburg dem neuen Kanzler
Adolf Hitler hier symbolträchtig
die Hand gereicht hatte. dpa/nd

Glätte sorgt für Unfälle
im Berufsverkehr
Potsdam. Gefährliche Glätte auf
vielen Straßen im Land Branden-
burg hat amDienstag zu einer Rei-
he von Unfällen geführt. In Calau
(Oberspreewald-Lausitz) stieß ein
Streufahrzeug mit einem Linien-
bus zusammen. Verletzt wurde
dabei zwar niemand, aber es ent-
stand ein Sachschaden von 6000
Euro. In Trebbin (Teltow-Flä-
ming) kam ein Autofahrer wegen
zu hoher Geschwindigkeit und
Glätte von der Fahrbahn ab. Da-
bei wurde eine Leitplanke über ei-
ne Länge von zwölf Metern be-
schädigt, auch fünf Pfosten wur-
den umgefahren. Der Fahrer blieb
unverletzt. Auf der Autobahn 111
von Berlin nach Oranienburg
rutschten während der Fahrt
mehrere Eisbrocken vom Dach ei-
nes Sattelzuges. Dabei wurde ein
hinter dem Lastwagen fahrendes
Auto beschädigt. Nach der Vor-
hersage des Deutschen Wetter-
dienstes sollte es auch in der Nacht
zu Mittwoch frieren. Die Polizei
mahnte die Autofahrer, nur mit
Winterreifen zu fahren. dpa/nd

Sozialministerin kritisiert
Pflegefinanzierung
Potsdam. Sozialministerin Diana
Golze (LINKE) hat den Bund auf-
gefordert,mehr Verantwortung bei
der Finanzierung der Pflege zu
übernehmen. »Im Moment wer-
den die Betroffenen und ihre An-
gehörigen von der Bundesregie-
rung alleine gelassen, es gibt kei-
ne Antwort darauf, wie die stei-
genden Kosten getragen werden«,
sagte sie am Dienstag dem rbb-In-
foradio. Die Pflegeversicherung
übernehme derzeit nur einen ge-
ringen Teil der Kosten, und dieser
Anteil sei auch noch gedeckelt. Die
Ministerin forderte im Gegensatz
dazu, den Eigenanteil von Betrof-
fenen und Angehörigen zu de-
ckeln. Alle Kostensteigerungen
würden dann von der Pflegeversi-
cherung getragen. dpa/nd

S-Bahn-Linie 5 nach
Autounfall unterbrochen
Strausberg. Nach dem Zusam-
menstoß eines Autos mit einer S-
Bahn der Linie 5 vor dem Bahn-
hof Strausberg-Stadt war der Ver-
kehr auf der Strecke am Dienstag
zeitweilig unterbrochen. Die Au-
tofahrerin wurde bei dem Unfall
leicht verletzt. Es wurde ein Schie-
nenersatzverkehr eingerichtet.
Die Frau fuhr gegen 9.30 Uhr mit
ihrem Pkw gegen die Schranke des
Bahnübergangs an der Hohen-
steiner Chaussee. Danach kolli-
dierte die einfahrende S-Bahn
Richtung Berlin-Westkreuz mit
dem Auto, konnte aber zumindest
noch in die Station Strausberg-
Stadt einfahren. dpa/nd

TIPP

Potsdam

Einen Vortrag »Erich Honecker.
Das Leben davor« hält Professor
Martin Sabrow vom Zentrum für
zeithistorische Forschung am 15.
Februar um 19 Uhr in der Urania
Potsdam, Gutenbergstraße 71/72,
Eintritt: 6 Euro, ermäßigt 5 Euro.
Es geht bei dem Vortrag um die
Biografie des Kommunisten Ho-
necker vor 1945, also vor seiner
Zeit als SED-Generalsekretär und
DDR-Staatsratsvorsitzender.

LINKE will mit
SPD auch nach
2019 regieren
In denUmfragen erzielte Rot-Rot
zuletzt bloß noch 40 Prozent.
Linksfraktionschef Ralf Chris-
toffers hat sich dennoch eine
Fortsetzung der Koalition vor-
genommen.

Von Wilfried Neiße

Ziel der brandenburgischen
Linkspartei ist es, die Koalition mit
der SPD nach der Landtagswahl
2019 fortzusetzen. Zumindest er
selbst habe sich das vorgenom-
men, sagte Linksfraktionschef Ralf
Christoffers am Dienstag.
Bei der an diesem Mittwoch be-

ginnenden Klausur in Frankfurt
(Oder) werde sich die Fraktion
vier Stunden lang mit dem Koali-
tionsvertrag für eine Bundesre-
gierung aus CDU und SPD befas-
sen, kündigte Christoffers an. Das
tut die Linksfraktion, obwohl der
Vertrag noch nicht abgesegnet ist.
Die Fraktion nehme dieses Doku-
ment ernst, weil daraus abgeleitet
werden könne, wie sich Branden-
burg aus Sicht der Bundesebene
entwickeln solle, erläuterte
Christoffers. Auffällig sei das Stre-
ben von CDU und SPD, zu vielen
Fragen Bund-Länder-Kommissio-
nen zu bilden. Das scheine ihm ei-
ne Verzögerung der Lösung von
brennenden Fragen. Christoffers
nannte die Wirtschaftsförderung
strukturschwacher Räume und die
Frage der Finanzierung hoch ver-
schuldeter Kommunen.
Bis auf Weiteres müsse sich

Deutschland von der Vorstellung
verabschieden, dass stabile Bun-
desregierungen mit zwei Parteien
zu erreichen seien, fuhr Christof-
fers fort. Nicht ausgeschlossen sei
eine Situation mit vier Parteien,
die alle um die 20 Prozent der
Stimmen erzielen. Die Vermu-
tung, der Unterschied zwischen
den Parteien verwische sich aus
Sicht der Bürger so sehr, dass dies
zu Parteien- und Politikverdros-
senheit führe, wies Christoffers
zurück. »Die Bürger erwarten Ent-
scheidungen, die ihnen helfen.« Es
gelte, in Zusammenarbeit mit an-
deren demokratischen Parteien
»sozialen Stress abzubauen«. Auf
kommunaler Ebene habe die LIN-
KE in Brandenburg schonmit SPD,
CDU, Grünen und dem Bauern-
bund zusammengearbeitet.
Als weitere Klausurthemen

nannte der Politiker die Kinder-
armut und einen »Aktionsplan
Ost«. Die Abgeordneten besuchen
in Frankfurt (Oder) unter ande-
rem das Jobcenter und die Tafel,
die Lebensmittel für Bedürftige
auftreibt.
LINKE und SPD wollen die Ar-

beitsfähigkeit des Landesverfas-
sungsgerichts sichern, berichtete
Christoffers noch. Gerichtspräsi-
dent Jes Möller hatte darauf hin-
gewiesen, dass sich die Zahl der
neu eingegangenen Verfahren na-
hezu verdreifacht habe. Das Ge-
richt habe in der Vergangenheit im
Durchschnitt einen Fall binnen
sechs Monaten entscheiden kön-
nen. Das werde ohne eine Geset-
zesänderung künftig nicht mehr
möglich sein. Möller bat den
Landtag, Möglichkeiten einzuräu-
men, in der Vorauswahl der Fälle
»die Spreu schneller vom Wei-
zen« zu trennen. Christoffers stell-
te sich hinter dieses Ansinnen und
sagte, die Gesetzesnovelle werde
mit den anderen Fraktionen be-
sprochen, um dafür eine mög-
lichst breite Mehrheit zu haben.

Fragen?
Wünsche?
Tipps?
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Satte 93 Prozent – sohoch ist die Auslastung
imHotel Strandhaus Bou-
tique&Spa inLübben.Doch
nicht für diese hohe Zahl
sindMarkus Karl und seine
Frau Claudia anlässlich der
Internationalen Tourismus-
börsemit Brandenburgs
Tourismuspreis geehrtwor-
den. „Das Strandhaus ist
Botschafter nicht nur für
den Spreewald, sondern für
ganzBrandenburg“, erklärte
dieJury.DasHotelgarantie-
re ein ganzjähriges Rund-
um-Wohlfühlerlebnis. Vor
sechs Jahren empfing das
Vier-Sterne-Haus an der
Spree seine ersten Gäste. Es
war die Liebe, die den 47-
jährige Hotelbetriebswirt
aus Bayern im Spreewald
hielt. Die Liebe zu seiner
Claudia, einer Reisever-
kehrsfrau aus Lübbenau.
2006 heiratete das Paar.
Zunächst pachtete es das
legendäre Strandcafé, das
es später kaufte. Auf dem
Grundstück bautenMarkus
undClaudiaKarl dann auch
das Hotel mit seinen 20
Zimmern und Suiten. Klar
freut sich das Paar über den
Tourismuspreis. Aber es ist
auch stolz auf die Relax-Li-
lie, die ihnen 2017 vom re-
nommiertenWellness-Gui-
de zuerkannt wurde. Eine
Auszeichnung, für die man
sich nicht bewerben kann.
93 Prozent zeigen, wie gut
ihr Konzept ankommt. KBI

Hoffnung für krebskranken Jungen:
Endlich Stammzellenspender gefunden Fo
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Berlin – Sie ist die erste An-
laufstelle für die kleinen
und großen Probleme der
Verbraucher: die Berliner
Verbraucherzentrale. Das
Angebot gibt es seit Jahren
– und die Berliner nutzen es
eifrig. Eine neue Auswer-
tung zeigt: Besonders heftig
wird in der Hauptstadt über
Telefonverträge und Hand-
werker gemeckert.

Insgesamt 5562 Beratungen
allein zum allgemeinen Ver-
braucherrecht verbuchte die
Berliner Verbraucherzentrale
im Jahr 2017. Besonders häu-
fig meldeten sich die Berliner
wegen Problemen mit ihren
Telefonverträgen. Oft handele
es sich um fehlerhafte Rech-
nungen und Probleme beim
Anbieterwechsel, sagte die
Leiterin des Bereichs Recht

und Beratung, Petra Hege-
mann. „Normalerweise könn-
ten die Anbieter diese Proble-
me schnell aus derWelt schaf-
fen, aber oft haben sie zu we-
nig Personal in der
Kundenbetreuung.“
Auch Handwerkerrechnun-
gen waren im vergangenen
Jahr ein leidiges und großes
Thema. Vor allem bei Notfäl-
len rechnen Schlüsseldienste
und Rohrreinigungsdienste
oft zu viel ab. „Da kann eine
Notfall-Türöffnung bis zu
1000 Euro kosten“, sagt Hege-
mann. Auch das Internet sorgt
bei der Verbraucherzentrale
für Arbeit. „Die alten Themen
sind geblieben und neue hin-
zugekommen“, stellte Hege-
mann fest. Eines der häufigs-
ten Probleme sind Internet-
Shops, die qualitativ minder-
wertigeWare verschicken.

Verbraucherschutz-Studie

Berliner schimpfen am liebsten
über Telefone und Handwerker

Hohen Neuendorf – Es ist ein
kleiner Sieg im größten
Kampf seines noch jungen
Lebens. Nick, der Junge, der
mit der Nummer 11 für die
Jugendmannschaft des SV
Blau-Weiss stürmt, kann den
Blutkrebs besiegen. Er hat ei-
nen Stammzellenspender.

Im Dezember erhielt der 13-
Jährige die Schockdiagnose: zu
wenig weiße Blutkörperchen.
Nick hat eine besonders aggres-
sive Form der Leukämie. Nur
eine Knochenmarkspende
kann sein Leben retten. Schul-
kameraden,Mannschaftskame-
raden,Trainer, Lehrer, derBür-
germeister und selbst der Fuß-
ballbundesligist Hertha BSC
riefen Mitte Februar zur gro-
ßen Typisierungsaktion auf –
um Nicks genetischen Zwilling
zu finden und sein Leben zu
retten (KURIER berichtete).
Nungibt es neueHoffnung für
das Fußballtalent: Für den
Siebtklässler wurde ein passen-
der Stammzellenspender ge-
funden. „Ich bin vor zwei Ta-
gen von Nicks Vater informiert
worden – und bei allen, vor al-
lem aber bei Nicks Familie,
herrscht riesige Erleichte-
rung“, sagtMatthias Rink, einst
Trainer des Fußballtalents.
Schon amMontag gebe es einen
Kick-off-Termin im Kranken-
haus – ein Beratungsgespräch.
Schon in vier Wochen könnte
die Transplantation erfolgen.
Auch bei Nicks Fußballmann-
schaft, die amSonnabend gegen
eine Mannschaft von Blau-

Weiß Buch haushoch gewann,
war die Freude groß. „Die
Jungs hoffen nun natürlich,
dass alles gut wird.“
Die Solidarität mit Nick war
riesig, als seine lebensbedroh-
liche Krankheit bekanntgewor-
denwar. Am 17. Februar folgten
1737 Menschen dem Aufruf
„Nick braucht unsere Hilfe“.
Sie ließen sich in Nicks einsti-
ger Grundschule in Hohen
Neuendorf typisieren und als
Stammzellenspender registrie-
ren. Auch der Fußballbundesli-
gist Hertha BSC hatte zur Teil-
nahme aufgerufen.
Der Spender wurde nicht bei
der Typisierungsaktion gefun-
den. Seine Daten befanden sich
bereits in der Deutschen Kno-
chenmarkspenderdatei. Die neu
Registrierten können nun ande-
re Blutkrebspatienten retten.
Der passende Spender ist der
erste Schritt zu Nicks Heilung.
Erst nach der Transplantation
wird sich zeigen, ob der Körper
desKindes die fremdenStamm-
zellen annimmt.
„Aber der Junge hat sehr, sehr
gute Aussichten“, sagtMatthias
Rink. Nick selbst redet nicht
viel über seine Krankheit. „Er
ist nach Aussage seines Vaters
sehr tapfer, spricht aber nicht
über den Blutkrebs, sondern
macht alles mit sich selbst aus“,
erzählt der Fußballtrainer, der
in engem Kontakt zur Familie
steht.
Nicks Mannschaft hofft
nun, dass ihre Nummer 11
bald wieder Tore schießen
wird. „Die 11 wird an keinen
anderen Spieler vergeben. Es
ist Nicks Nummer, die er wie-
der tragen wird, wenn er ge-
sund ist“, ist sich Rink sicher.

Ehre, wem Ehre gebührt!

Golzow
Zu Besuch im
Krokodil-Paradies
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Nick, den
Kampf
gewinnst
du!

Markus Karl, 47
Jahre alt,
wurde für
sein Hotel im
Spreewald
mit dem
Tourismuspreis
geehrt. Er
führt es mit
seiner Frau.

Anteilnahme bis in die
Bundesliga: Hertha-
Defensivspezialist
Fabian Lustenberger
besuchte den krebs-
kranken Nick im
Krankenhaus.

Die Nummer 11 ist auf dem Fußballplatz nicht zu toppen: Nick war als Stürmer für
seinen Verein ein wahrer Torjäger, und er soll es bald wieder sein.

Von
KATRIN BISCHOFF
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E ine Goldmünze zu Weihnachten
oder zum Geburtstag – schöner
kann eine Geldanlage eigentlich

nicht sein. Die Auswahl ist groß, es gibt
unzählige Münzen verschiedener Prä-
geanstalten in diversen Größen. Mit
dem Klassiker, dem rotgoldenen Krü-
gerrand aus Südafrika oder den beiden
Feingoldmünzen Kangaroo aus Austra-
lien und Maple Leaf aus Kanada mit
99,9 Prozent Goldanteil kann man aber
nicht viel falsch machen. Bleibt nur
noch die Größenfrage. 

Der Krügerrand ist die älteste und be-
kannteste und wohl auch beliebteste
Anlagemünze der Welt. Er wird seit
1967 von der South African Mint heraus-
gegeben. Seine typische rötliche Farbe
kommt von dem ihm beigemischten
Kupfer. Die Legierung besteht aus
916,67 Anteilen Gold und 83,33 Anteilen
Kupfer. Dadurch ist die Münze beson-
ders kratzfest. Der Krügerrand zeigt auf
der Vorderseite den Politiker Paul Kru-
ger und auf der Rückseite eine Spring-
bock-Antilope – das Nationaltier Süd-
afrikas. Die Münze hat keinen aufge-
prägten Nennwert, ihr Wert richtet sich
nach dem aktuellen, täglich fixierten
Goldpreis. Trotz dieser Besonderheit
ist er ein offizielles Zahlungsmittel der
Republik Südafrika. Zu kaufen gibt es
die Münze in Einheiten von 1 Unze (oz),
von 1/2, 1/4 und 1/10 Unze.

Ebenfalls eine der bekanntesten An-
lagemünzen der Welt ist der kanadische
Maple Leaf. Er kann mit einem reinen
Goldfarbton punkten und hat das
Ahornblatt (maple leaf) zum Motiv –
das kanadische Wahrzeichen. Die
Münz-Rückseite schmückt das Porträt
von Queen Elizabeth II., Staatsober-
haupt aller Commonwealth-Staaten.
Seit 1982 besteht er aus 999,9er Fein-
gold – damals eine kleine Sensation.
Auch heute noch setzt der „Gold Ma-
ple“ Maßstäbe. Es gibt ihn als 1-Unze-
Münze, in 1/2, 1/4, 1/10 und 1/20 Unze.

Der Kangaroo (Känguru) bietet
Sammlern ein besonders interessantes
Spektrum: Jedes Jahr zeigt er ein ande-
res Motiv mit einem oder mehreren
Kängurus. Die Münze wird in besonders
vielen Stückelungen, so auch als 2-Un-
zen-Münze oder als 1 kg-Nugget ange-
boten. Der Münzrand ist, wie bei allen
Goldanlagemünzen geriffelt, auch um
Material-Abfeilungen zu verhindern. 

Bei allen drei Anlagemünzen bietet
die Standardausgabe mit 1 Unze meist
das beste Preis-Leistungs-Verhältnis.
Aktuell sind rund 1080 Euro für eine
solche Münze fällig. Der Aufpreis zum
reinen Goldpreis ist in der Regel gering,
die Handelbarkeit sehr gut und auch die
Differenz zwischen An- und Verkaufs-
preisen ist gering. Die Goldstücke kön-
nen bei einer Flaute im Portemonnaie
problemlos zu Bargeld gemacht werden.
Es wäre aber eigentlich schade drum.

Sie möchten lieber auf Schweizer
Franken, Norwegische Kronen oder den
chinesischen Renminbi (Yu-
an) setzen? Auch
Fremdwährungen

eignen sich ange-
sichts der niedrigen
Euro-Zinsen als Depot-
beimischung. Anleger können
von Wechselkursänderungen und un-
terschiedlichen Zinsniveaus in anderen
Ländern profitieren. Devisen können
allerdings, wie Aktien, auch stärkeren
Wertschwankungen unterliegen und
bergen daher ein hohes Verlustrisiko.

Devisen sind reines Buchgeld; sie eig-
nen sich zur kurzfristigen Geldanlage
auf einem Devisenkonto (hier fallen al-
lerdings häufig Kosten an und es gibt
keine Zinsen) oder als Fremdwährungs-
Festgeld. Hier können Anleger bei ein-
geschränkter Liquidität durchaus auch
mal von attraktiven Zinsen profitieren.
Eine langfristige Anlage ist etwa in
Form von Fremdwährungsanleihen
oder -fonds möglich. Risikoreiche Anla-
gen sollten aber grundsätzlich nur ei-
nen überschaubaren Anteil des Depots
ausmachen. MARIE-THÉRÈSE NERCESSIAN

Mit Goldmünzen
das Portfolio
bereichern
Auch Devisen eignen sich
wohldosiert als Geldanlage 

Solides aus
Südafrika:
Der Krü-
gerrand zählt
zu den Klassi-
kern unter
den Gold-
münzen
UIG VIA GETTY IMAGES
HOBERMAN 
COLLECTION

D
eutschland bleibt ein
Land der Sparer. 71 Pro-
zent der Bundesbürger le-
gen jeden Monat Geld auf
die Seite. Das niedrige

Zinsniveau macht sich jedoch recht
deutlich bemerkbar: 2016 sparten noch
80 Prozent der Deutschen. Das sind Er-
gebnisse der aktuellen Umfrage des
Bundesverbands der Deutschen Volks-
banken und Raiffeisenbanken (BVR)
zum Sparverhalten der Bundesbürger.

VON MARIE-THÉRÈSE NERCESSIAN

„Die Deutschen legen seit Jahren ei-
ne robuste Sparkultur an den Tag. Da-
mit trotzen sie beharrlich fast allen
welt- und geldpolitischen Krisen“, sagte
Helmut Schleweis, Präsident des Deut-
schen Sparkassen- und Giroverbands
(DSGV), bei der Vorstellung des „Ver-
mögensbarometers 2018“. Die Zahl de-
rer, die angeben, gar nichts sparen zu
können, sank demnach von 13 auf neun
Prozent. Häufige Sparmotivationen
sind Altersvorsorge, das Sparen für all-
gemeine Anschaffungen oder für den
Notgroschen.

Dabei zeigen sich die Sparer flexibel –
38 Prozent haben sich wegen der Nied-
rigzinspolitik der Europäischen Zen-

tralbank inzwischen nach neuen Anla-
gemöglichkeiten wie Investment- und
Immobilienfonds oder Immobilien um-
gesehen. Allerdings sorgen sich auch
immer mehr Menschen wegen der poli-
tische Lage um ihr Erspartes: Dieser
Wert hat sich von vier auf zehn Prozent
mehr als verdoppelt. Vor allem den
Frauen möchte man etwas mehr Coura-
ge wünschen. Sie sind beim Vermögens-
aufbau eher sicherheitsorientiert und
sparen konservativer. „Damit laufen
Frauen insgesamt eher Gefahr, dass sie
inflationsbereinigt Geld verlieren“, so
DSGV-Präsident Schleweis.

Sparer, die auf Sicherheit setzen,
müssen extrem niedrige Zinsen oder
gar Vermögensverluste in Kauf nehmen.
Für Sparbriefe, Spareinlagen oder Ta-
ges- und Festgeldkonten bei Banken
gibt es derzeit maximal Zinsen um ein
Prozent. Die Inflationsrate liegt bei 2,3
Prozent. Trotzdem liegt das Geld noch
viel zu oft auf miserabel verzinsten Gi-
rokonten und Sparbüchern. „Geld auf
die Seite zu legen ist aber immer noch
richtig – selbst dann, wenn es sich nicht
vermehrt“, sagt Volker Schmidtke, Re-
ferent Finanzdienstleistungen bei der
Verbraucherzentrale Berlin.

Disziplin und Durchhaltevermögen
sind neben einem Quäntchen Risikobe-
reitschaft immer noch die besten Vo-
raussetzungen, um sein Geld auch in
Zeiten von Null- und Niedrigzinsen zu
vermehren. Für langfristige Anleger
macht es Sinn, sich über einen Aktien-
anteil Gedanken zu machen. Das geht
auch mit kleinen Beträgen und einem
langfristigen Sparplan. Je früher man
anfängt, desto besser. Auch Kleinanle-
ger könnten über Sparpläne mit niedri-
gen monatlichen Beträgen zum Beispiel
in Investmentfonds investieren. 

ETFs (Exchange Traded Funds) sind
dabei zu Recht für viele das Mittel der
Wahl. Diese Fonds bilden die Wertent-
wicklung eines gesamten Börsenindex
ab. „Man sollte die Anlage breit streuen
und langfristig anlegen. Einzelaktien
auszuwählen bringt dem Anleger nach
unserer Erfahrung nichts“, sagt
Schmidtke. Er rät zu weltweit oder eu-
ropaweit anlegenden Aktienfonds, mit
einer möglichst breiten Streuung und
geringen Kosten. „Ausgabeaufschläge
und Gebühren schmälern den Gewinn.“

Das Risiko von erheblichen Wert-
schwankungen müssen Sparer dabei
eingehen. „Bei längeren Zeiträumen ab
zehn Jahren gleichen sich die Kurs-
schwankungen aber in der Regel wieder
aus“, so Schmidtke. „Aktien erzielen,
sehr langfristig gesehen, eine gute Ren-
dite.“ Der Dax, in dem die wichtigsten
deutschen Aktiengesellschaften ver-
sammelt sind, hat in den vergangenen
Jahrzehnten im Durchschnitt immerhin
acht Prozent Jahresgewinn erzielt.

Die desaströse Zinslage kurbelt die
Risikobereitschaft an. Auch dort, wo es
keinen Sinn macht. „Auch Menschen,
die noch nie etwas mit Aktien zu tun
hatten und die Risiken noch nicht ken-
nen, interessieren sich inzwischen für
diese Anlageform“, weiß Schmidtke.
„Darauf sollte man sich aber nur ein-

lassen, wenn man Zeit hat und die Risi-
ken kennt“, warnt der Verbraucher-
schützer. Wie alle risikobehafteten
Geldanlagen ist die Aktienanlage nicht
für jeden Verbraucher geeignet. „Es
kann bei kurzer Spardauer am Ende
auch mal die Hälfte weniger sein als
eingesetzt.“ Viele vorsichtige Sparer
ließen sich deshalb in Anlageformen
drängen, die vermeintlich Sicherheit
und Rendite vereinen, die sich für sie
langfristig aber nicht lohnten.

Der sinnvolle Aktienanteil hängt vom
Zeithorizont und der Risikotoleranz ab.
„Ein junger Verbraucher hat aus Sicht
seiner Altersvorsorge kein reelles Risi-
ko, mit einem Aktienfondssparplan Ver-
luste zu machen. Insofern darf der Ak-
tienanteil da durchaus hoch sein, auch
deutlich über 50 Prozent“, sagt
Schmidtke. „Aber damit man nicht im
Extremfall die Nerven verliert und alles
zur Unzeit verkauft, sollte man sich
nicht zu abhängig von einer einzelnen

Anlageklasse machen. Bevor man ein-
steigt, muss man wissen, worauf man
sich einlässt. Dieses Wissen muss man
sich ein Stück weit erarbeiten“, so
Schmidtke. Dabei helfen könnten etwa
Veröffentlichungen der Stiftung Waren-
test oder der Verbraucherzentralen.
„Bleibt dann ein schlechtes Bauchge-
fühl, sollte man es lassen.“

Wer für sein Portfolio Beratung
braucht, fährt meist mit einem unab-
hängigen Finanzberater auf Honorarba-
sis oder einer Beratung bei der Verbrau-
cherzentrale besser als mit einem Bera-
ter der eigenen Hausbank. „Auch Ban-
ken müssen im Normalfall Provisionen
generieren, sie bieten Kunden häufig ih-
re eigenen Finanzprodukte an, die nicht
die besten sein müssen“, sagt Schmidt-
ke. „Wenn man Pech hat, kriegt man ei-
ne Anlage mit hohen Kosten und sehr
geringen Erträgen.“

Sicherheitsorientierte Verbraucher
sollten ganz schlicht zu klassischen

Anlagen greifen und bei dem, was man
sicher anlegen möchte, die niedrigen
Zinsen in Kauf nehmen, rät Schmidt-
ke. „Überwinterungsstrategie“, nennt
er das. Grundsätzlich gelte hier: „Fle-
xibel bleiben, keine langfristigen Anla-
gen oder Rentenversicherungen als si-
chere Sparanlage.“

Der BVR-Umfrage zufolge blieben die
Deutschen ihren Anlagevorlieben treu.
Unangefochten auf Platz eins stehen
Bankeinlagen. Weniger liquide Bankein-
lageklassen, wie Termineinlagen, Spar-
briefe und Spareinlagen verzeichneten
allerdings Abflüsse im einstelligen Mil-
liardenbereich.

Die großen Gewinner sind Wertpa-
piere. Sie verzeichnen seit Ende 2016
das höchste Nachfrageplus. Getrieben
wurde die Nachfrage nach Anlagen mit
mehr Risiko und Rendite in erster Linie
vom herrschenden Niedrigzinsniveau.
Besonders gefragt waren dabei Anteils-
rechte. Seit Ende 2016 stieg das Wertpa-

piersparen um mehr als 27 Milliarden
Euro auf 63,9 Milliarden Euro zum Ende
des ersten Quartals 2018. Besonders be-
liebt waren Investmentzertifikate, de-
ren Zuflüsse sich auf knapp 50 Milliar-
den Euro fast verdoppelten. Aktien blie-
ben mit 16,3 Milliarden Euro ebenfalls
gefragt, wenn auch weniger stark als
2016. Rentenpapiere mussten hingegen
wie bereits in den vergangenen Jahren
einen Mittelabfluss hinnehmen.

Sparen ist auch fürs Alter wichtig.
Nur mit einer privaten Altersvorsorge
kann jeder seine individuelle Rentenlü-
cke ausgleichen und so seinen Lebens-
standard erhalten. Dem Vermögensba-
rometer 2018 zufolge ist der Anteil der-
jenigen, die für ihr Alter vorsorgen oder
dies planen, gegenüber dem Vorjahr um
acht Prozent auf 80 Prozent gestiegen.
Allerdings haben gerade diejenigen, die
auf eine Absicherung im Alter angewie-
sen sind, kaum Geld zum Sparen. Vor al-
lem bei Geringverdienern ist der Anteil
der Nichtsparer laut BVR-Umfrage mit
45 Prozent groß. 

Und das eigene Häuschen? Der gute
alte Bausparvertrag könne fallweise
wieder Sinn machen, „wenn man spä-
ter ein eigenes Haus bauen oder eine
Wohnung kaufen möchte“, sagt
Schmidtke. Eine Finanzierung für Im-
mobilien ist derzeit noch günstig zu
haben und die eigene Immobilie kann
ein Plus an Lebensqualität bedeuten.
„Es ist aber eine sehr grundlegende
Entscheidung, als Anlageform muss
man skeptisch sein, die Kaufpreise und
Kaufnebenkosten sind hoch, die Mie-
trendite niedrig“, so Schmidtke.

Auch eine Investition in offene Im-
mobilienfonds komme in Betracht. „Da
kommt man noch auf eine Rendite von
bis rund drei Prozent, man sollte aber
an den Ausgabeaufschlag denken und ist
dann für zwei Jahre unflexibel, erst
dann ist eine Entnahme möglich. Zu-
dem sind offene Immobilienfonds
durchaus nicht risikolos, zum Beispiel
im Falle einer Wirtschaftskrise.“

Der Weltspartag wird international
am 31. Oktober, in Deutschland
bereits am letzten Arbeitstag vor
dem 31. Oktober begangen, weil in
einigen Bundesländern der Refor-
mationstag (31. Oktober) ein Feier-
tag ist. Die Idee, bei der Bevölkerung
den Spargedanken zu fördern, geht
auf den 1. Internationalen Sparkas-
senkongress (First International
Thrift Congress) in Mailand im Ok-

tober 1924 zurück. Von den europäi-
schen Sparkassen wurde der erste
Weltspartag am 31. Oktober 1925
organisiert. Für das Internationale
Sparkasseninstitut stand in den
Anfangsjahren die Verbreitung des
Weltspartags und des damit ver-
bundenen Spargedankens im Vor-
dergrund. Die Initiative zum Welt-
spartag sollte aber nicht nur das
Sparen an sich fördern. Von Anfang

an stand die Finanzerziehung im
Vordergrund. Das Sparen sollte als
gesamtgesellschaftliche Aufgabe
wahrgenommen werden. In den
vergangenen Jahren hat der „World
Thrift Day“ vielerorts an Bedeutung
verloren. In den Entwicklungs- und
Schwellenländern allerdings ge-
winnt er an Popularität. Denn dort
steht die finanzielle Bildung häufig
noch am Anfang.

Finanzerziehung als gesellschaftliche Aufgabe

Mehr Mut
beim
Sparen!
Neben einem Quäntchen Risikobereitschaft sind Disziplin und
Durchhaltevermögen immer noch die besten Voraussetzungen, 
um sein Geld auch in Niedrigzins-Zeiten vermehren zu können
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Die offenen Binnengrenzen machen’s
möglich: Pflegekräfte aus der EU können
ohnebürokratischeUmstände in anderen
Mitgliedsstaatenarbeiten.Davonprofitie-
renPflegebedürftige inDeutschland.

Wer bietet Hilfe im Alltag?
Schon seit Längerem schließen Pflege-
kräfte aus anderenLändern Lücken in der
häuslichen Betreuung. Laut einer Studie
der Hans-Böckler-Stiftung arbeiten sie in
163000deutschenHaushalten.„Dassind
meist keine speziell ausgebildeten Pfle-
ger, helfen aber im Haushalt und können
einfachepflegerischeTätigkeitenverrich-
ten“, sagt Petra Hegemann, Juristin bei
derVerbraucherzentraleBerlin.Diemeis-
ten sind Frauen aus Polen, Rumänien und
anderen Staaten Osteuropas. Sie arbeiten
zu deutlich günstigeren Konditionen als
deutsche Pflege- und Versorgungsanbie-
terundsindzurattraktivenAlternativege-
worden. Kostenvoranschläge ambulanter
Pflegedienstefüreine24-Stunden-Betreu-
ung kommen hierzulande schnell in den
fünfstelligenBereich proMonat.

Was ist eine 24-Stunden-Betreuung?
Genau genommen ist die Bezeichnung
nicht korrekt. Kein Arbeitszeitgesetz
würde erlauben, dass ein Arbeitnehmer
Tag und Nacht schuften muss. „Die Be-
schäftigten sind –wennsie über einenAr-
beitsvertrag verfügen und sozialversiche-
rungspflichtig angestellt sind – offiziell
für acht Arbeitsstunden angeworben“,
sagtMargretSteffen,Gewerkschaftssekre-
tärinbeiVerdi imBereichGesundheitspo-
litik.DiemeistenHelferinnenwürdendie
acht Stunden aber nicht am Stück ableis-
ten. Mit 24-Stunden-Betreuung sei ge-
meint, dass über den Tag verteilt jemand
für den Pflegebedürftigen da ist. Die Be-
treuerinnen wohnen in einem separaten
Zimmer.DieNähemachtesmöglich,dass
sie die Patienten bei Mahlzeiten oder
nächtlichen Toilettengängen unterstüt-
zenkönnen.EineBetreuerinwohntmaxi-
mal drei Monate bei dem Pflegebedürfti-
gen, dann muss sie der Dienstleister aus-
wechseln. Pflegebedürftige oderAngehö-
rigemüssen fürdieKosten selbst aufkom-

men. „Liegt ein Pflegegrad vor und wird
Pflegegeldausgezahlt,kanndieszurFinan-
zierungbeitragen“, soHegemann.

Wann ist die Betreuung durch Pflegekräfte
aus anderen EU-Staaten legal?
Seit dem 1. Juli 2015 gilt für alle osteuro-
päischenMitgliedsstaaten der EU die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit. „Pflegebedürf-
tigeoderAngehörigedürfenEU-Bürgerof-
fiziell anstellen“, sagt JuristinHegemann.
Die Arbeitsagentur ist der richtige An-
sprechpartner,umFachkräftefürindividu-
ellen Bedürfnisse zu finden. Sie arbeitet
mit anderen europäischen Agenturen zu-
sammen. Daneben existieren deutsch-
landweit über 250 Vermittlungszentra-
len,dieKontaktezuausländischenPflege-
und Betreuungsunternehmen herstellen.
Diese arbeiten in der Regel nicht kosten-

frei.WersichaneineprivateVermittlungs-
agenturwendet,solltewichtigeFragenklä-
ren, etwa welche Angaben ihr zu Exper-
tise, Referenzen und Sprachkenntnissen
potenzieller Anbieter vorliegen. „Seriöse
Agenturenerkenntmanoftdaran,dass sie
kirchlichen Trägern angehören und im
Idealfall ohneSprachhürdendemInteres-
senten transparenterklärenkönnen,nach
welcherArbeitsweise sieHaushaltshilfen
oder Betreuungskräfte vermitteln“, sagt
Margret Steffen von Verdi. Idealerweise
machen sich die Agenturen erst ein mög-
lichst umfassendes Bild von der individu-
ellen Situation, bevor sie eine Pflegekraft
vermitteln.WerdieDiensteeinerVermitt-
lungszentralenutzt,schließthäufig–soer-
klärt es die StiftungWarentest – zweiVer-
träge ab: einen Vermittlungsvertrag mit
der Agentur, einen Dienstleistungsver-

tragmit der ausländischen Firma. Grund-
sätzlich ist eine „24-Stunden-Betreuung“
also eine legaleAngelegenheit.
Bei jeder der drei folgenden Beschäfti-

gungsformen muss man jedoch andere
Rahmenbedingungen einhalten.

Wenn man Helferinnen aus dem EU-Ausland
eigenständig anstellt:
„Wenn man einen Arbeitsvertrag auf-
setzt, wird man formal zum Arbeitgeber
undmusswieeinUnternehmenVorgaben
des deutschen Arbeitsschutzes berück-
sichtigen“, erklärt Steffen. Etwa, dass die
ausländischen Helferinnen für höchstens
acht Stunden pro Werktag oder maximal
48 Stunden in derWoche angestellt wer-
den. Sind sie ausschließlich für hauswirt-
schaftliche Arbeiten eingestellt, müssen
sie den aktuellen Mindestlohn von 8,84
Euro pro Stunde erhalten. Verfügt die
Fachkraft über eine Pflegeausbildung,
sollte sie mindestens 10,20 Euro bekom-
men. Außerdem gibt es einenUrlaubsan-
spruchvonsechsWochenpro Jahrundei-
nenKündigungsschutzvoneinemMonat.
„Als Pflegebedürftiger oder Angehöriger
sollteman sich fragen, obman sich in der
häufigschonanspruchsvollenPflegesitua-
tionauchnochzutraut, selbstzumArbeit-
geber zu werden“, so Steffen. Bei Fragen
stehendieMinijobzentraleoderregionale
Arbeitsämter zurVerfügung.“

Wenn man Betreuerinnen beschäftigt, die
bei einem Dienstleister im Ausland ange-
stellt sind:
Wer den Aufwand scheut, selbst eine Be-
treuungskraft einzustellen, kanndenWeg
über ausländische Dienstleister gehen.
„Die Helferinnen bleiben weiterhin beim
ausländischen Unternehmen angestellt,
das dieWeisungsbefugnis hat“, sagt Petra
Hegemann. Es sorgt dafür, dass dieKräfte
instruiert sind. „Entsendemodell“ heißt
diese am häufigsten genutzte Form.
„Gleich zuAnfang solltemanüberprüfen,
obdieBetreuungskraftauchinderHeimat
sozialversichert ist“, sagtMargretSteffen.
AlsNachweismussderVordruckA1(„Be-
scheinigung über die Rechtsvorschriften
dersozialenSicherheit“)vorliegen.Dadie
Fachkraft von ihrem Arbeitgeber im Hei-
matland einenMindestlohn erhalten soll,

Sozialabgaben fälligwerdenundder Pfle-
gedienst Gewinn erzielen will, muss man
mit höheren Kosten rechnen. In einer
2017 von der Stiftung Warentest veröf-
fentlichten Qualitätsprüfung von 13 Ver-
mittlungsagenturen in Deutschland
schwankten die Betreuungskosten zwi-
schen1470und3400Euro/Monat.

Wenn man selbstständige Betreuungs-
kräfte aus dem Ausland beschäftigt:
EinedritteMöglichkeit ist, selbstständige
Betreuungskräfte aus demAusland zu be-
schäftigen. Verbraucherzentrale, Verdi
undStiftungWarentestwarnenvorpoten-
zieller Scheinselbstständigkeit. Eine
24-Stunden-Betreuung bedeutet Eins-zu-
eins-Versorgung. Die selbstständige Be-
treuungskraft hat entsprechendnureinen
Auftraggeber. Für eine legale Selbststän-
digkeit müssen jedoch mindestens zwei
Auftraggeber nachgewiesen werden.
„DasheißtindiesemFallScheinselbststän-
digkeit, denn eigentlich handelt es sich
um einen Arbeitnehmer, der versiche-
rungspflichtig angemeldet sein müsste“,
sagtVerdi-Vertreterin Steffen.
Das kann juristische Konsequenzen für

Pflegebedürftige oderAngehörige bedeu-
ten. „BevormaneineselbstständigeHilfs-
kraft bei sich arbeiten lässt, die etwa über
Mund-zu-Mund-Propaganda empfohlen
wurde, sollte man sich bei Pflegestütz-
punkten oder Verbraucherzentralen über
rechtlich abgesicherte Beschäftigungs-
möglichkeiten informieren“, sagt Steffen.

— Marktcheck zur 24-Stunden-Betreuung
unter: www.pflegevertraege.de/aktionen

MONTAG, 14.5.
Infoabend: „Diabetisches Fußsyndrom“
Urania, An der Urania 17. 17-19 Uhr

Patientenveranstaltung: „Mein Angehöri-
ger mit Demenz – wie kann ich helfen?“
Vivantes Klinikum Spandau, Neue Berg-
straße 6, Haus 26, 17.30 Uhr

Informationsabend für werdende Eltern
St. Joseph-Krankenhaus Tempelhof,
Wüsthoffstraße 15, Haus B, Konferenz-
raum 1, 18 Uhr

DIENSTAG, 15.5.
Patientenforum: „Makulaerkrankungen“
Schlosspark-Klinik, Heubnerweg 2,
Cafeteria, 18 Uhr

Vortrag: „Weshalb gibt es Entzündungen?
Immunsystem/Autoimmunerkrankungen“
Psoriasis Forum, Familienzentrum
Kreuzberg, Mehringdamm 114,
Raum 401, 19 Uhr

MITTWOCH, 16.5.
Info-Reihe Krebs: „Ernährung bei Krebs“
Charité Comprehensive Cancer Center,
Invalidenstr. 80, 3. OG, Raum 03001,
17 Uhr

Gesundheitsforum: „Leben mit Brustkrebs
– jeder Brustkrebs ist anders“
DRKKlinikum Köpenick, Salvador-
Allende-Straße 2-8, Hörsaal, 18 Uhr

DONNERSTAG, 17.5.
Vortrag: „Divertikel des Dickdarms“
KrankenhausWaldfriede, Argentinische
Allee 40, Großer Saal, 18.30 Uhr

FREITAG, 18.5.
Vortrag: „Nah- und Nachtoderfahrungen
als Quelle des Lebens“
Gesundheitsforum Havelhöhe,
Kladower Damm 221, Saal Haus 28,
19-21 Uhr

Infotainment-Show: „Darm meets Hirn“
Urania, An der Urania 17, 19.30 Uhr

SAMSTAG, 19.5.
Chefarztvortrag: „Das Aortenaneurysma
– oft unbemerkt, aber lebensbedrohlich“
Helios Klinikum Emil von Behring,
Walterhöferstraße 11, Haus E,
Hörsaal, 11 Uhr

Weitere Artikel rund
ums Thema Pflege
finden Sie im Maga-
zin „Tagesspiegel
Pflege Berlin
2017/2018“. Es kos-
tet 12,80 Euro, ist
erhältlich im Tages-

spiegel-Shop, www.tagesspiegel.de/
shop und im Zeitschriftenhandel.
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Freizügigkeit. In über 160000 deutschen Haushalten arbeiten ausländische Pflegekräfte,
viele davon aus osteuropäischen EU-Staaten.  Foto: Imago
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Von Leonard Hillmann

Grenzenlose Pflege
Wer Betreuungskräfte aus dem EU-Ausland bei sich in der Wohnung anstellen möchte, muss einiges beachten

Schloßstr chloss.dee-imBe in-Steglitz • ww
Zugang Schloßstraße links neben der Sparkasse, Zugang über das Parkhaus Treppenhaus 5

Wir beraten Sie gern: 030 79 78 75 90

Privatpraxis

DIE ORTHOPÄDINNEN
AM ROSENECK
Dr. med. Beate Wolke-Sparmann
Fachärztin für Orthopädie/Unfallchirurgie
Neuraltherapie-Akupunktur-Stoßwellentherapie (ESWT)Methode
Magnetfeldtherapie – Fußchirurgie – Sonographie

Karlsbader Straße 18, D-14193 Berlin-Grunewald
Telefon 030 / 82 52 57- 4 · Fax 030 / 82 52 57-5
praxis@die-orthopaedinnen.de
www.die-orthopaedinnen.de

p (
Sonographie

 I M M A N U E L  K R A N K E N H A U S  B E R L I N
Rheumaorthopädie · Rheumatologie · Naturheilkunde

Loggia im Immanuel Park
Am Kleinen Wannsee 5 D
14109 Berlin
Tel.: (0 30) 8 05 05-282 www.berlin.immanuel.de

Abnutzung des
Kniegelenks –
was ist das beste
Verfahren für mich?
Von der Knorpelstimulation zur
modernen Kniegelenks-
endoprothetik

Donnerstag · 17. Mai 2018
18.30 Uhr bis 19.30 Uhr

CA Dr. med. Peter Naatz
Ltd. OA Dr. med. Johannes Hertel
OA Lukasz Palka

Jetzt KOSTENLOS informieren:

w w w . s e n i o v o . d e030 / 54 90 90 821

Aus Wanne wird Dusche!
Komfort und Sicherheit im Alter!

Umbau ab

€0,-*

  Bad-Umbau oft innerhalb 
von nur 8 Stunden 
realisierbar

  Rundumservice - 
Wir kümmern uns um 
alle Zuschüsse und 
Genehmigungen

  kostenloser Vor-Ort-
Termin für Beratung und 
Aufmaß

Lebensqualität durch Badumbau. Eine Nutzung der Badewanne im Alter ist 

oft beschwerlich und mit Risiken verbunden. Die altersgerechte Dusche bietet 

Sicherheit und Komfort. Jetzt gibt es keinen Grund mehr vor einem Umbau 

zurückzuschrecken. *Denn ein Umbau mit unserer Systemlösung kann für Sie 

häufig kostenlos erfolgen. Ab Pfl egegrad 1 gibt es einen Anspruch auf 4.000 € 

Zuschuss von der Pfl egekasse.

Kliniken im Theodor-Wenzel-Werk
Potsdamer Chaussee 69  |  14129 Berlin
www.tww-berlin.de
Bei Fragen zur Veranstaltung:
Tel. (030) 81 09 - 10 05  |  claudia.noack@tww-berlin.de

Einladung
Wenn der Schmerz dem
Kopf keine Ruhe lässt
30.05.18  |  14.00 – 17.15 Uhr

Behandlung von Kopfschmerzen in der Neurologie

Festsaal
in den Kliniken

im TWW

Freier Eintritt

Sie haben Fragen,
Anregungen, Hinweise?
So erreichen Sie die Redaktion: 
Tel: 2591 737 77
Fax: 2591 732 44
Mail: lokales@bz-berlin.de

Berlins größte Zeitung

STAU/BAUSTELLE
Oranienburger Straße 
(Mitte): Richtung Hacke-

scher Markt zwischen Tuchols-
kystraße und Monbijouplatz 
gesperrt.
Schlichtallee (Rummelsburg): 
nur eine Spur abwechselnd frei.
Frankfurter Allee (Fried-
richshain): zwischen Frankfur-
ter Tor und Proskauer Straße/
Niederbarnimstraße nur zwei 
Fahrstreifen.
Clayallee (Zehlendorf): Richtung 
Schmargendorf zwischen Win-
friedstraße und Schützallee nur 
ein Fahrstreifen.
Herzbergstraße (Lichtenberg): 
stadtauswärts vor Siegfriedstra-
ße nur ein Fahrstreifen.
Reichpietschufer (Tiergarten): 
Richtung Von-der-Heydt-Stra-
ße zwischen Stauffenbergstra-
ße und Hildebrandstraße nur ein 
Fahrstreifen.

S-BAHN/U-BAHN/
BUS
S 3, S 9: von 22 bis 1.30 

Uhr keine Züge zwischen Olym-
piastadion und Spandau.
U 5: keine Züge zwischen Alex 
und Strausberger Platz, Pendel-
verkehr zwischen Strausberger 
Platz und Frankfurter Allee.

MobilBerlin

KOMMENTAR
Der Senat hat eine 

Chance vertan

Zugegeben, eine 
wirkliche Über-
raschung ist das 

Tegel-Gutachten des 
Senats nicht. 
Trotzdem bleibt es ei-

ne Enttäuschung – und zwar 
nicht nur für ausgemach-
te Fans des beliebten City-Air-
ports. Als Bürger hätte man 
sich einen ausgewogenen Be-
richt gewünscht, einen, der 
die verschiedenen Ansichten 
zur TXL-Frage erörtert, die Ge-
genseite buchstäblich zu Wort 
kommen lässt. 
Herausgekommen ist stattdes-
sen ein in stiller Kammer gefer-
tigtes 72-Seiten-Papier, das le-
diglich die Ansichten des Senats 
zementiert, Berlin aber nicht 
weiterbringt. 
Schade, lieber Senat, Chance 
vertan.  Seite 7

VON FLORIAN SCHMIDT
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Die Gewinnzahlen von Dienstag

6, 7, 10, 15, 17, 18, 22, 24, 
27, 28, 35, 40, 44, 46, 58, 
61, 62, 63, 64, 66
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Trotz neuem Gesetz erheben Taxi-Fahrer weiter EC-Gebühren

Frithjof Jönsson (47) von der 
Verbraucherzentrale Berlin:  
„Gegen die Gebühren spricht 
die Gesetzes-Hierarchie.  
Dafür spricht, dass die  
Gebühr nicht mit dem Kun-
den verhandelt wird, son-
dern durch eine Verordnung 
vorgegeben ist. Ob das so 
stimmig ist, müsste ein Ge-
richt entscheiden.“ Nur in  
etwa 20 von über 800 deut-
schen Taxitarif-Zonen gibt es 
Kartenzahlungs-Gebühren.

Sind die Gebühren 
rechtens?

Alpaslan Duman (46) 
hofft, dass die Gebühren 

abgeschafft werden. 
„Touristen denken 
oft, wir wollen die 

abzocken“, sagt er

c Leszek Nadolski (53) beruft sich auf die Berliner 
Taxitarif-Verordnung und sieht sich im Recht

Altay Kürsat (45) hat noch nichts von der 
Gesetzesänderung gehört, nimmt weiter

1,50 Euro pro Kartenzahlung b

UND DIE KUNDEN ZAHLEN, 
ZAHLEN, 
ZAHLEN

Von 
TIL BIERMANN

Seit Sonnabend muss man 
in Deutschland laut Gesetz kei-
ne Gebühren mehr für Karten-
zahlungen abdrücken. Sei es bei 
Fluggesellschaften, der Bahn oder 
Reiseveranstaltern – oder eben 
auch Berliner Taxis. Das schreibt 
eine EU-Richtlinie vor, die jetzt 
auch bei uns gilt.

Geregelt ist das im angepassten 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz 
(ZAG). Doch die Berliner Taxibe-
triebe weigern sich, die Vorschrift 
umzusetzen.

Grund dafür ist die Taxitarif-Ver-
ordnung des Senats. Die sieht vor, 
dass Kunden bei bargeldloser Zah-
lung einen Zuschlag von 1,50 Euro 
leisten müssen.

Der Streit: Müssen sich Fahrer 
jetzt trotz der eindeutigen Bestim-
mungen in der Hauptstadt an das 
neue EU-Gesetz halten?

Leszek Nadolski (53), Chef der Ber-
liner Taxi-Innung, zu Z: „Wir hal-
ten uns an Gesetz und Ordnung.“ 
Solange es keine Entscheidung der 
Berliner Senatsverwaltung gebe, die 
Verordnung zu ändern, müssten 
sich die Fahrer daran halten.

Laut Diethelm Baumann (49), 
Fachanwalt für Bank- und Kapi-
talmarkt, muss die Anpassung des 
ZAGs berücksichtigt werden. „Das 
sollte aber nicht auf dem Rücken 
der Taxifahrer oder der Fahrgäste 
ausgetragen werden. Die Verant-
wortung liegt beim Senat.“

Wie lange werden die Kunden 
also noch zahlen, zahlen, zahlen? 
Matthias Tang (57), Verkehrsse-
natssprecher, sieht keine schnelle 
Lösung: „Nach unserer Rechtsauf-
fassung ist der Zuschlag Teil des 
Taxitarifes, im Gegenzug müssen 
alle Taxis Kreditkartenzahlung 
akzeptieren. Gegen diese Kopp-
lung wurde geklagt, die Gerichte 
haben noch nicht endgültig ent-
schieden. Dies gilt es abzuwarten.“

★Berlin Z Mittwoch, 17. Januar 20184

Berlin sieht bunt. Nur noch eine Woche
bis zum Christopher Street Day in Ber-
lin, warmmachen kann man sich heute
(11-24 Uhr) und am morgigen Sonntag
(11-22 Uhr) beim Lesbisch-Schwulen
Stadtfest rund um den Nollendorfplatz.
Seit mehr als 26 Jahren steigt die Fete im
Homokiez. Sechs Bühnen mit Musik,
Talkrunden, Comedy, Drag und kuriosen
Acts wie den schwulen Schuhplattlern
halten die Besucher bei Laune.  Tsp

* * *

Zwischen Ranken und Wurzeln. Botania
liegt so nah, gleich in Lichterfelde näm-
lich, auf dem Gelände des Botanischen
Gartens, der Besucher zum zehnten Mal
nachts aufs Gelände und in die Gewächs-
häuser lässt – also nach Botania. Eine
„Reise durch die magische Welt der Na-
tur“ versprechen die Organisatoren, mit
160 Künstlern, Musik, Performances –
und jeder Menge Blütenpracht. Wer da-
bei sein will, sollte schnell sein: Es gibt
nur noch Resttickets (35 Euro, Kinder
bis 14 Jahre zahlen nichts). Die Abend-
kasse öffnet um 14 Uhr, der Einlass be-
ginnt um 17 Uhr.  Tsp

* * *
Mehr als ein Wegbier. Spätis sind eine Ber-
liner Institution, für die Grünen sogar
ein Kulturgut. Da macht es Sinn, dass es
das Spätival gibt – ein Festival, dass die
kleinen Läden feiert, gemütlich und mit
Understatement. Um 15Uhr geht’s in
Friedrichshain und Kreuzberg los, fünf
Spätis präsentieren Street-Music-Bands.
Der Eintritt ist frei, das Programm steht
unter: www.spaetival-berlin.de.  Tsp

Viele Fans standen am Donnerstag frus-
triert vor dem Olympiastadion. Ihre Kar-
ten für dasausverkaufteKonzert vonPop-
star Ed Sheeran wurden nicht akzeptiert,
weil auf den personalisierten Tickets
nicht ihr Name stand. Die Karten hatten
sie den ursprünglichen Käufern vorab on-
lineabgekauft–bloßändertedasnichtsan
den Namen auf den Eintrittskarten oder
anderEinlasspolitik:Diepersonalisierten
KartenwurdenmitAbgleichderPersonal-
ausweise kontrolliert – und darum hatten
viele Konzertgänger ein Problem.

Sie hatten ihre Konzertkarten vor allem
über Viagogo erworben. Bei dem Anbie-
ter mit Sitz in der Schweiz handelt es sich
nicht – wie man beim ersten Blick auf die
Webseiteannehmenkönnte–umeineoffi-
zielle Online-Vorverkaufsstelle, sondern
umeinenMarktplatz,aufdemNutzerVer-
anstaltungsticketsvonanderenPrivatper-
sonen erwerben können. Suchte man im
Internet nach Karten für Ed Sheeran, lan-

dete man schnell auf der Seite von Via-
gogo. Dort gibt es oft noch Karten, wenn
PortalewieEventimihrKontingent längst
verkauft haben. Über die Eingabemasken

sehen Nutzer auch,
für welchen Bereich
in den Konzertorten
die Karten gelten.

Fotos der angebo-
tenen Tickets wer-
den,andersalsbeian-
deren Portalen für
Kleinanzeigen,nicht
gezeigt. Dann näm-
lich wären der ur-

sprünglich gezahlte Eintrittspreis und im
Falle der Ed-Sheeran-Karten auchdie auf-
gedruckten Namen erkennbar gewesen –
so wäre Käufern wahrscheinlich früher
aufgefallen, dass ihr Kauf sinnlos ist und
die Karte in manchem Fall stark vom ur-
sprünglichenPreisabweicht.Dasfällterst
auf, wenn die Karte zu Hause ankommt.
Den Ärger mit der Personalisierung ha-
ben die Fans spätestens am Einlass.

Es ist nicht das erste Mal, dass Viagogo
in die Kritik gerät. Die Fifa erhob bereits
Klage gegen den Drittanbieter wegen un-
lauteren Wettbewerbs. Denn oft werden
dort Karten für mehr als das Doppelte des
ursprünglichen Preises angeboten. Die
Hamburger Elbphilharmonie warnt
ebensovordemAnbieter. So seien bereits
vor Beginn des Bestellzeitraums auf der
Seite Tickets angeboten worden, die es
noch nicht mal gab.

AnnikaHalbbauervonderBerlinerVer-
braucherzentrale ruftNutzerzurVorsicht
auf,denndieBetreiber„tretenfürdieNut-
zernichttransparentinihrerRollealsVer-
mittler auf, sondern machen den Ein-
druck einer offiziellen Verkaufsplatt-
form“. Die Taktik des Veranstalters des
Ed-Sheeran-Konzerts lobte Halbbauer
hingegen:PersonalisierteTicketsgewähr-
leisten, dass Fans nur den regulären Preis
bezahlenmüssen–dennmitüberteuerten
Tickets kamen sie gar nicht erst rein. Dies
hatte das Olympiastadion frühzeitig auf
seinerWebseite angekündigt.Auch Even-

tim hatte noch „vor dem Verkauf des ers-
ten Tickets darauf hingewiesen“, sagte
Sprecher Christian Steinhof. Wenn Kon-
zertbesucher ihre bei Eventim erworbe-
nenTicketsweiterverkaufenwollen,kön-
nen sie die Namen offiziell ändern lassen.
Bei Eventim kostet das zusätzliche fünf
Euro.

Beim Landgericht München liegt seit
April eine Klage gegen Viagogo vor. Sie
wurde eingereicht von den Marktwäch-
tern,einemgemeinsamenPortalderdeut-
schen Verbraucherzentralen. Zum Team
gehört auch Annika Halbbauer. Auf eine
Abmahnung der bayerischen Verbrau-
cherzentralehättendieBetreibervonVia-
gogonichtreagiert.SiesollteneineUnter-
lassungserklärungabgeben,indersiefest-
legen, dass sie künftig transparenter ge-
genüber Nutzern auftreten. „Denn wer
nichtszuverbergenhat,machtklareAnga-
ben“, betont Halbbauer. Viagogo müsste
alsoausdrücklichundgutsichtbarzeigen,
dass es sich bei ihrer Plattform um einen
Vermittler zwischen privaten Käufern

und privaten Verkäufern handelt. Wann
ein Urteil beim Landgericht München zu
erwartenist, lässtsichnochnichtabschät-
zen.WenndasUrteilpositivfürdieMarkt-
wächter ausgeht, muss Viagogo seine
deutscheWebseiteumgestalten: DerNut-
zer muss erkennen, dass es sich nicht um
eine offizielle Vorverkaufsstelle handelt.
Bei Trustpilot, einer der größten Bewer-
tungsplattformen für Online-Shops, häu-
fen sich derweil die negativen Bewertun-
gen für Viagogo. Eine Anfrage des Tages-
spiegelsbeiViagogobliebbisRedaktionss-
schluss ohne Antwort.

Von Seiten des Olympiastadions heißt
es,dasEd-Sheeran-Konzert seibesonders
schnell ausverkauft gewesen. Für die ge-
samte Welttournee des Briten gibt es nur
personalisierte Tickets. Damit ist er nicht
derersteweltbekannteKünstler,dermas-
siv gegen den Schwarzmarkt vorgeht. Für
zwei Rammstein-Konzerte 2016 in der
Waldbühne galt das gleiche Prinzip.

Auf die falsche Karte gesetzt
Beim Ed-Sheeran-Konzert im Olympiastadion gab es Probleme mit ungültigen Tickets.
Viele Fans hatten sie auf einem Portal erworben, vor dem Verbraucherschützer warnen

Farbe bekennen. Und feiern – dieses Wo-
chenende in Schöneberg.  Foto: Paul Zinken/dpa

E FSTADTLICHTER
Themen – Trends – Termine

ANZEIGE

Gegen den
Anbieter
liegt bereits
eine Klage
vor

Das Geschäft mit den Fans. Die Acts im Olympiastadion sind hochkarätig, die Karten meist schnell ausverkauft. Über Viagogo findet man oft noch Tickets – kann dabei aber böse Überraschungen erleben.  Foto: Paul Zinken/dpa
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Von Julia Heine

#ECKENENTDECKEN MIT MINI BERLIN.

MINI Berlin
Kaiserdamm 90
14057 Berlin
Web: berlin.mini.de
Tel.: 030 - 200 99 0

Blumberger Damm 2
12683 Berlin
Web: berlin.mini.de
Tel.: 030 - 200 99 0

DIE MINI BERLIN TAGESTRIPS ZU BESONDEREN ECKEN
IN LEIPZIG, CHEMNITZ, DRESDEN UND IN
UNSERER HAUPTSTADT: AN 44 WUNDERSCHÖNEN
ECKEN (MIT ECHTEN GEHEIMTIPPS!) IN EINEM 644
METER LANGEN MINI-KORSO UND UNVERGLEICH-
LICHEN HUPKONZERTEN UND 144.000 BESTENS
GENOSSENEN KALORIEN VON BESONDEREN LOKALEN
SPEZIALITÄTEN. DAS WAR 400X RIESENSPASS.
WELCHE WUNDERSCHÖNEN ECKEN SIE UNBEDINGT
ENTDECKEN MÜSSEN. WELCHE SPEZIALITÄTEN SIE
AUF JEDEN FALL PROBIEREN SOLLTEN. WAS UNSERE
ENTDECKER MIT DEM NEUEN MINI 3-TÜRER,
MINI 5-TÜRER UND UNSEREM NEUEN MINI
CABRIO NOCH ALLES ERLEBT HABEN. JETZT BEI

FACEBOOK. @ΜINI.NL.BERLIN.

4 TAGE. 4 STÄDTE.
400 ENTDECKER.

Fotos: Bloom Fotostudio Berlin

■ Darf ich während der Ar-
beitszeit zumArzt gehen?
Tobias Klingelhöfer: Zunächst
einmal hat der Chef seinen
Mitarbeitern gegenüber eine
Fürsorgepflicht. Demnach darf
er ihnen nicht grundsätzlich
verbieten, während der Ar-
beitszeit zum Arzt zu gehen.
Die Gründe müssen allerdings
eindeutig sein, wie beispiels-
weise heftige Zahnschmerzen,
plötzlich einsetzendes Fieber
oder ein kleinerer Unfall am
Arbeitsplatz.
Ist die Untersuchung medi-

zinisch unvermeidbar und ein
Termin außerhalb der Bürozeit
nicht mit der Öffnungszeit der
Praxis vereinbar, darf der Ar-
beitnehmer ebenfalls während
der Arbeitszeit zum Arzt ge-
hen. Auch bei organisatori-
schen Gründen in der Praxis,
wie beispielsweise das mor-
gendliche Blutabnehmen,
muss der Chef auf seinen Mit-
arbeiter verzichten.

■ Muss ich einen Arzttermin
beim Chef ankündigen und be-
gründen?
Abmelden ja, den Grund nen-
nen, nein. Streng genommen
sind Arbeitnehmer nicht ver-
pflichtet, dem Chef zu verra-
ten, was ihnen fehlt und war-
um sie zum Arzt gehen. Des-
halb steht auf Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigungen ja auch
keine Diagnose.
Was der Chef jedoch einfor-

dern darf, ist eine vomArzt un-
terschriebene Bescheinigung
über den Praxisbesuch. Aber
aus Gründen der Kollegialität
würde ich unbedingt dazu ra-
ten, dem Arbeitgeber zumin-
dest grob mitzuteilen, was los
ist.

■ KannmeinChefmirdafürden
Lohn kürzen?
Geht ein Arbeitnehmer aus ei-
nem der eben genannten

Gründe zumArzt,muss der Ar-
beitgeber ihn bezahlt freistel-
len. Davon sind übrigens auch
die Wegezeiten zum und vom
Arzt betroffen. Das hat das
Bundesarbeitsgericht bereits
vor Jahrzehnten festgestellt
(Az.: 5 AZR 92/82). Es genügt
übrigens schon, wenn der Arzt
den Mitarbeiter zu einem be-
stimmten Termin einbestellt
und den terminlichen Wün-
schen des Patienten auf Verle-
gung der Untersuchung oder
Behandlung nicht nachkom-
men kann oder will.
Für Arbeitnehmer, die in

Teil- oder Gleitzeit arbeiten,
gelten allerdings höhere Hür-
den für die Freistellung. Ihnen
darf zugemutet werden, die
berufliche Flexibilität zu nut-
zen, um Arzttermine in die
Freizeit zu legen.

■ Wann darf der Chef einen
Arztbesuch während der Ar-
beitszeit verbieten?
Wenn eine sofortige Behand-
lung nicht nötig ist, kann der
Arbeitgeber vom Mitarbeiter
verlangen, seinen Arztbesuch
in die Freizeit zu verlegen. Eine
herausgefallene Plombe etwa
oder Vorsorge- und Routine-
untersuchungen wären typi-
sche Fälle. Hier gilt das Prinzip
der sogenannten Leistungs-
treuepflicht. Danach muss der
Arbeitnehmer versuchen, den
Arbeitsausfall für den Chef so
gering wie möglich zu halten.
Allerdings möchte ich hier

einschränkend hinzufügen,
dass auch in einem nicht aku-
ten Fall Arbeitnehmern nicht
zugemutet werden kann, wo-
chenlang auf einen Arzttermin
zu warten.

■ Wie verhält es sich bei regel-
mäßig erforderlichen Arztbe-
suchen?
Je häufiger ein Arbeitnehmer
zumArztmuss, desto größer ist

natürlich sein Arbeitsausfall
unddamitwächst seinePflicht,
möglichst viele der Termine in
die Freizeit zu verlegen. Vor al-
lem, wenn die Notwendigkeit

fragwürdig ist: So könnte der
Chef durchaus sein Veto einle-
gen, wenn es sich um eine
mehrmals die Woche stattfin-
dende Physiotherapie handelt.

Die Erkältungswellen nehmen gar kein Ende. Überall hustet,
niest und schnieft es. Auch im Büro. Wen es erwischt hat,
der geht morgens wohl lieber zum Arzt statt zur Arbeit.
Das kann beim Chef allerdings schon mal den Eindruck
erwecken, sich drücken zu wollen. Auch ohne Abmeldung
einfach vom Schreibtisch zu verschwinden, um zwischen-
durch zu einem Arzttermin zu gehen, könnte für Miss-
stimmung sorgen. Zum Glück gibt es für Arztbesuche
während der Arbeitszeit Regeln. ARAG-Rechtsexperte
Tobias Klingelhöfer erklärt, welche das sind.

Ein nierenkranker Arbeitneh-
mer hingegen, der mehrmals
die Woche zur Dialyse geht,
muss natürlich vom Chef frei-
gestellt werden.

Ob Strom oder Gas – wer ei-
nen neuen Anbieter mit ei-

nem passenden Tarif gefun-
den,muss seinen bestehenden
Vertrag zunächst kündigen.
Dabei gilt in der Regel eine
Kündigungsfrist: Bei dem
Grundversorger beträgt sie oft
nur zwei Wochen.
Wer schon einmal gewech-

selt hat, muss in seinen Unter-
lagen die Kündigungsfrist
nachsehen. Anders, wenn ein
Versorger die Preise erhöht,
dann haben Verbraucher i.d.R.
ein Sonderkündigungsrecht,
auf das Anbieter sechsWochen
vor der Preisänderung schrift-
lich hinweisenmüssen.

Wer sich für einen neuen
Stromanbieter entschieden
hat, kann direkt über ein Ver-
gleichsportal wechseln, erklärt
die Verbraucherzentrale Ber-
lin. Oder er fordert die entspre-
chenden Vertragsunterlagen
vom neuen Versorger selbst an
oder lädt sie im Internet her-
unter. Der neue Anbieter
braucht unbedingt den Name
des bisherigen Stromlieferan-
ten, die Kundennummer, die
Zählernummer und den letz-
ten Jahresverbrauch.
Der ausgefüllte Vertrag wird

an den neuen Stromanbieter
geschickt. Dem neuen Anbie-
ter kann eine Vollmacht erteilt

werden, den alten Versor-
gungsvertrag zu kündigen.
Kunden können die Kündi-

gung aber auch selbst über-
nehmen – ratsam bei Kündi-
gungen nach Preisverände-
rungen.Der bisherigeAnbieter
verschickt eineBestätigungder
Kündigung und anschließend
eine Schlussrechnung. Der
neue Lieferant sollte bestäti-
gen, ob und zuwann er die Lie-
ferung aufnehmen kann.
Am Tag des Wechsels sollten

Verbraucher den Zählerstand
ablesen und sowohl dem alten
als auch dem neuen Stromlie-
feranten sowie dem örtlichen
Netzbetreiber mitteilen.
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Telefon
Tipp
Täglich im EXPRESS: Die günstigsten Anbieter
ohne Anmeldung, ohne Einwahlgebühren,
Abrechnung im Minutentakt.
Quelle: www.teltarif.de

Ortsgespräch
0 – 7 Uhr 01070 Arcor 0,69 Ct./M.
7 – 24 Uhr 01028 Sparcall 1,51 Ct./M.

Ferngespräch
0 – 7 Uhr 01028 Sparcall 0,1 Ct./M.
7 – 19 Uhr 010088 010088 0,75 Ct./M.
19 – 24 Uhr 01070 Arcor 0,58 Ct./M.

Festnetz zum Handy
0 – 24 Uhr 010012 010012 2,05 Ct./M.

Alle Angaben ohne Gewähr
Hotline (Mo. – Fr. 09 – 18 Uhr):
09001-1330100 (1,86 Euro/Min)

Strom: So klappt der Anbieterwechsel

Es lohnt sich, Strom- oder Gasanbieter zu vergleichen.

Wie man den alten Vertrag kündigt – welche Informationen der neue Anbieter braucht
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In der Arbeitszeit zum
Arzt – darf ich das?

So gibt es keinen Ärger mit Chef oder Kollegen

Für einen dringenden Arzttermin muss der Chef seinen Mitarbeiter freistellen. Foto: dpa

Verzugslohn

Gehalt trotz Nichtstun
Arbeitgebermüssen ihreMit-
arbeiter bezahlen - auch dann,
wenn esmangels Aufträgen
gerade nichts zu tun gibt. Vo-
raussetzung für den soge-
nannten Verzugslohn ist al-
lerdings, dass der Angestellte
seine Arbeit tatsächlich an-
bietet und der Chef sie nicht
annimmt. Daraufweist der
Rechtsschutz des Deutschen
Gewerkschaftsbunds (DGB)
hin.

Urteil

Keine Benachteiligung
Arbeitgeber könnenwegen
Altersteilzeit frei gewordene
Stellen ausschließlich für ar-
beitslose oder von Arbeits-
losigkeit bedrohte Bewerber
ausschreiben. Dadurchwer-
den etwa behinderte Bewer-
ber nicht benachteiligt. Das
geht aus einemUrteil des Ar-
beitsgerichtes Kiel hervor, Az.
öD 2 Ca 1194 c/14).

Crowdinvestitionen

Mehr Zinsen, mehr Risiko
Verbraucherschützerwarnen
vor Geldanlagen über Inter-
net-Plattformen. „Die Ren-
diten sind beim Crowdinves-
tingmeist deutlich höher als
beispielsweise auf dem Ta-
gesgeldkonto, aber das Risiko
ist auch größer“, sagteWolf
Brandes, Finanzmarktwäch-
ter bei der Verbraucherzent-
rale Hessen.

Spart Geld

Heizung runterdrehen

ImWinter die Heizung etwas
herunterzudrehen, kannEner-
gie und Kosten sparen: Rund
sechs Prozent Ersparnis sind
pro Gradwenigermöglich,
erklären Experten des Insti-
tuts fürWärme undOeltech-
nik (IWO).
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Sparen per Thermostat

Füße hochlegen und Geld be-
kommen: Geht unter be-
stimmten Voraussetzungen.
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Verbraucherzentrale Berlin e.V.

Mitglieder (Stand: 31.12.2018)
Einzelmitglieder   42
Mitgliederverbände  14
• Allgemeiner Blinden- und 
 Sehbehindertenverein e.V.
• Berliner Mieterverein e.V.
• CDU Landesverband Berlin
• Deutscher Gewerkschaftsbund – Kreis Berlin
• Die Linke, Landesverband Berlin
• Kath. Dt. Frauenbund, Zweigverein Berlin e.V.
• Landesverband Berlin der Gartenfreunde e.V.
• Mieterschutzbund Berlin e.V.
• Migrationsrat Berlin-Brandenburg e.V.
• PRO BAHN e.V.
• SPD, Landesverband Berlin
• Schutzgemeinschaft für geschädigte 
 Kapitalanleger e.V.
• Türkischer Bund in Berlin und Brandenburg
• Verband Haus- und Wohneigentum, 
 Siedlerbund Berlin-Brandenburg e.V.
Fördernde Mitglieder  2
Vattenfall   10.000 Euro
Landesbank Berlin  10.000 Euro

Vorstand der Verbraucherzentrale Berlin e.V.
Dörte Elß

Verwaltungsrat (Stand: 31.12.2018)
Reiner Wild, Vorsitzender
Peter Gnielczyk, stellv. Vorsitzender
Sabine Babendererde
Christa Jourdan
Irene Köhne
Gerhard Müting
Dr. Heinz Willnat

Mitarbeit in Gremien und Organisationen 
Stiftung Warentest
• Kuratorium
• Expertenrunde Recht
Verbraucherzentrale Bundesverband
• Arbeitskreise
DIN
• Verbraucherrat
• Normungsausschuss Betreutes Wohnen
Wirtschaftsausschuss f. Außenhandelsfragen beim BMEL
Runder Tisch Energieeffizienz und Energiesparen in 
privaten Haushalten in Berlin
Ernährungsrat Berlin
Steuerungsgruppe Fair Trade Town Berlin
Koordinierungskreis Patientenvertreter 
Ethikkommission der Ärztekammer Berlin 
Gemeinsames Landesgremium nach § 90 a SGB V
Einigungsstelle für Wettbewerbsstreitigkeiten b. d. IHK

ORGANISATION

Vorstand

Bereich Projekte und Zielgruppen

Verwaltung

Presse
Sekretariat

Verwaltungsrat

Mitgliederversammlung

Bereich Recht und Beratung



25.990 Auskünfte, 
Anfragen und 
Beratungen,davon

5.082
Verbraucherrecht 
inkl.Reiserecht

      Rechts-
besorgungen

563

Bau-
(finanzierungs)
beratungen

215

264
b e r a t u n g e n

Energieschulden-

1.234
Spar- und 
Anlage(rechts)beratungen

257
rechtsberatungen
Energie-

781Rund-

funkbeitrags-
b e r a t u n g e n

Patienten-
beratungen

319

Urheber-

rechtsberatungen
268

94
Abmahnungen  

und Unterlassungs- 
klagen

5.621
sparberatungen und -checks

Energie-

903
Ve r s i c h e r u n g s

     ( r e ch t s )
b e r a t u n g e n
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BILANZ ZUM 31.12.2018

Aktivseite 2018 2017

A. Anlagevermögen

Betriebs- und Geschäftsausstattung 71.402,81 € 86.766,26 €

B. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 32.286,97 € 32.358,75 €

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 367.380,04 € 403.281,07 €

C. Rechnungsabgrenzungsposten

Rechnungsabgrenzungsposten 1.621,33 € 1.995,87 €

Bilanzsumme Aktivseite 472.691,15 € 524.401,95 €

Passivseite 2018 2017

A. Eigenkapital

Eigenkapital am Anfang des Jahres 35.296,55 € -144.609,00 €

Jahresüberschuss Geschäftsjahr -5.660,07 € 179.905,55 €

Verbleiben 29.636,48 €  35.296,55 €

Eigenkapital am Ende des Jahres 29.636,48 € 35.296,55 €

B. Sonderposten aus Zuwendung zur Finanzierung des Anlagevermögens

Sonderposten aus Zuwendung zur Finanzierung des Anlagevermögens 59.135,91 € 71.294,88 €

C. Sonstige Rückstellungen

Sonstige Rückstellungen 68.763,39 € 65.779,95 €

D. Sonstige Verbindlichkeiten

Sonstige Verbindlichkeiten 315.125,37 € 352.030,57 €

E. Passive Rechnungsabgrenzung

Passive Rechnungsabgrenzung 30,00 € 0,00 €

Bilanzsumme Passivseite 472.691,15 € 524.401,95 €



Gewinn- und Verlustrechnung 2018 | 25

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 2018

Erträge 2018 2017

Einnahmen aus Zuwendungen 2.373.860,99 € 2.476.405,20 €

davon lnstitutioneller Haushalt 1.179.000,00 € 1.179.000,00 €

Projektförderungen/sonstige Zuschüsse 1.194.860,99 € 1.297.405,20 €

Einnahmen aus Beratungen und Vorträgen 194.739,27 € 218.256,48 €

Einnahmen aus Veröffentlichungen und sonstige Einnahmen 10.814,64 € 8.882,17 €

Abmahnungen 10.596,48 € 8.640,00 €

Vertragsstrafen 9.053,65 € 5.400,00 €

Prozesskostenerstattungen 11.438,13 € 19.592,04 €

Mitgliedsbeiträge und Spenden 22.761,81 € 22.599,65 €

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 0,00 € 44.892,70 €

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 27.282,40 € 17.056,38 €

Erträge aus der Auflösung von Verbindlichkeiten 4.407,48 € 5.624,03 €

Summe Erträge 2.664.954,85 € 2.827.348,65 €

Aufwendungen 2018 2017

Personalkosten 1.908.141,77 € 1.827.910,00 €

Miet- und Mietnebenkosten 198.040,23 € 193.311,35 €

Versicherungen 2.311,66 € 1.009,43 €

Beiträge 684,25 € 684,25 €

IT-Ausstattung inkl. Wartungskosten 26.120,83 € 14.053,13 €

Werbekosten 157.080,19 € 104.039,73 €

Reisekosten 7.328,01 € 8.926,53 €

Porto/Telefon/lnternet 17.425,54 € 17.133,75 €

Büro- und Verbrauchsmaterial 12.292,66 € 11.355,67 €

Fachliteratur 11.499,46 € 10.634,67 €

Fortbildungskosten 9.501,68 € 10.668,74 €

Rechts- und Beratungskosten, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer 1.833,60 € 2.563,93 €

Prozesskosten – UWG 14.276,57 € 25.250,67 €

Abschreibungen 49.547,11 € 37.232,21 €

sonstige betriebliche Kosten 15.782,04 € 8.623,90 €

sonstige Rückstellungen 223.218,33 € 323.655,05 €

Aufwand aus der Zuführung zum Sonderposten 15.123,43 € 53.914,16 €

Forderungsverlust 407,56 € 659,75 €

Steuern 0,00 € -4.183,82 €

Summe Aufwendungen 2.670.614,92 € 2.647.443,10 €

Ergebnis -5.660,07 € 179.905,55 €
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Öffnungszeiten

Montag    9:00 – 13:00 Uhr
Dienstag   8:00 – 16:30 Uhr
Mittwoch   9:00 – 19:00 Uhr
Donnerstag   9:00 – 19:00 Uhr
Freitag    9:00 – 16:30 Uhr

Zu diesen Zeiten können Sie Publikationen und Testhef-
te erwerben sowie persönliche Beratungstermine
vereinbaren.

Ausführliche Informationen zu unseren Beratungszeiten
und Entgelten finden Sie auf unserer Webseite unter
www.verbraucherzentrale-berlin.de/beratung-be

Terminvereinbarung für die persönliche 
Beratung unter (030) 214 85-150

Dienstag bis Freitag  10:00 – 12:00 Uhr und
   14:00 – 16:00 Uhr

Telefonische Verbraucherrechtsberatung
unter 0900-1-8877-100*
Montag und Freitag  10:00 – 13:00 Uhr
Mittwoch   10:00 – 18:00 Uhr

* 1,86 Euro/Min. aus dem deutschen Festnetz, aus dem 
Mobilfunknetz können sich abweichende Gebühren 
ergeben.

Online-Terminvergabe
www.verbraucherzentrale-berlin.de/beratung-be/
terminbuchung

ÖFFNUNGSZEITEN/BERATUNGSTERMINE
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